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Sonntag, 28. März 1965 

GEDENKSTUNDE 

im Plenarsaal des Landtages von Nordrhein-Westfalen 

Die Gedenkstunde wird mit der Romanze 
aus dem Streichquartett c-Moll, op. 51,1 von Johannes Brahms, 
gespielt vom Schäffer-Quartett, eingeleitet 

Franz Etzel: 

Wir haben soeben an den Gräbern von Josef Gockeln und Karl 
Arnold Kränze niedergelegt. Damit haben wir nicht nur dieser beiden 
Freunde gedacht. Wir bekundeten an diesen beiden Gräbern — und 
auch in dieser Gedenkstunde, in die wir Männer wie Jakob Kaiser, 
Johannes Albers und Josef Even einbeziehen — die christlich-soziale 
Verpflichtung der CDU als Volkspartei gegenüber allen Schichten, ins­
besondere den Arbeitern an Rhein und Ruhr. 
Der Düsseldorfer Raum hat noch andere Männer hervorgebracht, und 
Im letzten Jahr sind davon wieder einige von uns geschieden; ihrer 
wird an anderer Stelle des Parteitages gedacht. 
Meine Worte gelten insbesondere Karl Arnold, dem Freund, dem Men­
schen, dem aus christlich-sozialer Verpflichtung handelnden Politiker. 
Ich -begegnete Karl Arnold im Widerstand bei unserem gemeinsamen 
Freund Walter Hensel, wahrscheinlich im Jahre 1936. Der aus dem 
Zentrum kommende ehemalige christliche Gewerkschaftssekretär suchte 
in der Zeit, da die Lichter der Freiheit erloschen waren, Menschen, 
auch „Menschen der anderen Seite", welche früher das Zentrum be­
kämpft hätten, die für Freiheit, Menschenwürde, Gerechtigkeit in Gott, 
Menschsein, Dienst am Volk aus sozialer Verpflichtung, Selbstverant­
wortung und Gewissenhaftigkeit eintraten. So begegnete der sozial 
verpflichtete ehemalige katholische Gewerkschaftssekretär dem kon­
servativen evangelischen Rechtsanwalt. Wir trafen uns oft in Düsseldorf, 
in Duisburg, in Berlin. Ich lernte durch ihn und Walter Hensel, Letter-
Haus, Jakob Kaiser, Wirmer und viele andere gleichgesonnene Männer 
kennen. 



Karl Arnold repräsentierte einen kompromißlosen Widerstand, den der 
Nationalsozialismus vergeblich zu ersticken versucht hat. Unbeugsam 
widerstand er allen Versuchungen der Zeit. Seinen Glauben, seinen 
Mut und seine Opferbereitschaft setzte er ein Im Dienst für die Zukunft 
seines Volkes, im Dienst der Freiheit und Im Dienst für die ewigen 
Gesetze unseres Herrgotts. Ihn trug die Zukunftsahnung, daß die Zeit 
nach dem sicher erwarteten Zusammenbruch des Dritten Reiches ihn 
gebrauchen würde. Karl Arnold glaubte an die Zukunft seines Volkes. 
Die Not, die ein verantwortungsloses System verursachte, war seine 
Not. So geriet er in äußere Konflikte, erlitt Verhöre, sah Gefängnisse 
und erlitt große Drangsale. Die Familie erlitt Not und Angst, aber 
die Treue der Seinen gab Ihm wieder Kraft. 
Als Walter Hensei ins Gefängnis geworfen und einem lebensgefähr­
lichen Prozeß unterzogen wurde, erschien er In meiner Duisburger 
Wohnung und bat um anwaltliche Hilfe für den gemeinsamen Freund 
und stellte sich als Zeuge und Helfer zur Verfügung. Damals wußte 
ich: Karl Arnold ist ein zuverlässiger Freund, er Ist ein Mensch, ein Im 
Gewissen verpflichteter Politiker. 
Der Krieg führte mich zu den Soldaten und uns auseinander. Als ich 
nach kurzer Gefangenschaft Im September 1945 in den Evakuierungsort 
meiner Familie Im Odenwald zurückkehrte, gab es aus der Heimat an 
Rhein und Ruhr eine einzige Nachricht: einen Brief von Karl Arnold 
und Walter Hensei an meine Frau, wo ich sei, man brauche mich. 
Anfang November 1945 war ich wieder In Duisburg. Wenige Tage 
später kam ich nach Düsseldorf und wurde In der Küche der damaligen 
Wohnung von Karl Arnold für die Gründung der CDU aktiv gemacht. 
Das in der Nazizelt geknüpfte Band menschlicher Begegnung wurde 
die Grundlage für ein neues gemeinsames Beginnen. 
Karl Arnold marschierte voran mit der Kraft seines Glaubens, seines 
Ideallsmus. Mit seinem Gewissen und seinem Gespür für eine neue Zeit, 
mit seinem Sinn für soziale Gerechtigkeit prägte er weltgehend das 
Bild unserer neuen Partei. Verpflichtet vor seinem Gewissen und seinem 
Volk trat er in die politische Verantwortung. 
Am 24. November 1945 gründete Karl Arnold mit Frauen und Männern 
aus beiden christlichen Konfessionen und aus allen Ständen In Düssel­
dorf im erhalten gebliebenen Zuschauerraum der Oper die CDU. In 
der Gründungsrede umriß er die Grundsätze seines Wollens: Gottes­
furcht und Gottesgehorsam, politische konfessionelle Aussöhnung, eine 
aus dem Volk kommende demokratische Gesinnung, die aus der sitt­
lichen und geistigen Substanz aller Volksschichten die Kraft gewinnt. 
Er suchte die Lösung der Arbeiterfrage nicht im überlieferten, sondern 
in einem größeren umfassenderen Sinn. Er wies auf die Arbeiterschaft 
und die Arbeiterpsyche als eine nicht zu übersehende evolutionierende 
Macht hin und nannte die überbrachte Gesellschaftsordnung „bleich, 
blutleer und todkrank". 
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Er forderte eine Ideenkraft, die aus der Gerechtigkeit kommt. Nur 
die Gerechtigkeit aus Gott, die In materieller und geistiger Hinsicht 
gleich stark wirkt, könne die enttäuschungsfreie und sichere Grund­
lage für den gesellschaftlichen Neubau geben. So sprach in dieser 
Gründungsversammlung Karl Arnold, der damals eine politische Füh­
rungsrolle in Düsseldorf, im Rheinland, in Westfalen und auch in 
Deutschland übernahm. 
Das Erbe war schwer. Er wurde schnell einer der Hauptakteure und 
legte mitentscheidend die Fundamente für Gegenwart und Zukunft. 

Ich habe hier nicht die Zeit, den ,,ail-round"-Politiker Karl Arnold, den 
Oberbürgermeister, den Landesvater in seiner ganzen Vielfältigkeit, 
den Vorsitzenden des Bundesrates, den Staatsmann in allen seinen 
Funktionen einschließlich der Kulturpolitik, den Europäer zu schildern. 
Ich möchte vielmehr als ein Politiker, der in der CDU sich dem wirt­
schaftlichen und finanzpolitischen Aufbau der Bundesrepublik verschrie­
ben hat, bei diesem Aufbau die ganz besonders auf dem Werke von 
Karl Arnold beruhende christlich-soziale Verpflichtung unserer Partei 
als einer Volkspartei würdigen. 

Karl Arnold hatte eine sehr klare Vorstellung von dem Weg, der das 
Zusammenleben aller Glieder unseres Volkes neu formen sollte. Seine 
Gedanken hatten ihre Wurzel in einer neuen vertieften Auffassung 
von der Würde des Menschen und einer christlichen Gemeinschaft, die 
aus dem Du und Ich das Wir formt. 

Die Pflicht gegenüber dem Nächsten ist nach seiner Auffassung die 
Pflicht zur Arbeit für die Gemeinschaft. Er war ein Feind der Zerrissen­
heit unseres Volkes und ein Streiter für diese Gemeinschaft. Nur aus 
der lebendigen Verbindung aller Glieder könne praktisch und geistig 
ein Volk wachsen. Er war davon überzeugt, daß der marxistische So­
ziallsmus mit seinem kollektivistischen Grundeiement nicht geeignet sei, 
Gerechtigkeit und eine soziale Gemeinschaft zu schaffen. 

In einer Rede rief er aus: 
Wir haben es erlebt, daß die angeblich klassenlose Gesellschaft In 
Wirklichkeit entscheidende soziale Unterschiede zwischen einer 
Schicht von Privilegierten und einer breiten Masse von Arbeitssklaven 
hat entstehen lassen, wie sie selbst das Manchestertum nicht gekannt 
hat. 

Auf der anderen Seite meinte er aber auch: 
Ein Leben in der alten gesellschaftlichen Abkapselung würde nicht 
dem Volke, sondern dem Stolz, der Dummheit und der Geist-
losigkeit dienen. 

Er stellt die ernste Frage: Wie muß das neue Bild aussehen, in dem 
wir leben wollen? Er gab auch die Antwort: In den Mittelpunkt seiner 
Vorstellung rückte er die freie, in Gott verpflichtete Einzelpersönlichkeit. 
Sie müsse zu allen Berufsschichten eine lebendige Verbindung und eine 



gegenseitige Wectiselbeziehung schaffen. Wir brauchen nach seiner 
Meinung die große Verständigung zwischen aiien Berufsschichten, damit 
wir die Grundiage finden, um ein geistig und wirtschaftiich leistungs­
fähiges Staatsvoii< in Freiheit und christlicher Verantwortung zu werden. 

Er meinte die Freiheit, die die unangreifbarsten Fundamente habe, eine 
Freiheit, die die stabilste und großzügigste, die sozialste und gerech­
teste Grundiage gebe, eine Freiheit, die Verantwortung zu tragen bereit 
sei. Freiheit und soziale Gerechtigl<eit seien nicht zu trennen; erst die 
soziale Gerechtigkeit mache die Freiheit biutvoll. 
Extremer Kapitalismus und radil<aie Soziaiislerung stellten nach ihm 
l<eine Alternative dar. Er meinte, es gebe eine andere moderne, auf 
gegenseitige Achtung beruhende Ordnung, für die einmal in der Offent-
iichl<eit das Wort „Sozialpartner" symbolisch sein werde. Dieser Begriff 
sei der Inhalt eines neuen sozialen Klimas; ein Wort, das weiß Gott 
prophetisch gesagt war. 

Partnerschaft heißt ein Teil des Gemeinsamen, des Ganzen zu sein. 
Er dachte dabei an eine Gemeinschaft zwischen Arbeltgebern und 
Arbeitnehmern, die auf der Grundlage der Gleichberechtigung der 
beiden Sozialpartner beruht. 
Die Partnerschaft war nach seiner Auffassung berufen, endgültig in 
unserem Volksleben eine geistige Epoche abzulösen, die wir zum 
Schaden unseres Volkes als eine Zeit des Klassenhasses und des Klas­
senkampfes gar oft mit tiefer Bitterkeit erlebt hatten. Echte und gute 
Partnerschaft schaffe einen Arbeltsfrieden, der die Grundiage unserer 
voiklichen Existenz darstelle. 
Karl Arnold wollte mit diesen Gedanken keine Gleichschaltung und 
keine Verwischung der Verschiedenartigkeit In der Funktion der Partner. 

In seiner Düsseldorfer Rede vom 31. Mal 1951 sagte er: 
Eine solche Verwischung wäre verderblich. Sie würde den lebendigen 
Unternehmergeist hemmen, und auf der anderen Seite könnte die 
Entwicklung leicht dazu führen, daß die Vertreter der Arbeitnehmer, 
wenn sie sich selbst Unternehmereigenschaft aneignen wollen, das 
Vertrauen der Arbeiterschaft einbüßen. Die Sozialpartner haben 
unterschiedliche Aufgaben, und es wäre auch falsch, ein schematl-
sches Partnerschaftsverhältnis zu entwerfen, worin der Vielgestaltig­
keit der Wirtschaft und dem dynamischen Können des einzelnen kein 
Raum mehr gegeben wäre. In der Bezeichnung Partner liegt meiner 
Ansicht nach eine Anerkennung der Unterschiedlichkeit.. 

Dann fuhr er in der gleichen Rede fort: 
Mit Recht verlangt die Partnerschaft Gleichberechtigung. Gleichbe­
rechtigung kann bei der Verschiedenartigkeit der Funktionen nicht 
Gleichheit In allen Einzelheiten bedeuten. Wohl aber muß Gleichheit 
in der Summe der Rechte und Pflichten und in der Anerkennung der 
Würde und Eigenverantwortung des einzelnen bestehen. 
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In einem neuen Betriebsklima sollte den Arbeitern an Stelle der Ent­
wurzelung ein Stück Heimat zurückgegeben werden. Es gebe aber auch 
nicht nur zwei Säulen: Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Ohne die Exi­
stenz einer bfeittragenden Schicht geistig frei schaffender Menschen 
gäbe es bald nur noch bedauernswerte Glieder eines anonym kom­
mandierten Gemeinwesens. 
Karl Arnold zog aus diesem Ordnungsbild praktische Konsequenzen. 
Aus dem Wert der Einzelpersöniichkeit folge das Recht auf Mitbestim­
mung, wobei das Sozialprodukt eine wesentliche Bereicherung erfahre. 
Er definierte: „Mitbestimmung ist keine arbeitsrechtliche Forderung der 
Arbeiterschaft. Sie ist auch keine Klassenforderung. Das Mitbestim­
mungsrecht ist in seiner gesellschaftspolitischen Wirkung die Garantie 
der Sicherheit, daß sich in unserem Volke das bürgerliche Element in 
Freiheit und eigener Schaffenskraft erhalten und entfalten könne." 
Damit waren drei Funktionen in unserem Wirtschaftsbild klar definiert 
und zueinander abgegrenzt: die Funktion des Kapitals, die Funktion 
der Arbeitnehmer und die Funktion der Unternehmer, Gleichberechti­
gung nicht Gleichheit; Respektierung der unterschiedlichen Aufgaben 
dieser drei Funktionen, keine Verwischung. 
Das war die Erkenntnis eines Mannes, der tief in der Arbeitnehmer­
schaft wurzelnd, schon im Dritten Reich als Leiter eines handwerklichen 
Betriebes und später als Verleger selber Unternehmer geworden war, 
und der so die Bedeutung aller drei Funktionen im Wirtschaftsleben 
kennengelernt hatte. 
Als ein Gegner des marxistischen Sozialismus verteidigte Karl Arnold 
das Privateigentum. „Ohne das Privateigentum kann die Persönlichkeit 
und die Familie sich nicht entfalten. Die Kräfte der persönlichen Ver­
antwortlichkeil, der Initiative, der Strebsamkeit und der Kulturentfal­
tung sind weitgehend an das Recht auf Eigentum gebunden. Diese 
Kräfte sind für eine Volks- und Ordnungsbildung unentbehrlich." Die 
beste Verteidigung des Privateigentums, das um der menschlichen 
Freiheit willen erhalten bleiben müsse, bestehe darin, den Arbeitneh­
mern zu echtem Eigentum zu verhelfen. Ein breitgestreutes Eigentum 
diene dieser Aufgabe. 
Seine Forderung auf dem Hamburger Parteitag 1957 war: „Eigentum 
für Jeden." Sie wurde die Parole des folgenden Wahlkampfes und 
damit eine Hauptursache für den folgenden Wahlsieg der CDU mit 
einer absoluten Mehrheit. Mit dieser Parole war die Überwindung des 
Gegensatzes zwischen Eigentum auf der einen Seite und dem Menschen, 
der nur von seiner Arbeit leben muß, auf der anderen Seite gefordert. 
„Eigentum, soweit wie möglich gestreut", lautete seine Forderung. 
Aber er wußte auch, daß der Mensch dabei nicht zu vergessen sei. 
„Alle äußeren und wirtschaftlichen Sozial reformen werden uns nicht 
welter bringen, wenn nicht zugleich eine Neubildung des inneren Men­
schen erfolgt." „Wir wollen keinen Staatssozialismus, sondern eine 
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Wirtschaftsordnung, die ihre stärl<sten Antriebe aus der Idee der 
christlichen Gerechtigkeit empfängt." 
Eine Sozialordnung Ist nur dann gesund, wenn sie von einer möglichst 
breiten Schicht getragen wird. Dazu gehört auch eine gerechte Eigen­
tumsverteilung. Dabei komme dem Selbsthilfegedanken und dem Spar­
willen besondere Bedeutung zu. Praktisch, wie Karl Arnold war, machte 
er sogleich konkrete Vorschläge. Neben der Notwendigkeit, dem Ar­
beiter möglichst auch zum eigenen Haus und Garten zu verhelfen, 
verlangte er für die Arbeitnehmerschaft Teilnahme an den neuen Indu-
slrieinvestitionen. Beide Sozialpartner sollten freiwillig durch eigene 
Leistung zur Erreichung dieses Zieles beitragen. 

Der Staat sollte dazu seine Hand reichen; denn der Staat habe an einer 
breitgestreuten Eigentumsverteilung das größte Interesse. Er wurde mit 
diesem Gedanken zum Vater der Idee einer breiten Vermögensbildung, 
wie sie in der Vergangenheit bereits durch Gesetze eingeleitet wurde 
und jetzt durch ein neues Gesetz verdichtet werden soll. 
So lehnte er den allein Eigentum besitzenden Staat ab: „Wir wollen das 
Gegenteil, wir wollen ein Volk von Eigentümern werden; denn in einer 
freien Wirtschaftsordnung ist das private Eigentum entscheidender so­
zialer Ordnungsfaktor." 
Das hier aus Karl Arnolds Reden skizzierte Bild seiner Persönlichkeit 
umfaßt sein Wirken — aus Zeltgründen — nur zu einem Teil. Aber es 
zeigt einen Menschen, der die modernen Probleme aus tiefer, religiöser 
Verantwortung erfaßt hatte und dessen Sein schöpferisch wurde für 
unsere CDU und für das Wirken in Volk und Staat. Sein Schöpfen und 
das Schöpfen der Freude, die ich eingangs erwähnt habe, ihre Aus­
strahlung auf die Menschen an Rhein und Ruhr und auf das Bundesge­
biet und seine Darstellung der christlich-sozialen Verpflichtung sind 
verpflichtend für ups alle. 

Zu dieser Verpflichtung bekenne ich mich als ein Mann, der das Glück 
hatte, Karl Arnold zum Freund zu haben. 
Hans Katzer: In dieser Stunde des ehrenden Gedenkens der Männer 
und Frauen der christlich-sozialen Bewegung gilt es, das Fundament 
sichtbar zu machen, auf dem sie aufbauten. Lassen Sie mich hierzu ein 
Dreifaches sagen: Wenn wir heute in einer gesicherten parlamentari­
schen Demokratie und der Freiheit, die sie gewährt, leben, dann nicht 
zuletzt deshalb, weil die Arbeitnehmerschaft heute staatsbewußt und 
staatsbejahend ist. 
Es ist das historische Verdienst der Arbeiterbewegung, vor allem der 
christlich-sozialen Arbeitnehmerschaft, die Arbeitnehmerschaft, die Ar­
beiter, an diesen Staat herangeführt zu haben. 

Am klarsten hat dies wohl Adam Stegerwäid auf dem Essener Kongreß 
der alten Christlichen Gewerkschaften ausgedrückt, der — wie Hannes 
Albers einmal zitierte — in einer Zeit gärender Unruhe, die durch den 
Zusammenbruch der Traditionskräfte des Deutschen Reiches ausgelöst 
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war, im November 1920 stattfand. Stegerwald hatte erkannt, daß eine 
Neuordnung nur aus den Kräften des Cfiristentums kommen konnte, 
und er folgerte: Eine christlich-soziale Bewegung dürfe nicht nur im 
religiösen oder im gewerkschaftlichen Bereich verbleiben; sie müsse 
vielmehr ihre Kraft gemeinsam mit allen anderen Berufsständen zur 
Gestaltung des politischen Lebens einsetzen. 

Stegerwald forderte 1920 die Neugestaltung des Parteiwesens und 
konkret die christlich-soziale Volkspartei. Das Losungswort von Essen 
1920 lautete: christlich — deutsch — demokratisch — sozial. 

Mir will scheinen: Hier war die Wahrheit, die Geburtsstunde der 
Christlich Demokratischen Union, im schroffen Gegensatz zu Marxismus 
und Sozialismus bekannten sich die Christlich-Sozialen zur idee der 
Partnerschaft. Den Klassenkampfgedanken der Marxisten lehnten sie 
ebenso entschieden wie wirkungsvoll ab. 

Diese Idee der Partnerschaft, verbunden mit dem Mitbestimmungsrecht 
der Arbeitnehmer, war für die Union der Christlichen Demokraten das 
geseiischaftiiche Leitmotiv, und mit dieser Idee ist es ihr gelungen, den 
gesellschaftlichen Aufbau giückhaft zu gestalten. 

Wenn wir heute nicht vom Klassenkampf zerrissen werden, dann ver­
danken wir das nicht dem neuerdings scharmanten Lächeln der SPD 
— der Arbeiterpartei von gestern —, sondern dem Zusammenwirken 
aller Kräfte und Gruppen, das die Union beispielgebend für das ganze 
Volk in sich verwirklicht hat. 

Ein Zweites soll gesagt sein: Ais 1933 der Nationalsozialismus über 
Deutschland hereinbrach, waren es nicht zuletzt Männer und Frauen 
der Arbeiterschaft, die das drohende Unheil der rechtsradikalen Revo­
lution Hitlers heraufziehen sahen. Sie haben 1933 keinen Pakt mit Hitler 
geschlossen; sie standen vom ersten Tage an Im Widerstand gegen 
Hitler. Sie haben sich nicht von der Not der Zeit überrennen lassen — 
und sie litten Not. Sie haben sich nicht von der Hoffnungslosigkeit an­
stecken lassen, die schließlich in dem Terrorregime einen Ausweg such­
ten, denn sie erkannten bereits hinter dem Anschein der Legaliät den 
zutiefst widersittlichen Kern des Nationalsozialismus. 

Diese Männer und Frauen der Arbeiterschaft haben weder den Ver­
sprechungen Hitlers geglaubt, noch haben sie sich von dem vorder­
gründigen wirtschaftlichen Aufstieg blenden lassen. Mit ihrem Wider­
stand und dem blutigen Zeugnis, das sie nach dem 20. Juli 1944 für 
Freiheit und Gerechtigkeit ablegten, haben diese Männer und Frauen 
— stellvertretend nenne ich die Gehenkten Nikolaus Groß und Bernhard 
Letterhaus, die Gemordeten Heinrich Körner, Max Habermann, Prälat 
Otto Müller und die Oberlebenden Heinrich Strunk, Karl Arnold, Johan­
nes Albers, Joseph Joos und Jakob Kaiser — damit noch einmal aufs 
neue das sittliche Fundament eines neuen deutschen Staatswesens 
gelegt. 
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Jakob Kaiser, der sich Hitler nicht beugte, der die Unterschrift zur 
Verschmelzung der Christlichen Gewerkschaften mit der DAF verwei­
gerte, stand dann Jahre später wieder im Widerstand gegen den To-
talitarlsmus. Er beugte sich den Sowjets nicht, als diese die Gleich­
schaltung der Ost-CDU mit der SED erzwingen wollten. 
Lassen Sie mich ein Drittes hinzufügen: 1945, in der ersten Stunde eines 
neuen Deutschlands, standen die Männer und Frauen aus der christlich-
sozialen Bewegung wieder in vorderster Linie. Sie gingen daran, das 
hoffnungslose Chaos, das uns der Zusammenbruch hinterlassen hatte, 
zu beseitigen. Mit den Erfahrungen, die sie in der Weimarer Zeit ge­
wonnen hatten, dem Feuerofen des braunen Terrors entronnen, haben 
sie entscheidend eine neue Verfassung und eine neue staatliche und 
gesellschaftliche Ordnung geschaffen. Die bedeutungsvollste war die, 
daß die christlich-soziale Arbeitnehmerschaft auf eine eigene politische 
Organisation verzichtete und ihr geistiges Erbe in die Union der 
Christlichen Demokraten einbrachte. Erst damit wurde dieser Volks­
partei eine feste Grundlage gegeben. Das Profil des neuen deutschen 
Staatswesens wurde entscheidend dadurch mitgeprägt. 
Es ist nicht nur gelungen, die soziale Verpflichtung des Staates In der 
Verfassung zu verankern, sondern es wurde erreicht, daß in der Gesetz­
gebung mit dieser Verpflichtung ernst gemacht wurde. Daß dies durch 
eine Koordination aller politischen Sachbereiche unter einem gesell­
schaftlichen Ordnungsbild geschah, welches weitgehend von christlich-
sozialen Vorstellungen geprägt ist, bestätigt uns aufs neue, daß es 
richtig war, daß die christlich-soziale Arbeitnehmerschaft zum Wegbe­
reiter der Union Christlicher Demokraten wurde. 

Wenn heute in der Bundesrepublik von Eigentumspolitik gesprochen 
wird, dann nur deshalb, well die Christlich-Sozialen seit mehr als 20 
Jahren gerade diese Frage in den IVlittelpunkt ihrer Bemühungen gestellt 
haben. Unvergessen ist der Beitrag, den Johannes Even hierzu bereits 
im Jahre 1950 leistete, und hätte der Gewerkschaftler Karl Arnold im 
Jahre 1951, als er auf dem Karlsruher Parteitag seinen Eigentumsplan 
vorlegte, damals das Ohr der deutschen Gewerkschaften gehabt, dann 
wäre die Diskussion über die Eigentumspolitik heute in der Bundes­
republik anders; denn dann würde ein Großteil der Arbeitnehmerschaft 
heute schon ein, wenn auch bescheidenes Vermögen besitzen. 
Und hier dies sei noch hinzugefügt: Josef Gockeln, der als Präsident 
des Landtags von Nordrhein-Westfalen von diesem Platze aus mehr als 
einmal zur fairen demokratischen Auseinandersetzung seinen Beitrag 
leistete, hat als Vorsitzender der Katholischen Arbeiterbewegung immer 
wieder gemahnt — auch die Union gemahnt —, daß sie sich stets der 
geistigen und sittlichen Grundlegung der Partei bewußt zu sein hätten. 
Und so sei auch In diese Stunde gesagt: Die christlich-soziale Arbeit­
nehmerschaft wendet sich gegen jene, die glauben, nach dem Worte 
„Not lehrt beten!" handeln zu müssen, wie Johannes Albers es einmal 
formulierte. 
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Wir glauben nicht, daß die Rücl<besinnung auf christliche Werte nur 
In der Schrecksekunde des Jahres 1945 nötig und richtig gewesen sei. 
Wir sind vielmehr der Auffassung, daß gerade heute im Jahre 1965 
uns allen eine solche Rückbesinnung not tut. 
Diese wenigen Sätze mögen genügen, um klarzustellen, aus welcher 
Verpflichtung, aus welcher Verantwortung und mit welcher Zielsetzung 
die christlich-soziale Arbeitnehmerschaft ihre Aufgabe in der Union 
sieht. Es ging und es geht uns nicht um bloße Interessenvertretung — 
das sicherlich auch. Aber die christlich-soziale Arbeitnehmerschaft hat 
sich allezeit als Sachwalter des Gemeinwohls verstanden. Es geht ihr 
nicht um Privilegien, es geht ihr nicht um Geschenke, es geht Ihr nicht 
darum, etwas auf Kosten anderer zu erzwingen auf Grund ihrer großen 
Zahl. Im Gegenteil. Wenn wir sehen, daß es in anderen Schichten zu 
unzumutbaren Belastungen kommt, werden wir die ersten sein, die gegen 
Ungerechtigkeit angehen. Der Aufstieg der Arbeitnehmerschaft aus den 
Kellerräumen der Gesellschaft — wie Jakob Kaiser so gerne und oft 
formulierte — ist noch zu wach in uns, als daß wir stumpf sein könnten 
gegen Not, wo immer sie sich zeigt. 

Unser Ringen geht um Freiheit und Gerechtigkeit für jedermann. Das 
Ist ein Erbteil, das wir zu verwalten haben. 
Wir bekennen uns zu unserer Tradition, und wir sind stolz auf sie. Wir 
haben es nicht notwendig, wie die Sozialdemokraten anläßlich ihres 
hundertjährigen Bestehens Marx und Engels auszutauschen. Wir be­
kennen uns zur ganzen christlich-sozialen Tradition, und wir bekennen 
uns zu allen Männern, die diese Tradition mit geschaffen haben. 

Wenn die Christlich Demokratische Union vor dem Beginn Ihres Partei­
tages in besonderer Welse das Andenken der Männer und Frauen aus 
der Arbeitnehmerschaft hier in Düsseldorf ehrt, die zu den Wegberei­
tern der Union gehörten, erfüllt das die Sozialausschüsse mit tiefer Ge­
nugtuung und mit Dankbarkeit gegenüber dem Vorsitzenden der Union. 
Wir stehen in der Verpflichtung. Wir werden auch in Zukunft unseren 
Beitrag für die soziale Ausgestaltung der Bundesrepublik leisten. Wir 
würden aber — so meine ich — dem Vermächtnis unserer Toten nicht 
gerecht, dächten wir nur an unsere sozial-gesellschaftspolitischen Pro­
bleme. 

Soziale Ausgestaltung der Bundesrepublik und der Wille zur Wieder­
vereinigung waren insbesondere für Jakob Kaiser, den ersten Vorsitzen­
den der Sozialausschüsse, stets nur zwei Seiten einer Medaille. 
Unser Bekenntnis zum unteilbaren Deutschland hat eine feste Grund­
lage; denn wir haben einen unverzichtbaren moralischen Anspruch 
darauf, als Volk auch unter dem Dach eines Staates zu leben. Dieser 
unverzichtbare moralische Anspruch ist aber gleichzeitig von politischer 
Wirkung; denn das in der Charta der Menschenrechte garantierte Recht 
eines jeden Volkes auf Selbstbestimmung gilt auch für uns. Wir müssen 
immer wieder darauf hinweisen, daß diese Menschenrechte auch von 
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der Sowjetunion feierlich beschworen wurden. Wir werden unablässig 
stets das ganze Deutschiand vor Augen haben und aiie unsere Kräfte 
einsetzen für ein wiedervereinigtes Deutschiand in Einigl^eit und Recht 
und Freiheit. 

Bundesvorsitzender Dr. Konrad Adenauer: Kari Arnoid und Josef 
Gocl<eln («enne ich aus den Anfängen der Arbeit für die Christlich 
Demoi<ratische Union. Damais bin ich nach meiner Erinnerung zuerst 
mit ihnen zusammengekommen. Bei einer so schweren Arbeit, wie sie 
die Gründung einer neuen großen Partei nach dem voiiständigen Zu­
sammenbruch darsteiite, lernte man, glaube ich, seine iVlitarbeiter und 
Streitgenossen am allerbesten l<ennen. Ich habe beide gut gekannt, und 
ich habe beide hoch geschätzt. Kari Arnoid war der Streitbarere, Josef 
Gockeln, ebenso treu und ebenso fest wie Kari Arnoid, liebte etwas den 
müderen Ton. 

Und so haben diese beiden Männer, meine verehrten Damen und 
i-lerren, gerade hier Im Industriegebiet für unsere Christiich Demokra­
tische Union Großes geschaffen und Großes geleistet. Unter uns sind 
sicher noch Männer und Frauen, die wissen, wie es in dem rheinisch-
westfälischen Industriegebiet parteipolitisch aussah nach dieser ganzen 
Fülle von Bewegungen, nach dem ersten Weltkrieg, der Weimarer Re­
publik, dem Nationalsoziaiismus, dem zweiten Weltkrieg und dem 
vollkommenen Zusammenbruch Deutschlands, der insbesondere auch 
das rheinisch-westfälische Industriegebiet schwer traf. 

Wer sich Jener Zeiten erinnert, der denkt nicht nur an die Last zurück, 
die sie uns allen brachten, sondern der denkt auch mit Fug und Recht 
an die Erfolge zurück, die wir damals erzielt haben, der denkt auch 
mit Fug und Recht an die Opferwiliigkeit zurück, die allen, die hier 
damals für die CDU eintraten, zu eigen war. Denn wenn es irgendwo 
nicht leicht war, diese neue Partei ins Leben zu rufen, eine Voikspartei, 
keine Kiassenpartei, dann, meine Damen und Herren, war das hier, 
und zwar insbesondere hier auch gegenüber der britischen Besatzung, 
die - das muß auch einmal gesagt werden — alles andere als unser 
Freund war. 

Ich habe mir gerade zufällig in den letzten Tagen nicht von einem 
Deutschen, sondern von einem Ausländer erzählen lassen, der am 
Abend der ersten Bundestagswahl hier in Düsseldorf im Breidenbacher 
Hof gewesen war. Er erzählte, daß dort alle Besatzungsvertreter, die 
da waren — und es waren viele —, völlig davon überzeugt waren, daß 
die Sozialdemokratie aus dieser ersten Wahl als Siegerin hervorgehen 
würde. 
Gerade die Vertreter der Arbeitnehmerschaft — und hier meine Ich sie 
alle, von denen meine Herren Vorredner gesprochen haben — haben 
ein historisches Verdienst daran, daß die Christlich Demokratische 
Union all die Jahre hindurch die Führung der Bundesrepublik in der 
Hand gehabt hat. Ohne die Arbeitnehmerschaft, ohne einen entspre-
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chenden Prozentsalz der Arbeitnehmerschaft, der zu uns gehören mußte, 
wäre uns das niemals gelungen. Daher möchte ich als Vorsitzender 
der Christiich Demol<ratischen Union in dieser Stunde und an diesem 
Tage besonders der beiden Männer mit dankerfüiitem Herzen gedeni<en, 
die damals im Industriegebiet führend waren, Karl Arnold und Josef 
Goci<eln. Wer einmal rückblickend an seinem geistigen Auge vorüber­
ziehen läßt, was diese Partei nach dem völligen Zusammenbruch 
Deutschlands geschaffen hat, der muß insbesondere der Arbeitnehmer­
schaft und ihrer Führer mit großer Dankbarkeit gedenken. 
Ich denke heute auch besonders an jene Tagung in Neheim-Hüsten 
zurück, wo unser Freund Albers sich ein so großes Verdienst dadurch 
erworben hat, daß es ihm gelang, die Gegensätze zu überbrücken, die 
sich naturgemäß ergaben — es müßten ja merkwürdige Männer und-
merkwürdige Politiker sein, die in solch aufgeregten Zeiten keine Ge­
gensätze aufzuweisen hätten —, daß es ihm gelang, den Bogen zu 
spannen zwischen der Arbeitnehmerschaft und den Vertretern anderer 
Teile unseres Volkes, indem er darauf hinwies, daß wir e i n Volk 
seien, das in solchen Zeiten der Not zusammenstehen müsse. 
Wenn ich in diesem Saale und an diesem Platze stehe, denke ich an 
so viele zurückliegende Jahre. Zunächst an den Rheinischen Provinzlal-
landtag. Welch ruhige Zeit, welch friedliche ZeitI Weiter halte ich mir 
die Sitzungen vor Augen, die stattfanden, nachdem die Zeiten anders 
geworden waren, und auch die Sitzungen des neuen Landtags von 
Nordrhein-Westfalen. Ich war Mitglied dieses ersten Landtags von 
Nordrhein-Westfalen. Wer an all das denkt, meine Damen und Herren, 
und sich die ganze Entwicklung vergegenwärtigt, dem wird klar, wie 
wir Im Laufe dieser Jahre, die so viel Geschichte umfassen, in der 
Christlich Demokratischen Union zusammengewachsen sind. 
Wir gedenken heute auch der Gattinnen dieser beiden Männer, Frau 
Arnold und Frau Gockeln. Denn ich glaube, wer die beiden Männer 
gekannt hat, ist sich auch darüber klar, daß sie aus ihrem guten Fa­
milienleben einen großen Teil der Kraft hernahmen, die sie für das 
öffentliche Wohl einsetzen konnten. Daher gedenken wir gerade auch 
Ihrer beider, die Sie hier anwesend sind, und mit Ihnen der Frauen 
der anderen christlichen Arbeitnehmer, die damals hier für unsere 
Ideale gestanden haben, mit herzlichem Danke. 

Zum Ausklang spielt das Schäffer-Quartett den 2. Satz aus dem Streich­
quartett C-Dur op. 76, 3 (Kaiserquartett) von Joseph Haydn. 
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Sonntag, den 28. März 1965 

öffentliche Kundgebung 

in Düsseldorf, Rheinhalle 

B e g i n n : 19.30 Uhr 

Josef Hermann Dufhues 
(Geschäftsführender Vorsitzender der Christiich Demokratischen Union). 

Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Wer an diesem schö­
nen Frühiingsabend zu uns gel<ommen ist, wer in dieser drangvollen 
Enge aushält, der ist ein CDU-l\/1ann, auf den wir uns auch in schwer­
sten Stunden verlassen l<önnen. 

(Beifall und Heiterkeit) 
Zu diesen CDU-Männern gehören vor allen Dingen Sie, meine Damen. 

(Heiterkeit) 
Seien Sie alle recht herzlich willkommen! Wir sind glücklich und dank­
bar, daß Sie mit uns gemeinsam sich zu dieser Versammlung, zu die­
ser Stunde hier zusammengefunden haben. 

Mit dieser Versammlung treten wir vor die breite Öffentlichkeit, vor die 
Bevölkerung von Düsseldorf, vor das rheinische Volk, zugleich wohl 
aber auch vor das ganze deutsche Volk und auch jene 17 Millionen, 
die gegen Jedes Recht immer noch von uns getrennt leben müssen. 

(Starker Beifall) 
Zu ihnen wird nachher unser Freund Lemmer sprechen. 
Meine Damen und Herren, mit dieser Kundgebung eröffnen wir prak­
tisch den 13. Parteitag der Christlich Demokratischen Union. Wir 
haben die Zahl 13 nicht überschlagen, wie das gelegentlich in Hotels 
geschieht; auch 13 bedeutet uns Glück, und im übrigen sind wir strah­
lende Optimisten und werden allen Widrigkelten, auch der Zahl 13, 
widerstehen. 

(Beifall) 

So begrüße Ich an erster Stelle den strahlendsten Optimisten der CDU, 
den Mann, der auch in schwersten Stunden Vertrauen und Glauben 
an die Zukunft nicht verloren hat, der aus seinem Optimismus her-
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aus das ganze deutsche Volk in die Lage versetzt hat, aus Trümmern 
und Kellern aufzustehen und ein neues, schöneres Deutschland aufzu­
bauen, Herrn Bundesl<anzler Prof. Ludwig Erhard. 

(Lang anhaltender starker Beifall) 
Lieber Herr Bundeskanzler ErhardI Diese Stadt Düsseldorf, die wie 
viele rheinische Städte schwer unter dem letzten Krieg hat leiden 
müssen, Ist in ihrem Wiederaufbau ein strahlendes Zeugnis Ihrer er­
folgreichen Politik, und wir wissen, daß die Politik, die die CDU seit 
jeher betrieben hat, durch Konrad Adenauer In ihren wesentlichen 
Fragen formuliert worden ist. 

(Starker Beifall) 
Wir wissen, daß Sie diese Politik konsequent und überzeugt fortsetzen 
werden. An dieser Stelle und in dieser Stunde möchte ich Ihnen daher 
für die klare Entscheidung danken, die Sie gestern getroffen haben. 

(Beifall) 
Wir sind dankbar dafür, daß Sie die am Freitag durch den Rücktritt 
des Justizministers Bucher entstandene Situation In wenigen Stunden 
überwunden haben, und zwar dadurch, daß Sie einen unserer Par­
teifreunde, unseren Parteifreund Weber, der Zeit seines Lebens wie 
wenige redlich dem Recht gedient hat, zum Bundesjustizminister er­
nannt haben. 

(Erneuter Beifall) 

Ich meine, an dieser Praxis sollten Sie festhalten. Wenn es sich um 
eine Angelegenheit der CDU handelt, dann darf uns keine andere 
Partei dort hineinreden. 

Und nun begrüße Ich mit der gleichen Herzlichkeit unseren früheren 
Bundeskanzler und Parteivorsitzenden Konrad Adenauer. 

(Erneuter starker Beifall) 
Die Geschichte und der Weg unseres Volkes seit dem Jahre 1945 und 
vor allem seit dem Jahre 1949 ist und bleibt für immer mit Ihrem Namen 
verbunden. 

(Lebhafter Beifall) 

Durch Ihre Leistungen haben Sie sich den Rang eines Staatsmannes 
erworben. Wir danken Ihnen für alles, was Sie für Deutschland, für 
unser Volk, getan haben. 

(Starker Beifall) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, hat eine besonders geschickte 
Regie dafür gesorgt, daß wir nun alle die Rede unseres Altbundes­
kanzlers, unseres Bundesparteivorsitzenden Adenauer, mit besonderer 
Aufmerksamkeit erwarten. Ich möchte Ihnen allerdings bereits Jetzt 
sagen: Wir, Ihre Freunde, wissen, daß Sie wie zu allen Zeiten auch 
heute unsere Gegner enttäuschen werden. Sie werden die Politik der 
Union vertreten und verfechten wie in ihren besten Jahren. 
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Adenauer und Erhard — Erhard und Adenauerl Die Leistung des einen 
Ist der Erfolg des anderen. 

(Beifall) 

Beide haben das Vertrauen des deutschen Voll<es. Erhard führt uns in 
den Wahllcampf dieses IHerbstes, Adenauer leiht uns seine Kraft, seine 
Autorität. 

IVIeine Damen und Herren, was will denn der Altkandidat der SPD ge­
gen diese Autorität, gegen diese IVIänner, diese Persönlichl<eiten! Was 
will der Aiti<andidat der SPD gegen Ludwig Erhard! 

(Bravo-Rufe und Beifall) 
Wenn er wenigstens das Vertrauen seiner eigenen Partei hättel 

(Beifall) 
H^ein weiterer Gruß gilt den Herren Ministerpräsidenten der Bundes­
länder,' gilt den Bundes- und Landesministern. Ich grüße herzlich die 
Abgeordneten der CDU/CSU-Fraktion des Bundestags, die Abgeord­
neten der Landtage und für alle Abgeordneten vor allem unseren 
treuen Freund Dr. Rainer Barzel, dem ich auch an dieser Stelle herz­
lichen Dank sagen möchte. 

(Beifall) 

Viele ausländische Gäste sind unter uns. Stellvertretend für sie alle 
heiße ich herzlich willkommen Herrn Dr. Caldera, den Generalsekretär 
der Christlich Sozialen Partei Venezuelas. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, wir sind aus wohlerwogenen Gründen mit 
dieser Kundgebung unseres Parteitags in diese schöne Stadt Düsseldort 
gegangen. Sie Ist eines der größten Zentren des industriellen Lebens 
Europas. Hier werden Fragen im Bereich der Wirtschafts-, Sozial-
und Gesellschaftspolitik entwickelt und entschieden, an denen keine 
verantwortungsbewußte politische Partei vorübergehen kann. Gerade 
hier in dieser Stadt werden alle jene Probleme erörtert und diskutiert 
und, so möglich, auch entschieden, die für die wirtschaftliche, soziale 
und gesellschaftliche Entwicklung unseres Volkes von entscheidender 
Bedeutung sind. 

Aber, meine Damen und Herren, wir sind auch gekommen in die 
Stadt, in der Männer wie Karl Arnold und Josef Gockeln gewirkt und 
gearbeitet haben. ^Q^^^^^^ 

Wenn der SPD keine Chance gegeben worden ist, die Idee des Klas­
senkampfes in das deutsche Volk hineinzutragen, wenn Deutschland ein 
Land des sozialen Ausgleichs und des sozialen Friedens ist, dann haben 
wir das nicht zuletzt Männern und Persönlichkelten wie Arnold und 
Gockeln und den vielen anderen aus der christlich-sozialen Bewegung 
zu verdanken. (Lebhafter Beifall) 
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Hier an dieser Stelle möchte Ich deshalb Frau Arnold und Frau 
Gocl<eln erneut den Dank aussprechen, den wir den Lebenden schuldig 
geblieben sind. 

(Beifall) 

Niemals, meine Freunde, vergesse ich jene Stunde Im Sommer des 
Jahres 1958, als wir Karl Arnold zu Grabe trugen. Der Wahlkampf 
hatte den Höhepunkt erreicht; er stand unmittelbar vor seiner Ent­
scheidung. Da verließ er uns, der, der den Wahlkampf geführt hatte, 
und alle senkten die Waffen. Niemais werden wir vergessen, daß 
in dieser Stunde Hunderttausende aus Ihrer Stadt die Straßen säum­
ten, bewegten Herzens: viele schämten sich der Tränen nicht, als es 
galt, von Karl Arnold Abschied zu nehmen. 

Damais wurde uns bewußt, was er uns war, was wir an ihm schätz­
ten, Oberzeugung, Treue und Festigkeit, Redlichkeit und die Bereit­
schaft zum Wirken. Das sind Tugenden, die uns Karl Arnold, Josef 
Gockeln und viele andere vorgelebt haben. Wir aber leisteten damals 
den Eid: In seinem Geiste weiter! — Ich meine, wir sollten uns auch 
in schweren Stunden jenes Eides erinnern. 

l\/leine Damen und Herren, ich darf es bei diesen Grußworten bewen­
den lassen. Wir erwarten nun die Worte unseres Bundeskanzlers Dr. Er­
hard und unseres Parteivorsitzenden Dr. Konrad Adenauer, 
ich möchte jetzt Herrn Dr. Adenauer bitten, zu Ihnen zu sprechen. 

(Beifall) 

Bundesvorsitzender Dr. Konrad Adenauer (mit lebhaftem Beifall be­
grüßt): Meine lieben Parteifreunde! Zwanzig Jahre sind jetzt verflos­
sen, seit die Christlich Demokratische Union ins Leben trat. Wir ent­
standen nicht auf einmal nach einem vorgefaßten Plan, sondern über­
all, an allen Orten in Deutschland, fanden sich damals Männer und 
Frauen zusammen — waren es zunächst auch nur wenige —, die eine 
neue Partei, keine Klassenkampfpartei, wollten, Männer und Frauen, 
denen es auch klar geworden war in den Zeiten des Nationalsozialis­
mus, daß in schwierigen Zeiten der Mensch ein ethisches Fundament, 
ein religiöses Fundament brauche, um das Richtige zu tun. 

Damals, meine Freunde, war das Gründen neuer Parteien noch durch 
die Besatzungsmächte verboten. Nur die Sozialdemokraten wurden in 
der britischen Zone geschont; sie durften tun und lassen, was sie 
wollten. 

Aber auch wir, die Christlich Demokratische Union und in Bayern 
die Christlich Soziale Union, fanden uns bald zusammen. Es war nicht 
so leicht, das, was wir alle im innersten als Reaktion auf die Jahre, die 
hinter uns lagen, fühlten, In Worte zu fassen, die allen gefielen. Aber 
es ist uns gelungen, meine Freunde, und so traten wir im politischen 
Leben in Erscheinung. 
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Es war schwer, sehr schwer, aber auf der anderen Seite auch wieder 
eine große Freude, mit den Leuten Fühlung zu nehmen, die dachten 
wie wir, denen die Freiheit - die Freiheit der Person, die Freiheit in 
der Religion —, denen all das über allem anderen stand. 
Viele von Ihnen wissen, daß es eine sehr schwere Zeit war. Aber 
wenn ich an all die Jahre damals und auch an die Schwere der Zeit 
zurückdenke, dann bin ich doch von einer inneren Freude und Genug­
tuung darüber erfüllt, daß wir den Mut hatten, mitten auf Trüm­
mern und mitten unter Trümmern eine neue große Volkspartel, eine 
christliche Partei zu gründen. 

(Beifall) 

Nun, meine Damen und Herren, es kam die erste Bundestagswahl im 
Jahre 1949. Noch dieser Tage sagte mir ein Ausländer, der damals 
zufällig in Düsseldorf war, daß man hier in den großen Hotels dieser 
Stadt, wo überall Engländer wohnten, damit rechnete, daß die Sozial­
demokratische Partei als die stärkste Partei aus dem Wahlkampf her­
vorgehen würde. Aber, meine Damen und Herren, es kam anders. 

(Heiterkeit) 
Ich dachte damals an ein Gespräch zurück, das ich mit Dr. Schu­
macher gehabt hatte. Als wir im Zonenausschuß waren, führte uns 
der spätere Ministerpräsident von Niedersachsen zusammen, damit wir 
beide unsere Meinungen austauschten. Wir haben uns also zusammen­
gesetzt, und Herr Dr. Schumacher und ich waren im großen und ganzen 
über die Dinge, die es unmittelbar zu lösen galt, einig. Zum Schluß 
sagte Herr Dr. Schumacher folgendes: Sie werden doch zugeben, daß 
Sie, die jüngere Partei, auch die schwächere Partei sind und daß 
uns, der alten Sozialdemokratischen Partei, daher die Führung ge-
bührtl — Na, meine verehrten Damen und Herren, ich schmunzelte 
etwas. 

(Große Heiterkeit und Beifall) 

Ich sagte ihm: Daß wir jünger sind als Sie, das können wir nicht be­
streiten; aber ob wir schwächer sind als Sie — da wollen wir doch 
einmal die ersten Wahlen abwarten, die werden es Ja zeigen. 

(Beifall) 
Herr Schumacher hat mir das leider nie vergessen; er hat mir des­
wegen gegrollt. Er war im Grunde genommen ein Mann, vor dem man 
Respekt haben konnte. Er war nicht sehr geliebt, auch von seinen 
eigenen Leuten nicht. Aber sie erkannten seine Führerqualitäten an. 
Wir haben seit jener Zeit kaum mehr ein Wort, namentlich kein 
vertrauliches Wort mehr miteinander gesprochen. 

Wir übernahmen also die Führung in der Bundesrepublik, und, meine 
Damen und Herren, wir haben sie beibehalten: durch unsere Stetig­
keit, durch die Konsequenz in unserer Politik und durch die Treue 
unserer Anhänger. Stetigkeit in der Politik, Beharrlichkeit In der 
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Politik, vor allem aber Gewissenhaftigkeit und Stetigkeit, das sind 
mit die Hauptfundamente für den Sieg. 

(Beifall) 
Wir haben dann in den Jahren dieses zerrissene und am Boden lie­
gende Deutschland wieder aufgebaut. Sicher waren unsere Grund­
sätze der l-lauptgrund dafür, daß uns das gelungen ist und daß uns 
unsere Wähler treu geblieben sind. Aber Stetigkeit einer Regierung 
ist für ein Volk von unersetzlichem Wert. Wenn alle vier Jahre hott 
und hü gemacht wird, 

(Heiterkeit) 

dann weiß der arme Ackergaui gar nicht mehr, wo er nachher noch 
hin soll. Daran denken Sie bitte, meine Freunde, auch, wenn Sie am 19. 
September zur Wahlurne gehen: daß ein Land, und namentlich ein 
Land In einer so ungemein schwierigen Zeit wie der unsrigen, es gar 
nicht verträgt, plötzlich aus seinem Geleise geworfen zu werden 
und alles über sich ergehen lassen zu müssen, was anders ist als das, 
was es vorher gelebt hat. 

(Beifall) 

Es kam der Wahlkampf 1953: wir bekamen die absolute Mehrheit. 
Es kam der Wahlkampf 1957: wir behielten die absolute l\^ehrhelt. 
Es kam der Wahlkampf 1961, der die Berliner Mauer brachte. Meine 
Freunde, daß damals unter den Augen der Besatzungsmächte diese 
Mauer kam, 

(Zuruf: Pfuil) 

hat uns die absolute Mehrheit gekostet. 
(Beifall) 

Was haben wir in diesen Jahren geleistet? Ich will versuchen, Ihnen 
das an einigen Beispielen klarzumachen. Im Rahmen der Zelt, die mir 
zur Verfügung gestellt ist, muß ich mich dabei auf einige wenige, aber 
sehr schlagende Beispiele beschränken. Ich greife heraus unsere Arbeit 
im Wohnungsbau und unsere Leistungen auf sozialem Gebiet. 
Wir haben seit dem Jahre 1949 so viel Wohnraum geschaffen, wie 
für die gesamte Bevölkerung Österreichs, der Schweiz, Hollands und 
Schwedens erforderlich wäre. 

(Beifall) 

Ich glaube, ein solches Beispiel macht besser, als Ziffern das können, 
klar, was wir geschaffen haben. Ich möchte gerade den Wohnungsbau, 
auch was seine Bedeutung überhaupt anlangt, mit an die erste Stelle 
setzen, nicht nur wegen der schrecklichen Wohnungsnot, in der wir wa­
ren, sondern weil der Wohnungsbau ein notwendiges Fundament war, 
um die Familien der Wohnungslosen wieder aufzubauen. Ich glaube, 
wir müssen Bundesminister Lücke, der den alten Kurs mit großer 
Kraft weiterführt, von Herzen dafür danken. 

(Beifall) 
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Nun, meine verehrten Freunde, von der Schule! Sie wissen, daß der 
Schulbau Sache der Länder ist. In den von einer CDU-Mehrheit regier­
ten Ländern Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen wurden 
folgende Leistungen im Schulbau erzielt. In Baden-Württemberg wur­
den von 1945 bis 1964 15 548 Volksschulklassen neu gebaut, in Nord-
rheln-Westfalen von 1958 bis 1963 13 000 Klassenräume. In Nord­
rhein-Westfalen wurde in den letzten Jahren in jeder 7. Woche ein 
neues Gymnasium dem Schulbetrieb übergeben. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, es ist etwas billig, immer nur von Schul­
not zu sprechen. Wir wissen ganz genau, daß diese Not an Klassen­
räumen noch lange nicht vorüber Ist. Aber Ich meine, man sollte auch 
daran denken, was in der Vergangenheit auf diesen Gebieten in der 
Tat geschaffen worden ist. 

(Beifall) 

Nun zu dem, was wir auf sozialem Gebiet geschaffen haben! Auch 
hier muß ich wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden Zelt 
stark zusammenfassen. 
Das Internationale Arbeitsamt in Genf hat in einer Untersuchung, 
die sich auf etwa 50 der bedeutendsten Länder der Erde erstreckte, 
festgestellt, daß unsere Bundesrepublik in der ganzen Welt die höch­
sten Leistungen für die soziale Sicherheit erbringt. 

(Beifall) 

Bei uns wurden in den letzten Jahren 16,5 Prozent unseres Sozial­
produkts für die soziale Sicherheit aufgewendet, in den Vereinigten 
Staaten 6,5 Prozent, in Frankreich 13,9 Prozent, in Schweden 12,4 
Prozent, in England 11 Prozent. Bei uns, lassen Sie mich das noch ein­
mal wiederholen, 16,5 Prozent!! 

Die Bundesrepublik ist doch das einzige Land — ich unterstreiche dieses 
Wort —, das ein ausgebautes System von Maßnahmen zur Förderung 
der Vermögensbildung in den breitesten Volksschichten hat. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren! Ich komme zu einer anderen Frage, die 
mir sehr am Herzen liegt. Als 1945 die bedingungslose Kapitulation 
Deutschlands erfolgte, glaubte die Welt, nunmehr sei Frieden auf 
der Welt. Aber wie sehr hatte man sich getäuscht. Es bildete sich In 
den folgenden Jahren ein Block von kommunistischen Ländern von einer 
Größe, einer Aggressionskraft, einem Agressionswillen, wie es die 
Menschheilsgeschichte noch nicht erlebt hatte. Und dieser Aggressions­
wille bei den kommunistischen Völkern beruht nicht auf dem Er­
oberungsplan eines einzelnen, sondern er gründet sich auf den in 
diktatorischer Weise zusammengefaßten Willen der kommunistischen 
Völker. 

22 



Darum, meine Damen und Herren, ist die i<ommunistische Gefahr für 
die Freiheit auf der Weit so gefähriich und so andauernd. Sie be­
ruht auf einer Weltanschauung. Sie gründet sich unübersehbar auf 
diese Weltanschauung, und sie bedroht unübersehbar andauernd die 
Existenz der nicht-i<ommunistischen Vollmer. 

(Beifail) 
Aus dem Vorhandensein der l<ommunistischen Völl<er und ihrer Zu­
sammenarbeit sind seit 1945, seit dem Deutschland bedingungslos ka­
pitulierte, immer neue Unruhen, immer neue Kriege, Immer neue Ge­
fahren für die Freiheit auf der Erde entstanden. 

Me'me Damen und Herren I Wer die Lage in der Welt richtig einzu­
schätzen weiß, darf an der Tatsache des Vorhandenseins einer so un­
geheuren Macht, wie sie die dem Kommunismus anhängenden Völker 
darstellen, nicht vorübergehen. Mir ist es nicht erklärlich, wie bei den 
anderen freien Völkern die Sorge wegen des Kommunismus immer 
mehr schwindet und geringer wird. Die täuschen sich, die glauben, 
daß der Kommunismus einmal liberalisiert werde. 

(Beifall) 
Das kommunistische Feuer wird bald heftiger brennen, bald ge­
dämpfter, aber es bleibt ein Brand, auch wenn man statt des hei­
ßen Krieges vom kalten Kriege spricht. Es bildet dieser Kommunismus 
Immerdar eine Bedrohung, auch wenn man von friedlicher Koexistenz 
spricht. Die meisten Menschen wissen wohl gar nicht, was denn Sowjet­
rußland unter friedlicher Koexistenz versteht. Es versteht nur eines 
darunter, daß es zwar nicht mit der Waffe in der Hand gegen die an­
deren losgeht, aber daß es nach wie vor gegen die anderen losgeht, 
indem es sie unterminiert und versucht, ihnen sein System aufzudrän­
gen und ihnen die Freiheit zu nehmen. 

(Beifall) 
Zur Zeit ist Sowjetrußland mit seinen Satellitenstaaten unbedingt die 
stärkste kommunistische Macht der Erde, aber hinter ihm steht schon 
Rotchina, um einzutreten in den Kampf, wenn es stark genug dazu ist. 
Wenn man sich die Lage In Europa klarmachen will, dann muß man 
wissen, daß Sowjetrußland mit seinen Satellitenstaaten ungefähr die 
Hälfte der gesamten europäischen Bevölkerung umfaßt. 
Man muß sich weiter darüber klar sein, daß in fast allen freien 
Völkern Europas, insbesondere in Frankreich und in Italien, starke kom­
munistische Parteien bestehen, die dem Kommando Sowjetrußlands 
gehorchen. Nur wer die Lage im ganzen betrachtet, wird sich der un­
geheueren Gefahr, die allen vom Kommunismus her droht, klar. 

(Beifall) 
Zweifellos sind die Vereinigten Staaten zur Zeit das mächtigste und 
militärisch stärkste Volk der Welt, aber es ist auch sicher, daß, wenn 
es Sowjetrußland gelingt, Westeuropa — das sind in der Hauptsache die 
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Bundesrepublik, Frankreich und Italien — In sein Kielwasser zu be­
kommen, dann Ist Rußland weitaus stärker als die Vereinigten Staa­
ten, und zwar wirtschaftlich und militärisch stärker. Ob In einer 
solchen Situation die Vereinigten Staaten klug daran tun, Ihre Auf­
merksamkeit von Westeuropa wegzulenken und sich den Vorgängen 
in Ostasien zu widmen, das muß ja schließlich Amerika selbst wissen, 
aber ich bin der festen Oberzeugung, daß es niemals in dieser Politik 
so weit gehen darf, daß es Europa vernachlässigt. Die Vereinigten 
Staaten sind auch verantwortlich in der Führung der NATO. 

(Beifall) 
Meine Freunde! Westeuropa besteht aus einer Vielzahl von Ländern, 
und am meisten kennen wir wohl alle die sechs Länder, die zusammen­
geschlossen sind In der Montanunion und in der EWG. Das sind 
Italien, Frankreich, Deutschland und die Beneluxländer. Die Bene-
luxländer sind nicht etwa hineingekommen auf Grund einer überleg­
ten Konstruktion, sondern sie sind vielmehr als Nachbarn von Deutsch­
land von den Siegermächten herangezogen worden, als es sich um 
die Grenzen Deutschlands und um die deutsche Frage insgesamt han­
delte. Erst Robert Schuman, dem wir Immer dankbar sein müssen, 
war es, der zuerst den Gedanken faßte, daß nur dann Europa sicher 
sei, wenn es zusammengefaßt würde, und, daß Europa nur dann zu­
sammengefaßt werden könnte, wenn Frankreich und Deutschland, die 
so viele Jahrhunderte hindurch Kriege miteinander geführt hatten. 
Freunde würden. 

(Beifall) 

Als Robert Schuman mir als damaligem Bundeskanzler den Vor­
schlag der Gründung einer Montanunion machte, schickte er mir neben 
dem offiziellen Brief einen rein persönlichen und privaten Brief, In 
dem er schrieb, daß ihm vor allem anderen am Herzen liege, auch auf 
diesem Wege eine Freundschaft zwischen Deutschland und Frankreich 
zu begründen. 

(Beifall) 

Meine Damen und HerrenI Wir Deutsche müssen uns Immer wieder 
die Weltlage vor Augen halten. Wir müssen uns die Frage stellen, 
ob wir die Lage in der Welt und die Lage In Europa Immer richtig 
gesehen und konsequent unsere Politik dementsprechend eingerichtet 
haben. Sie alle wissen, meine Freunde, welche Mühe, welche Arbeit 
und welche Geduld auf beiden Seiten nötig gewesen Ist, um den 
Freundschaftsvertrag zwischen Frankreich und Deutschland zustan­
dezubringen, den Vertrag, ohne dessen Abschluß und lebendiges Funk­
tionleren ein Zerfall Europas mit Sicherheit zu erwarten ist. 

(Beifall) 
Nun stellt sich die Frage, ob Deutschland und ob Frankreich die 
Pflichten, die Ihnen durch die Entwicklung in dieser Welt, durch Ihre 
Lage Im Herzen Europas auferlegt worden sind, wirklich erfüllen oder 
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nicht. Meine Damen und HerrenI Ich sage Ihnen mit aller Offenheit 
und mit allem Ernst auf Grund meiner Erfahrungen, die ich gesam­
melt habe, daß diese Aufgaben nach meiner Kenntnis der Dinge von 
uns beiden besser erfüllt werden müssen. 

(Beifall) 
Frankreich bitte ich zu prüfen, was es von seiner Seite aus tun kann, 
damit die deutsch-französische Freundschaft, dieses Kernstück der euro­
päischen Einigung, die Früchte bringt, die wir alle von diesem Vertrage 
erwarten. 
Meine Damen und HerrenI Sie werden erstaunt sein über meine etwas 
ernsten Worte. Ich will Ihnen die Berechtigung dieser Worte durch 
einige Hinweise darlegen. Am 3. und 4. Juli des vergangenen Jahres 
war der Besuch des französischen Staatspräsidenten in Bonn; Sie wis­
sen, daß er günstiger hätte verlaufen können. Unserem Bundeskanz­
ler Erhard ist es dann durch seinen Besuch In Rambouillet gelungen, 
die Wolken, die sich damals erhoben hatten zwischen unseren beiden 
Völkern, zu beseitigen. 
Aber, meine Freunde, auf diesen guten Anfang, auf diesen ausge­
zeichneten Anfang sind nicht die entsprechenden Taten gefolgt. Wahr­
scheinlich sind beide Seiten daran schuld. Aber, meine Damen und 
Herren, wir dürfen unter gar keinen Umständen die Kraft, die Geduld 
und den Mut verlieren, die deutsch-französische Freundschaft auszu­
bauen, zu stärken und zu kräftigen. 

(Lebhafter Beifall) 
Meine Damen und Herren I Es Ist dann in Rambouillet zwischen den 
beiden Staatsmännern vereinbart worden, daß die Verhandlungen zur 
Herbeiführung der politischen Union Europas fortgeführt werden sol­
len. Denn beide Seiten haben das gleiche Interesse an dieser Freund­
schaft. 

(Starker Beifall) 

Dann hat man eine Konferenz In Venedig vorgeschlagen und dafür 
einen Tag vorgesehen. Anscheinend wird es auch zu dieser Konferenz 
zunächst nicht kommen, denn heute nachmittag Ist die Nachricht ein­
getroffen, daß der Besuch, den Couve de Murville, der französische 
Außenminister, bei FanfanI in Rom gemacht hat — Fanfani hatte Ja 
nach Rom eingeladen —, damit endete, daß man beschlossen haben 
soll, die ganze Sache bis zum Herbst zu vertagen. 
Meine Damen und Herren! Die Gefahren, die darin stecken, sind 
für uns, aber auch für Frankreich groß. Unser Geschick ist auch das 
Geschick Frankreichs. Wenn wir von den Russen verschlungen werden, 
wird auch Frankreich von den Russen verschlungen werden. 

(Starker Beifall) 
In diesen Tagen, meine Damen und Herren, hat sich der russische 
Botschafter In Paris, WInogradow, verabschiedet. De Gaulle hat ihm 
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eine besonders große Auszeichnung, ein großes Diner, gegeben. Er 
hat seinen Trinl<spruch auf den russischen Botschafter mit folgenden 
Worten geschlossen: „Auf das Wohl Seiner Exzellenz, des Herrn 
Winogradow, und der traditionellen, nun aber zu neuem Leben er­
weckten Freundschaft zwischen Rußland und Frankrelchl" 

(Pfull-Rufe und Pfiffe) 
- Pfeifen Sie nicht; das hat gar keinen Zweck. 

(Starker Beifall) 
Nehmen Sie von mir das mit nach Haus: Wenn es auf einmal zwi­
schen zwei Leuten, die sich gut verstanden, nicht mehr so recht stimmt, 
sind gewöhnlich beide daran schuld. Es fragt sich nur, wer mehr schuld 
ist. Aber schuld sind gewöhnlich beide. 

(Beifall) 
Ich möchte Sie, meine Damen und Herren, auf einen Artikel hinwei­
sen, der dieser Tage in der „Welt" erschienen Ist. 
Es hieß dort, daß doch in französischen Kreisen Gedanken gehegt 
würden über die Wiederherstellung des Vertrages zwischen Rußland 
und Frankreich, der im Jahre 1944 von Rußland gekündigt worden 
Ist. — Das wäre in höchstem Maße bedauerlich. Für uns Deutsche 
ist es Jedoch auch das Signal, aufzupassen und alles zu tun, damit das 
warme Gefühl, das zwischen den beiden Völkern besteht, die Politiker 
nötigt, auch in der politischen Arbeit schneller voranzuschreiten. 

(Starker Beifall) 
Gestern abend, meine Damen und Herren, war ich auf einer Veran­
staltung in Beuel, dem Städtchen gegenüber Bonn, die mich sehr er­
griffen und gerührt hat. Im Jahre 1806 hatten französische Soldaten aus 
der Kirche Schwarzrheindorf eine große Glocke mit nach Frankreich 
genommen. Diese Glocke war seit jener Zelt aufgehängt worden in 
der Pfarrkirche von l^äricous in Lothringen. Irgend Jemand hat ausfin­
dig gemacht, daß das also eine Beuteglocke war, denn die franzö­
sischen Soldaten waren ja im Kriege hier. Der Gemeinderat des 
französischen Städtchens hat einstimmig beschlossen, diese Glocke der 
Kirche von Schwarzrheindorf zurückgegeben. 

(Lebhafter Beifall) 
Gestern wurde diese Glocke, eine schöne und recht große Bronze­
glocke, nach Beuel gebracht. Man hatte mich auch zu der kleinen Ver­
anstaltung eingeladen. Die Glocke war begleitet von dem Malre von 
Märicous, einigen Gemeinderatsmitgliedern und von dem Geistlichen 
der Pfarre. Von unserer Seite waren auch sehr viele Leute da. Auch 
Jugendgruppen aus Frankreich hatten die Glocke begleitet, die heute 
Schwarzrheindorf zurückgegeben wird. Das Ganze atmete ein so war­
mes Gefühl der Verbundenheit, der inneren Versöhnung, des Inneren 
Mitgefühls, daß jeder, der dabei war. seine Freude daran haben mußte 
und gehabt hat. 
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Meine Freunde! Das letzte Wort — lassen Sie es mich riskieren, das 
zu sagen — haben aber nicht die Völker, sondern die Politiker. Des­
wegen muß man auf die Politiker aufpassen. 

(Heiterkeit und anhaltender Beifall) 
Einige Politiker können nämlich vieles von dem verderben, was bei 
den Völkern aus sich heraus gewachsen ist. 

(Starker Beifall) 
Ich muß selbst gestehen, daß ich Politiker gewesen bin, vielleicht 
auch noch bin. 

([Heiterkeit und Beifall) 

Aber, meine Damen und Herren, ich glaube, es war Selon, der sagte, 
„Gnothi s'auton!" - „Erkenne dich selbsti" Das versuche ich und 
versuchen auch die anderen Politiker: Kennenzulernen und zu erkennen. 
Es ist mein herzlichster Wunsch — die Sicherheit des deutschen Volkes 
hängt aufs engste an dem Bündnis mit Frankreich und umgekehrt —, 
daß wir alles tun, damit dieses Bündnis stark und kräftig und gesund 
wird, daß es zum Segen für Frankreich, für Deutschland, für Europa 
und für den Frieden in der Welt wird. 

(Starker, lang anhaltender Beifall) 
Josef Hermann Dufhues, geschäftsführender Vorsitzender der Christ­
lich Demokratischen Union: IVIeine Damen und Herrenl Namens der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands danke ich unserem 
1. Vorsitzenden, ihnen, Herr Bundeskanzler Adenauer. 

(Starker Beifall) 
IVleine Damen und Herren, das ist eine Frage des Protokolls, und 
gerade Herr Adenauer legt Wert darauf, daß das Protokoll streng be­
achtet wird. Er weiß aber auch zwischen den Aufgaben zu unter­
scheiden; das haben Sie seinen Worten entnehmen können. Es waren 
Worte ernster Sorge — wir alle hatten es gespürt —, denn Adenauer 
ist in die Geschichte eingegangen als der Kanzler der deutsch-fran­
zösischen Freundschaft. 

(Starker Beifall) 

Wer würde nicht, gerade hier in der Stadt am Rhein, die tiefen Sor­
gen gespürt haben, die er um die Entwicklung dieser Freundschaft, aber 
auch um die Entwicklung der europäischen Politik hat. Wir alle, ohne 
Ausnahme, arbeiten daran, diese Freundschaft zu festigen. Hier, vor 
der deutschen Öffentlichkeit, darf ich namens der CDU dafür Zeugnis 
ablegen, daß es vor allem in erster Linie sein Nachfolger, Professor 
Ludwig Erhard, ist, der an diesem Auftrag arbeitet, um ihn zu erfüllen 
im Geiste seines Vorgängers. 

(Starker Beifall) 

Wir alle wissen: Die Weltlage befindet sich in einem Wandel. Diffe­
renzierter handein die anderen Mächte, differenzierter müssen wir ant-
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Worten. In einer so gewandelten Situation, unter geänderten Verhält­
nissen mit der richtigen Differenziertheit zu antworten, zu handeln und 
zu entscheiden, das ist die schwere Aufgabe des Mannes, der als 
Kanzler des deutschen Volkes die Verantwortung trägt für diese Po­
litik, auch für die Politik der deutsch-französischen Freundschaft. 
Nun bitte ich Bundeskanzler Professor Ludwig Erhard, zu uns zu 
sprechen und seine Gedanken vor der deutschen Öffentlichkeit aus­
zubreiten. 

(Lebhafter Beifall) 

Bundeskanzler Prof. Dr. Ludwig Erhard: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In diesem Raum habe Ich 
schon manche Schlacht geschlagen, so unter anderem in einem Streit­
gespräch mit dem sozialistischen Wirtschaftsexperten Nöltlng. 
Ich glaube, es ist richtig, wenn ich mit der Innenpolitik beginne und 
dann die europäische Politik und die Außenpolitik überhaupt behandele. 
Meine Damen und Herren! Die Bundesrepublik ist vor der ganzen 
Welt ein Zeugnis für innere Stabilität und Ordnung. Und zwar gilt 
das für alle Bereiche unseres Lebens: für den Staat, für die Gesell­
schaft, es gilt für unsere Wirtschaft, für unser soziales Leben, es gilt, 
nicht zuletzt auch für unsere Währung. Das alles kam nicht von un­
gefähr. Das deutsche Volk mußte diese Stabilität erarbeiten, und 
zwar auf Grund einer Konzeption wirtschafts- und gesellschaftspoliti­
scher Art, die wir von der CDU entwickelt haben und die erst den 
Fleiß der Menschen fruchtbar gestalten konnte. 

(Beifall) 
Es geht uns In Deutschland nicht gut, weil wir reich sind, sondern es 
geht uns deshalb gut, weil wir die deutsche Arbeit auf der richtigen 
Grundlage nach einem klaren Prinzip fruchtbar gestaltet haben. 

(Beifall) 
Ich nenne keine Zahlen; denn Ich war zu lange Wirtschaftsminister, 
als daß Ich es hier nötig hätte, den Weg seit dem Tag der Währungs­
reform bis zu diesem Augenblick zu kennzeichnen. Es war ein Weg 
ständigen Aufschwungs, frei von Krisen und ernsten Erschütterungen. 
Wie schon mein verehrter Vorgänger sagte, wir haben eine Sozial­
ordnung, ein Sozialsystem in Deutschland errichtet, das leistungsfähiger 
und ergiebiger, moderner und fortschrittlicher ist als sonst irgendwo 
in der Welt. 

(Beifall) 

Wir verfügen über eine Währung, unsere Deutsche Mark, die eine 
der stabilsten Währungen der Welt ist. Ich sage das deshalb, well Ich 
mich auch an die Adresse der Opposition wenden will. Die will ja 
an die Macht. 
Aber Ich stelle hier fest, daß es vor allem und in erster Linie die so­
zialistischen Länder in der Welt sind, die es nicht fertiggebracht 
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haben, eine stabile Währung aufrechtzuerhalten, und die aus den 
Währungsschwierigkelten und Zahiungsbilanznöten nicht herausfinden. 

(Beifall) 
Soziallsmus bedeutet Zerstörung der Währung oder mindestens eine 
so starke Abwertung, 

(Beifall) 

daß damit die gesicherten und geordneten Grundlagen unseres gesell­
schaftlichen Lebens verlorengehen. 
Meine Damen und Herren! Es wird Jetzt so viel von den Gemein­
schaftsaufgaben gesprochen. Ja, Ich habe auch Immer wieder dieses 
Thema angeschnitten, aber Im Bewußtsein und in der Verantwortung, 
daß Gemeinschaftsaufgaben nicht nur eine billige parteipolitische For­
derung sein sollen, sondern daß dahinter der ernste und ehrliche Wille 
eines ganzen Volkes stehen muß. Diese Belange, die uns alle angehen, 
die unser Leben bereichern, unsere Umwelt verschönern und harmoni­
scher gestalten sollen, sind eine Aufgabe, die jeden einzelnen Staats­
bürger angeht. 
Es geht nicht an, daß zuerst einmal alle Gruppen und alle Inter­
essenten für sich fordern, was sie überhaupt fordern können, daß wir 
den Sinn unseres Lebens bloß Im besseren Konsum sehen. So sehr Ich 
Jedem ein besseres Leben gönne — Ich werde mir nicht untreu in mei­
ner eigenen These „Wohlstand für alle" —, aber es muß alles In den 
rechten Relationen bleiben. Ich meine, wir haben einen Wohlstand 
erreicht, einen Grad der sozialen Sicherheit, daß es für das ganze 
deutsche Volk, für Regierung und Parlament ein dringendes Gebot Ist, 
sich den Aufgaben, die die Gemeinschaft stärken können, zuzuwen­
den. 
Wenn wir das politische und soziale Klima In Deutschland betrachten, 
dann, glaube Ich, sagen zu können: 
Im allgemeinen ist der deutsche Staatsbürger ganz zufrieden. Er wird 
bloß immer dauernd aufgestachelt und angereizt, nicht zufrieden zu 
sein. Damit behaupte ich nicht, 

(Lebhafter Beifall) 

daß nun alles schon zum besten geordnet wäre und daß wir Grund 
hätten, auf Lorbeeren auszuruhen. NeinI 
Aber wenn ich von dem sozialen und ökonomischen Klima In unserem 
Lande spreche, bin Ich mir dessen wohl bewußt, daß sich die Welt 
auch auf diesem Gebiete gewandelt hat. Das heißt, die Beziehung 
zwischen den Menschen, unser Leben und unser Schicksal sind nicht 
mehr Im gleichen Maße transparent und »für den einzelnen erkennbar. 
Wäre es nur eine Frage von Mark und Pfennig, über die der einzelne 
verfügt, dann wäre manche Erscheinung, die ich ernst nehme und der 
wir zu Leibe gehen wollen, nicht ganz erklärbar. 
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Es Ist nicht die Unzufriedenheit als solche über die materielle Lage, 
sondern es Ist eine gewisse Unsicherheit und Unruhe In den Menschen 
well sie die Vielfältigkeit der Beziehungen nicht mehr überschauen, 
well nicht nur eine dynamische Wirtschaft täglich uns vor neue Auf­
gaben stellt und Immer neue Daten setzt, sondern well auch die 
Räume wachsen und sich weiten. Und damit kommen wir In andere 
Dimensionen und Kategorien des Denkens. Wenn der einzelne sich 
darin nicht ganz zurecht findet, ist das nicht seine Schuld, und ich kri­
tisiere es nicht. Es Ist unsere Aufgabe, das gesellschaftspolitische Bild 
noch plastischer darzustellen, das erkenne Ich als meine Aufgabe 
während des Parteitages in den nächsten Tagen. 

Meine Damen und Herren! Die Sozialdemokraten haben sich Im 
Grunde genommen vor dem Erfolg gebeugt. Sie haben kapituliert, und 
ich frage mich, wie echt ihr Bekenntnis zur Marktwirtschaft ist. Es ist 
ihnen nichts anderes übrig geblieben, sie mußten sich dazu bekennen, 
wenn ihnen nicht sämtliche Feile davonschwimmen wollten. 

(Lebhafter Beifall) 

Aber ich halte ihre Aussage nicht für glaubhaft; denn diese Art von 
Marktwirtschaft wird global gesteuert und kollektiv gestaltet, und 
die eigentliche Kraft, die Eigenverantwortung und der Einsatz der 
Persönlichkeit, gehen dabei verloren. 

Ich möchte mich nicht einem Fahrer anvertrauen. In dessen Land 
bisher immer links gefahren worden Ist und der sich in einer modernen 
Welt, In der rechts gefahren wird, nicht zurechtfindet. Ich würde mich 
unwohl fühlen in einem solchen Karren. 

(Lebhafter Beifall) 
Ich glaube, darüber sollten sich die deutschen Wähler klar sein. Wir 
haben eine festgefügte demokratische Ordnung gebaut, die von keiner­
lei Krisen erschüttert ist. 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich überhaupt ein Wort zu 
dem Begriff „Krise" sagen. Was ist alles Krise? Wenn die Amerikaner 
in einer sehr schwierigen und erregenden Situation in Südvietnam für 
die Freiheit einstehen und wenn sie in Alabama ihre inneren Gegen­
sätze haben, dann ist das bestimmt eine Krise. Wenn in Großbritan­
nien die Währungs- und Finanzschwierigkeiten das ganze Land er­
schüttern und sich daneben noch in Malalsia noch keine klare Lösung 
abzeichnet, bin ich bereit, das als eine Krise gelten zu lassen. 
Aber, was ist bei uns eine Krise? Etwa, wenn ein ganz normaler demo­
kratischer Vorgang wie der Rücktritt eines Ministers und die Ernen­
nung eines anderen Ministers schon als Krise hingestellt wird! 

(Beifall) 

Ich meine, wir sollten mit dem Begriff „Krise" etwas vorsichtiger um­
gehen, und wir sollten uns die guten Nerven bewahren, die dazu 
gehörten, den deutschen Wiederaufbau zu vollziehen. 
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Seien wir dessen eingedeni<: Der ganze deutsciie Wiederaufbau er­
folgte nach den Leitlinien und nach den Vorstellungen unserer Partei, 
der CDU. Und ihr allein hat es das deutsche Vo!l< zu verdanken — na­
türlich neben seinem Einsatz, der dadurch aber erst auf feste Grund­
lagen gestellt war —, daß wir die Not überwinden konnten und wieder 
zu Wohlstand und sozialer Sicherheit kamen. Wir können heute eine 
Gesellschaftspolltk in Angriff nehmen,. die, wie Ich glaube, für die 
Welt ebenso beispielhaft sein kann, wie es die soziale Marktwirt­
schaft gewesen ist. 

(Beifall) 

Wir haben In der Welt wieder Ansehen gewonnen, ja, wir verfügen 
auch über Einfluß. Ich glaube, das gehört in das Bild der AuBenpolitik 
und unserer eigenen Leistungen, die wir damit verbinden können. 
Manchmal habe ich den Eindruck, daß unser Bewußtsein unserer eige­
nen Lage, unserer Stärke und unseres Vermögens hinter der Wirk­
lichkeit zurückbleibt. 

Es Ist natürlich: was geleistet worden ist, nun, das ist vergessen, ich 
habe auch nicht die Absicht, den Wahlkampf damit zu beginnen oder 
daraufhin auszurichten, daß ich auf die Dankbarkeit des deutschen 
Volkes rechne. Nein! Wir haben für das deutsche Volk unsere Pflicht 
getan. 

(Beifall) 

Ich sprach vorhin von der Krise. Man sprach in den letzten Tagen von 
einer Koalitionskrise. Ich glaube, guten Grund zu der Feststellung 
zu haben, daß es eine Koalitionskrise nicht gibt. Die Frage der Ver­
jährung war ja bekanntlich der eigentliche Anlaß der Diskussion. Wie 
der Bundestag selber, so habe ich dem Kabinett auch Gewissensfreiheit 
gegeben, und ich kann auch nicht jemanden zwingen, seine verfas­
sungsrechtlichen Bedenken, ob sie subjektiv begründet oder objektiv 
gerechtfertigt sind, nun zu verleugnen. Herr Dr. Bucher ist unter Wah­
rung völliger Loyalität zum Kabinett aus seinem Posten geschieden, 
und ich bin froh, annehmen zu dürfen, daß diese Koalition erhalten 
bleibt. Das ist auch mein Wille und entspricht meiner Vorstellung, um 
auch für die Zukunft eine klare und sauber gegliederte Demokratie er­
halten zu können. 

Was die Sache der Verjährung selber anbetrifft: es ist viel darüber 
gesprochen worden, viel Falsches und auch manches Richtige. Es sollte 
damit aber alles andere bewerkstelligt werden, als etwa eine neue 
Entnazifizierung einzuleiten. Das sei fern von uns, und jede neue 
Hexenverfoigung wäre von Obel für uns und für den Frieden der 
Welt. Um das geht es nicht. Es geht um Verbrechen. Und Mord Ist 
Verbrechen — vom Kindermord, Taximord und Sexualmord bis zum 
Massenmord —, das gesühnt werden muß. Aber dann möchte ich auch 
sagen: Ein Volk, das so viel guten Willen zeigt und so große An­
strengungen unternommen hat, zu sühnen, dem muß auch die Ge-
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rechtigkelt zuteil werden, daß es sich entsühnen kann. Ich glaube, 
wir haben alles in dieser Richtung getan. Man möge uns glauben, 
daß es uns damit ernst ist und daß wir damit ein deutsches Anliegen 
erfüllen. 

(Lebhafter Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir stehen vor der Wahl. Unser Koalitions­
partner will sein Profil wahren. Das Ist verständlich genug. 
Aber die Opposition verliert ihr Profil, hat es schon verloren, und das 
ist kein Unglück. Die SPD hat sich In der Opposition verbraucht. Aber 
gerade diese Tatsache gibt Ihr kein Recht auf den Führungsanspruch 
über das deutsche Volk. 

(Beifall) 

Das Wort Sozialismus wird überhaupt nicht mehr gebraucht. Die SPD 
ist heute weder rot noch blau noch welche Farbe auch immer: Die 
Sprecher der SPD — ob sie nun Lautsprecher sind oder in Zeitlupen­
tempo ihre Banalitäten vortragen — 

(Beifall) 
weisen dem deutschen Volk keine Richtung auf. Das Ist nichts als rei­
ner Opportunismus, der heute das Innerste Prinzip der Oppositions­
partei ausmacht. 

Lassen Sie mich zur Außenpolitik übergehen. Ich teile die Sorgen 
meines Vorredners. Das Verhältnis zwischen Ost und West läßt sich 
nicht mehr in Schwarz-Weiß-Malerei ausdeuten. Es ist sehr viel dif­
ferenzierter geworden. 
Wir haben auch — dessen bin Ich mir bewußt — gerade In dieser 
Lage die Freundschaften zu pflegen. 
Ich bin sehr glücklich, sagen zu können, daß mich mit dem franzö­
sischen Staatspräsidenten gerade nach meinen letzten Gesprächen Im 
Rambouillet ein sehr freundschaftliches und vertrauensvolles Verhält­
nis verbindet. Das gleiche gilt für den amerikanischen Präsidenten 
Johnson. Ich habe kürzlich auch Gelegenheit gehabt, mit dem briti­
schen Premierminister Wilson ein vertrauensvolles Gespräch zu führen. 
Das ist alles wichtig, und das muß so sein. 
Ich bin mir durchaus darüber klar, daß gerade die Freundschaft zu 
Frankreich ein stabilisierendes Element in Europa ist und daß die In­
tegration Europas auf dieser Basis die sicherste Grundlage hat. Hier 
können Impulse gesetzt und Kräfte ausgelöst werden, die allen euro­
päischen Völkern zugute kommen. 
Auch ich bin der Meinung, daß in dieser Weitsituation die Geschlos­
senheit, die Wachsamkeit, die Zielstrebigkeit unserer Außenpolitik 
oberstes Gebot ist. Es gibt im Augenblick viele Fragen, die nicht so 
gelöst, nicht so abgeklärt sind, daß wir völlig beruhigt sein können. 
Wir müssen um die Reform der NATO ringen, aber vor allen Dingen 
um eine gemeinsame Strategie zur Verteidigung unseres Kontinents 
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und der freien Welt. Diese gemeinsame Strategie erfaßt nicht etwa 
nur den militärischen Bereich, Es gilt ebenso auch in den Fragen der 
Politik schlechthin und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit eine ge­
meinsame Strategie zu entwicl<eln, die heute zweifellos trotz unserer 
deutschen Bemühungen noch nicht so Ist, wie wir es gerne wünschen 
möchten. 

Und nun komme Ich zu der Frage unseres Verhältnisses zum Osten. 
Meine Damen und Herren, Ich darf auf die Pressekonferenz Bezug 
nehmen, die der französische Staatspräsident am 4. Februar abgehal­
ten hat und In der er seine Konzeption — oder wenn Sie so wollen: 
seine Vision — aufgezeigt hat, daß ein Europa erstehen könnte, das 
über den westlichen freien Teil Europas weiter nach dem Osten über­
greift, nicht Im Sinne einer Aktion, sondern eines Prozesses, der unter 
Umständen — auch nach der Meinung von General de Gaulle -
langwierig sein kann. 

Meine Damen und Herren, ich bin ein eifriger Anhänger der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. Ich glaube, sie sollte sich In sich 
festigen. Aber wenn wir Europa soweit begreifen und schon den Blick 
nach dem Osten wenden, dann, meine Ich, sollten wir uns auf die Dauer 
nicht damit zufrieden geben, den Bereich der sechs Länder, die In der 
Montan-Unlon, In der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und In 
EURATOM vereinigt sind, als den letzten Schritt zu Europa zu betrach­
ten. Denn das eine würde praktisch das andere ausschließen. Ich 
meine, wir sollten die freie Welt stärker zusammenfügen. 
Nun wird soviel von Entspannung geredet. Wir haben auch einen 
Beitrag dazu geleistet. Indem wir mit den Ostblockstaaten Handelsmis-
sionen ausgetauscht haben, um die wirtschaftlichen Beziehungen, die 
traditionell bestehen, nicht abreißen zu lassen, und um auch die kultu­
rellen Bande zu pflegen. Ich glaube, das Ist eine gute Politik, die auch 
unser aller Anerkennung gefunden hat. 

(Beifall) 
Aber natürlich hat das seine Grenzen. Wir dürfen bei allen Gesprächen 
um Entspannung doch die Situation Im Osten nicht verkennen. Man 
steht dort zweifellos vor großen Schwierigkeiten. Die treten nur nicht 
so nach außen hin auf, wie sich das bei uns hier darstellt. Sie machen 
das unter sich ab, aber wir wissen es trotzdem. Z. B. hat man den Ver­
such unternommen, in den Ostblockstaaten nach Art unserer Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft in Comecon etwas Vergleichbares zu 
schaffen. Das ist gescheitert. 

Sie werden mir als früheren Wirtschaftsminister nicht verargen, wenn 
Ich sage: ich habe so eine Ahnung, was eine Volkswirtschaft leisten 
kann. Sie kann nicht gleichzeitig den zunehmenden Wünschen der 
Bevölkerung nach besserem Leben Rechnung tragen und auch In der 
Rüstung Schritt halten oder gär vorausgehen wollen, denn das ist eine 
teure und kostspielige Angelegenheit. Dabei kann man eben nicht die 
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eigene Wirtschaft so weiter entwicl<eln mit riesigen Investitionen und 
aiiem was dazu getiört. Das ist zuviel. 
Darum sollten wir uns überlegen, ob wir uns nicht innerhalb der west­
lichen Welt zu einer gemeinsamen Strategie — auch handelspolitischer 
Art — gegenüber den Ostblockländern zusammenfinden. 
Es ist heute viel die Rede von Verdünnung, von Demilitarisierung, von 
Entnuklearisierung. Wir in Deutschland - das hat mein Vorgänger Dr. 
Adenauer Immer wieder gesagt — haben keinen sehnlicheren Wunsch, 
als daß eine allgemeine und kontrollierte Abrüstung Platz greift. Es 
darf aber nicht eine Methode angewandt werden, die im Zweifels­
falle zu einer Schwächung des Westens führt. 

(Beifall) 

Die Kommunisten haben auf ihre Welteroberungspläne noch nicht ver­
zichtet; nichts spricht dafür. Wir erleben in manchen Teilen der Welt 
— ohne daß ich es hier näher ausführen könnte —, wie wir durch 
eine Offensive Moskaus bedrängt werden. Das kommt nicht von 
ungefähr. Ich meine, die höchste Wachsamkeit ist geboten. Wir dürfen 
keine Politik treiben, die den Westen schwächt. 
Wenn ich dann höre, daß das Gleichgewicht in Europa gewahrt 
werden sollte, dann muß ich sagen: es besteht doch gar kein Gleich­
gewicht. Sowohl was die konventionelle Verteidigung als auch was 
die nukleare Bedrohung anlangt, ist uns in Europa der Osten weit 
überlegen. 
Meine Damen und Herren, darum wissen wir auch, daß das atlantische 
Bündnis unverzichtbar ist, und daß wir es — in welchen Formen auch 
immer — zu pflegen haben, und daß wir die gemeinsame Strategie 
entwickeln müssen. 

(Beifall) 

Damit möchte ich sagen: auch unsere Europa-Politik ist nicht isoliert 
zu begreifen, sondern sie Ist ein Teil unserer gesamten Außenpolitik. 
Sie liegt eingebettet in die atlantische Gemeinschaft, in dem Zusam­
menstehen der atlantischen Welt. 
Meine Damen und IHerren, man kann nicht alles zu gleicher Zeit er­
reichen. Wir sind glücklich, daß wir in der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft Fortschritte erzielt haben, daß wir auf dem guten Wege 
sind, wirklich das zu vollenden, was gemeinsamer Markt in letzter 
Konsequenz heißt. 
Es sind viele Entscheidungen auf diesem Feld gefallen. Ich denke nur 
an den deutschen Getreidepreis. Ober dieses Problem Ist vielleicht 
mancher von Ihnen etwas anderer Meinung. Das war keine agrar-
politische Entscheidung, sondern eine rein politische Entscheidung, um 
Deutschland den Vorwurf zu ersparen, wir hätten nicht alles getan, 
um den Felsblock auf dem Wege nach Europa wegzuräumen. 

(Beifall) 
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Wir haben immer und überall eine communautaire Haltung an den 
Tag gelegt. Ich war mir über folgendes klar, und damit habe Ich 
eigentlich meine Amtszelt als Kanzler begonnen: Je mehr sich in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die Dinge zu der letzten Lösung 
verdichten, um so schwieriger werden die Probleme. Wir werden ohne 
eine politische Zusammenarbeit wahrscheinlich nicht bis zum letzten 
durchstoßen können. Wir werden immer noch durch nationale Egoismen 
und Vorstellungen von gestern gehemmt werden, dieses Ziel zu 
erreichen. 
Das waren die Gespräche, die ich mit dem französischen Staatspräsi­
denten hatte, ich war sehr glücklich, daß er sich in Rambouillet auf 
diesen Boden gestellt hat und sagte: Jawohl, ich bin mit Ihnen einver­
standen, daß wir mit der politischen Zusammenarbeit Europas beginnen. 
Ich muß nach meinem Gespräch mit dem französischen Staatspräsiden­
ten annehmen, daß die geplante Außenministerkonferenz, die wir für 
Anfang Mai vorgesehen hatten, ebenso wie eine nachfolgende Be­
sprechung oder Konferenz der Regierungschefs stattfindet. 
Wenn diese Konferenz nach Italien gelegt wurde, dann entspracti 
das folgender Vorstellung: Die letzten Verhandlungen dieser Art sind 
vor Jahren in Italien gescheitert. Darum wollte man jetzt dort wieder 
den Anschluß suchen. Ich vertraue darauf und werde alles tun — Ich 
stehe in ständiger Verbindung mit dem französischen Staatspräsiden­
ten —, um dieses Ziel zu erreichen. 

(Beifall) 
IVleine Damen und Herren, wenn wir hier weiterkommen, dann gewin­
nen wir auch die Möglichkeit oder eine festere Grundlage, um dem 
Problem der Wiedervereinigung näherzukommen. Auch ich bin der 
Meinung: das fällt nicht so losgelöst von allen übrigen Zeiterscheinun­
gen und politischen Strömungen vom Himmel. Aber ich bin der festen 
Oberzeugung, daß es ein Segen für ganz Europa wäre, wenn man 
eine europäische Ordnung gewährleisten könnte, die die Wiederver­
einigung Deutschlands nach dem Grundsatz der Selbstbestimmung er­
möglichen würde. Denn so lange wird es in Europa keine Ruhe geben 
— auch bei all unserem Willen und bei allen ehrlichen Beteuerungen, 
daß dieses Problem nicht mit Gewalt gelöst werden kann —, als 
hier nicht die letzte und befreiende Lösung gefunden worden ist. 

(Beifall) 
Noch ein Wort zur Nahostkrisel Daß wir uns im Kabinett über 
diesen Gegenstand zwei Tage lang unterhalten haben, ist wohl bei der 
weltpolitischen Bedeutung dieses Problems verständlich und dem Ernst 
der Situation angemessen. Ich glaube, das versteht das deutsche Volk 
sehr gut, wenn es auch manche Presse nicht verstanden hat. 

(Beifall) 
Ich habe nicht gezögert, als mir eine Kompromißlösung der Auffassun­
gen nicht mehr möglich erschien, an jenem bekannten 7. März die 
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Entscheidung zu treffen, die eine gewisse Wendung bedeutet hat, 
Indem Ich den längst fälligen Schritt, nämlich die Anerkennung Israels, 
angeboten habe. 

(Beifall) 

Die Anerkennung Israels und die Befreiung von Waffenlieferungen — 
auch das wird gelingen — sind wirklich alles andere als ein feind­
seliger Schritt gegenüber den arabischen Ländern. 

Ober 80 Staaten unterhalten diplomatische Beziehungen mit Israel 
und auch mit den arabischen Staaten. Dagegen wird nichts eingewandtl 
Ich weiß zwar nicht, warum wir schuldig sein sollen, warum wir uns 
Feindschaft zuziehen sollen, wenn wir dasselbe tun wie unsere Freunde 
und viele, viele andere Länder in der Welt? 

(Beifall) 

Wir müssen die alten Hypotheken abbauen, und wir müssen die 
Freundschaften pflegen — die Freundschaften auch zur arabischen Welt. 
Ich würde gegen meine Oberzeugung handeln, wenn ich sagen wollte, 
daß diese Krise schon beendet ist. Aber Ich glaube, die hektische Er­
regung nach den ersten Maßnahmen und den ersten Äußerungen 
wird allmählich doch einer ruhigeren Betrachtung Platz machen. Ich 
hoffe sehr, daß dann ein Weg gefunden wird, um das zu erreichen, 
was Ich vorangestellt habe: einen Beitrag zur Entspannung im Nahost-
raume, dadurch, daß wir in beiden Teilen dieses Bereiches vertreten 
sind und unseren Einfluß In dem Sinne ausüben, daß wir unser Bestes 
tun, um diesen Menschen und diesen Völkern zu helfen. Und hier darf 
Ich sagen, hier hat die SPD, die Opposition, in einem Maße versagt, 
daß man es als eine Schuld an der Nation betrachten kann. Sie hat 
ihre eigene Existenz verleugnet. Sie hat nicht einen einzigen konstruk­
tiven Beitrag dazu geleistet, ja, sie hat sich in Äußerungen dieses oder 
jenes Mitglieds der Fraktion oder der Partei so zwielichtig ausgedrückt, 
daß sie, wenn es gut geht, sagen kann: sie haben es auch gesagt; wenn 
es nicht gelingt, aber auch Zeugen für die Voraussage hat. 

(Starker Beifall) 

Meine Damen und Herrenl Dabei war die SPD über manche Dinge 
besser unterrichtet als ich. Herr Erler wußte zum Beispiel von den 
Waffenlieferungen viel früher als ich davon Kenntnis hatte. Seine 
Schrankenwärtertheorie, die er heute in einem interview zum besten 
gegeben hat, hilft uns auch nicht weiter. Die Regierung Ist auf sich allein 
gestellt, und die CDU Ist willens. In vorderster Linie die Verantwortung 
für alles zu tragen, was sich aus der weiteren Regelung In diesem 
Raum ergibt. 

(Starker Beifall) 

Damit, meine Damen und Herren, komme ich zur Deutschlandfrage: 
Ich will hier gar nicht von Doktrinen sprechen. Es geht darum, daß wir 
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den Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik für das ganze 
deutsche Volk, d. h. diesseits und jenseits von l\/lauer, Stacheldraht und 
Minenfeldern wahrnehmen; denn diese Menschen können nicht ihre 
Stimme erheben, sie werden nicht gehört. Sie sind auf uns angewiesen! 

(Beifall) 

Wir haben vor Gott und der Welt das Mandat, 

(Starker Beifall) 

für unsere Brüder und Schwestern drüben einzutreten. Ich stehe dafür, 
und ich sage es immer wieder: Es ist eine Schande, daß In der Mitte 
des 20. Jahrhunderts und inmitten Europas diese Trennung eines Volkes 
fortbestehen soll, daß uns verwehrt wird, was In der ganzen Welt 
heiliges Prinzip geworden ist. 

(Starker Beifall) 
Ein Volk, ein Land und ein Staat, die darauf verzichten würden, gäben 
sich selbst preis. 
Nun wissen wir natürlich: wir allein können das Problem nicht lösen, 
und wir sind glücklich, daß unsere westlichen Verbündeten zu uns 
stehen. Und wenn wir immer wieder auf eine Deutschlandlnitiative 
drängen, dann nicht etwa deshalb, weil das ein Wahlschlager für uns 
ist, sondern weil wir einfach nicht darauf verzichten können und weil 
uns die Not der Menschen in der Zone auf dem Herzen brennt. Wir 
können auch nicht beliebig warten. Hier spielt ein Zeitfaktor mit, und 
ich meine, diesen müssen wir auch im Auge behalten. Denken Sie an 
die Menschen, die Im Jahre 1933 den Nationalsozialismus erlebt haben, 
die damals 20 Jahre gewesen sind, die eigentlich noch nie die Demo­
kratie und ein wirklich freiheitliches, bürgerliches, demokratisches Leben 
erlebt haben. Diese Menschen sind in der Zwischenzeit 53 Jahre ge­
worden. Nur diejenigen, die älter sind, erinnern sich noch an die Zeit 
der Freiheit. Noch zehn oder noch zwanzig Jahre, dann sind buch­
stäblich nur noch die Greise in matter Erinnerung in der Lage, das zu 
rekonstruieren, was ein würdiges, freiheitliches und demokratisches 
Leben Ist. 
Das habe ich übrigens auch dem französischen Staatspräsidenten ge­
sagt, als er seine Konzeption entwickelte. Ich habe Ihm gesagt, Ich 
leugnete nicht, daß auf lange Sicht realistische Züge darin sein können; 
aber das nützt mich nichts! Ich kann nicht vor das deutsche Volk 
hintreten und sagen, in zwanzig oder in dreißig Jahren kommt vielleicht 
dieser glückliche und ersehnte Tag. Nein, hier geht es um die Politik 
des Tages und für den Augenblick, und jeden Tag Immer wieder aufs 
neue! 

(Starker Beifall) 

Es ist nicht zuviel gesagt, wenn ich meine, daß wir hier einen geschicht­
lichen Auftrag nicht nur für Deutschland, sondern für die Freiheit in der 
ganzen Welt zu erfüllen haben. 
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Nun komme ich zu den sogenannten „kleinen Schritten": Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Natürlich, wir haben sie geübt mit 
den Passierscheinen, wir betreiben den Interzonenhandel nicht um des 
Geschäftes willen, sondern um den Menschen drüben nicht das Gefühl 
des Veriassenseins zu geben. Wir haben Verbindungen im Verkehr, wir 
haben den Rentnerbesuchen zugestimmt, wir haben die Häftlingsent­
lassungen mit ermöglicht — das alles ist gut und schön. Wer aber an­
nimmt, daß alle diese kleinen Schritte die Politik ersetzen könnten, die 
zielstrebig auf die Wiedervereinigung ausgerichtete Politik, der dürfte 
sich einer argen Täuschung hingeben. Nein, wir müssen sogar erleben, 
daß die übrige Welt glaubt: na ja, die arrangieren sich, es geht ja 
schließlich auch so. Nein, so geht es eben nicht, meine Damen und 
Herren! 

(Starker Beifall) 

Ich will sie nicht zu lange in dieser Halle halten, und ich möchte 
zusammenfassend doch zum Schlüsse kommen: Die Lage der Bundes­
republik kann sich vor der Weit und vor uns selbst sehen lassen. Wir 
sind wieder jemand geworden, und wir haben einen Stand erreicht, 
nicht nur im eigenen Lande, was die Wohlfahrt und die Sicherheit be­
trifft, sondern auch in der Welt Das wird am besten dadurch beleuchtet, 
daß wir das zweitstärkste Welthandelsiand geworden sind. 

Meine Damen und Herren! Wir stehen im Straßen- und Wohnungsbau 
— aber dank, der wirtschaftlichen Leistung des ganzen Volkes! — an 
der ersten Stelle in Europa. 
Mein verehrter Herr Vorredner hat schon beleuchtet, was es bedeutet, 
daß wir nach all dieser Trübsal und all der Zerstörung, nach dem Ein­
strömen von Millionen von Flüchtlingen mit Soziallelstungen von 16,5 
Prozent des Bruttosozialproduktes an der Spitze stehen. Das haben wir 
herausgearbeitet aus einer verfaüenen und zerstörten Volkswirtschaft, 
und wer sagt, das sei der Grund, weshalb wir so viele soziale Leistun­
gen erfüllen müßten — dann stimmt das natürlich vom moralischen 
Anspruch her gesehen; aber das mindert nicht die Notwendigkeit, diese 
sozialen Leistungen aus unserem Wirtschaftskörper zu erarbeiten, 
und das ist wahrlich eine stolze Leistung. 

Wir, die CDU, wissen sehr gut, um was es geht und auch um das, 
v/oran es uns noch mangelt. Es Ist darum kein Zufall, daß ich auf die 
Gemeinschaftsaufgaben auf der einen Seite immer stärkeres Gewicht 
lege und auf der anderen Seite der Oberzeugung bin, daß uns vor 
allen Dingen eine Gesellschaftspolitik not tut, die auch das gesell­
schaftliche Leben in stärkerem Maße integriert. Aber ich will meinen 
Ausführungen vor dem Plenum der Partei hier nicht vorgreifen. 
Meine Damen und Herren! Wenn ich demgegenüber die Äußerungen 
der SPD betrachte und beurteile — und ich bemühe mich, up to date 
zu bleiben — 

(Heiterkeit) 
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muß ich sagen: die f<ommen mir vor, als ob sie in Schmierseife getaucht 
wären, wenn man sie fassen wiil, entwischen sie einem! 

(Große Heiterl^elt - Starker Beifali) 

IVIeine Damen und Herren! IVlit einer Opposition, die sich nicht mehr 
stellt, ist auch kein ernsthaftes Gespräch zu führen. Ich bleibe dabei: 
Wir sind nach unserer Leistung, nach unserer Erfahrung berufen, 
für die Stabilität im Staat, in unserer Demokratie und in der Wirtschaft 
zu sorgen. Ich meine, wir haben es auch an dem moralischen Ernst und 
an Anstrengung nicht fehlen lassen, um uns den inneren und äußeren 
Frieden zu erhalten. Wir haben In unserer Partei den Hader der Kon­
fessionen überwunden. Welcher Segen ist daraus für uns alle erwach­
sen? — Wir haben eine klassenlose Gesellschaft hergestellt; aber eine 
klassenlose Gesellschaft ganz moderner Prägung im Gegensatz zu dem 
Kommunistischen Manifest. 

Wir handeln aus Erfahrung, aus Wille und aus Erkenntnis nach einer 
Bewährung vor dem ganzen deutschen Volk. Wir sind aufgerufen, so 
wie nach dem Zusammenbruch in einer schier ausweglosen Lage, doch 
der Welt ein ordnungspolitisches Prinzip vor Augen zu führen und 
glaubhaft zu machen, über das heute nicht nur in Deutschland, sondern 
In der freien Welt nicht mehr gestritten wird. 

Wir können etwas leisten für uns und für die übrige, für die freie 
Welt. Es kann auch ein Modell sein, das einmal die Fesseln und die 
Verkrampfungen zwischen Ost und West löst und auf solche Weise 
vielleicht eine Aussicht eröffnet, daß wir wieder zusammenfinden in 
e i n e m deutschen Vaterland. 

(Anhaltender, stürmischer Beifall) 

(Mit starkem Beifall begrüßt) 

Bundesminister Ernst Lemmer: Meine Damen und Herren! Der Vor­
sitzende, mein Freund Dufhues, hat mich gebeten, das Schlußwort zu 
sprechen. Soweit nicht bekannt: mein Name ist Ernst Lemmer, 

(Heiterkeit) 

geboren im Bergischen Land, seit 15. März 1922 Berliner, was ich bis 
an mein Lebensende bleiben werde. 

(Bravo! - Starker Beifall) 

Es ist meine erste Pflicht, den beiden Kanzlern für das zu danken, was 
sie uns gesagt haben, um damit unserer großen Befriedigung Ausdruck 
zu geben, daß wohl zwei sehr eigenständige und eigenwillige Männer 
zu uns gesprochen haben. 

Vielleicht waren Nuancen in der Gemütstönung zu vernehmen. In dem 
Wiilen, das Werk fortzusetzen, das die Christlich Demokratische Union 
begonnen hat, sind sich beide einig. 

(Starker, anhaltender Beifall) 
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Den Beobachtern gegnerischer Parteien kann ich versichern, daß wir 
sehr stolz darauf sind, daß es in unserer Partei nicht Monologe gibt, 
sondern Dialoge, Auseinandersetzungen um den richtigen Weg unseres 
Wirl<ens für Deutschland. 

(Beifall) 

Wir sind weder ein politischer Kasernenhof noch ein politischer Sack 
von Flöhen, 

(Heiterkeit) 

sondern wissen, daß der schöpferische Weg der Politik nur aus geistiger 
Spannung und freimütigem Meinungsaustausch gefunden werden kann. 
Herr Altbundeskanzler Dr. Konrad Adenauer, Sie wiesen auf die Ent­
stehung unserer CDU hin. Ich habe nur eine ganz kleine Differenz mit 
Ihnen — die werden wir beide mit ins Grab nehmen —, nämlich die 
Antwort auf die Frage: Ist diese neue Partei zuerst am Rhein oder 
an der Spree gegründet worden? Die einzige DifferenzI 

(Heiterkeit und Beifall) 
Aber eines steht fest: Wir haben uns vom Rhein zur Spree und umge­
kehrt sehr schnell gefunden, weil es uns um Deutschland ging — das 
Thema dieses Parteitages! o 
Es ist gut, wenn wir In diesem Jahr, auch wenn es in den Wahikampf 
hineinfällt, zurückblicken wollen auf jene Begegnungen, In denen wir 
diese den Staat nunmehr 16 Jahre in allerschwerster Zeit tragende 
CDU/CSU gegründet haben. Es gibt viele Gedenktage in diesem 
Jahr. Lassen Sie mich freimütig bekennen: Am 8. Mai wünsche Ich, daß 
wir alle in unser Kämmerlein gehen, über alles nachdenken in tiefer 
Besinnung und auf alle Feierlichkeiten verzichten und diese Herrn 
Ulbricht in Ost-Berlin überlassen. 

(Starker Beifall) 
Und zu Ihnen gewandt, Herr Bundeskanzler Professor Ludwig Erhard, 
darf ich, der ich die Ehre habe, wie einem Kabinett Konrad Adenauer 
heute dem Ihrigen anzugehören, sagen: mein Berliner Mitbürger Willy 
Brandt hat gestern verkündet, Sie stünden einer nur bedingt geschäfts­
fähigen Regierung vor. Es wäre billig, zu antworten: Und Herr Erler 
oder Herr Brandt steht meiner Meinung nach nur einer bedingt 
geschäftstüchtigen Opposition vor. 

(Beifall) 
Aber das ist nicht das letzte, was ich zusammengefaßt, ohne zu wieder­
holen, Ihnen In diesem Augenblick sagen möchte. Ich habe keine Sorge 
gehabt, aber es war mir nicht wohl, als wir in den letzten Tagen 
wieder von Koalition usw. sprachen. Dr. Erhard meint, es sei keine 
Krisis gewesen. Er hat sie nach menschlichem Ermessen verhindert. 
Aber dem Koalitionspartner, der sich uns In Frankfurt sehr eingehend 
gewidmet hat, darf ich doch eine sehr freundschaftlich gemeinte Ant-
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wort geben: Wenn wir mit einem Riß In diesen Wahll<ampf hinein­
gehen, wird die FDP noch mehr Schaden nehmen ais wir. Davon bin 
ich überzeugt. 

(Stari<er Belfali) 

Von einem fahrenden Schiff soli man nur abspringen, wenn es leck 
geworden ist. Dazu besteht l<eine Veranlassung; denn daß dieses 
Schiff fahrfähig bleiben wird, dafür sorgt die Regierung der CDU/CSU, 
wenn es sein müßte, auch alieine, meine Damen und Herren. 

(Erneuter starker Beifall) 

Ich kann meinem ganzen Naturell nach diese Versammlung unmöglich 
abschließen, ohne hier bei meiner Verbundenheit zu Vertriebenen und 
Flüchtlingen doch noch ein einziges Wort ganz zum Abschluß zu sagen. 
Jeder vierte Bürger der Bundesrepublik und West-Berlins ist Heimat­
vertriebener oder Flüchtling. Wir haben ihnen hier eine lebenswürdige 
Heimat gegeben so lange, bis durch das Selbstbestimmungsrecht unseres 
ganzen Volkes erst endgültige geschichtliche Tatbestände geschaffen 
werden können. 

(Beifall) 

Wir tun diesen unseren Mitbürgern, die mitgewirkt haben an all dem 
Schaffen zu Neuem, wie es in diesen 16 Jahren gelungen ist, keinen 
Dienst — das möchte Ich mit dem Blick in eine bestimmte Richtung 
aussprechen —, wenn wir beginnen, allzuviel von kleinen und neuerdings 
sogar von mittleren Schritten zu sprechen. Niemand widersetzt sich 
einer Handlung der Vernunft. Politik kann nicht aus der Emotion, 
muß mit Vernunft gemacht werden. Niemand will sich kleinen Schritten 
aus Prinzip widersetzen. Aber eines muß zur Warnung gesagt werden: 
Wir wollen nicht dazu beitragen, die Ungeheuerlichkeit der Teilung 
unseres Landes gegen jedes Menschenrecht durch sogenannte kleine 
Schritte zu verniedlichen. 

(Starker Beifall) 

Ich hatte mir vorgenommen, noch mehr zu sagen. Ich verzichte. Wir 
haben hier in dieser Schwüle lange genug aushalten müssen. Aber, 
meine lieben Freunde, wenn noch einmal auch von mir der Blick zurück 
auf das Jahr 1945 geworfen werden darf — und das ist das, was uns 
In der CDU/CSU berechtigterweise immer mit Befriedigung erfüllen 
muß —: wir waren gewarnt von den Irrtümern Weimars; wir wußten, 
was in der Weimarer Republik, die zu mißachten und zu verunglimpfen 
ich der allerletzte wäre - sie stand unter ganz besonderen Existenz­
bedingungen, von innen und außen war ihr nahezu die Existenz un­
möglich gemacht —, geschehen war. Aber eines haben wir aus dieser 
Zeit gelernt: Nur ganz große Parteien sind in der Lage, die Demokratie 
krisenfest zu machen. Im kommenden Wahlkampf geht es einfach 
darum, ob die Männer der SPD oder die bewährten Männer der CDU/ 
CSU und, wenn die FDP weiter will, die der FDP mit ihnen den Wie-
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deraufbau unseres deutschen Vaterlandes bis zur Einigung aller Deut­
schen in einem Staat erreicht haben werden. 

(Starker Beifall) 

Ich bin im allgemeinen nicht dafür, unsere Nationalhymne zu miß­
brauchen. Ich habe kürzlich in einer Berliner Veranstaltung, die, 
glaube ich, noch größer war als diese — ja, wir Berliner sehen alles 
etwas größer —, gesagt — weil es eine Landesveranstaltung war —: 
Verzichten wir auf den Abschluß durch „Einigkeit und Recht und 
Freiheit". Bei mir meldet sich da immer ein bißchen kommunistische 
Unterwelt; das bin ich gewöhnt, das ist nicht schlimm. I^eine Damen 
und l-ierren, da habe ich gesagt: Lassen wir das. Aber da wir uns am 
Vorabend des 13. Bundesparteitages der Christlich Demokratischen 
Union Deutschlands befinden und es hier um das Leitwort geht „Es geht 
um Deutschland", bitte Ich Sie, sich zum Abschluß dieser Kundgebung 
von den Plätzen zu erheben und gemeinsam zu singen: Einigkeit und 
Recht und Freiheit. 

(Die Versammlung erhebt sich und singt gemeinsam 
die dritte Strophe des Deutschlandliedes.) 

Die Kundgebung Ist geschlossen. 
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Montag, 29. März 1965 

Eröffnung des Bundesparteitages 
Grußworte 

1. Plenarsitzung 

Eröffnung des Bundesparteitages durch den Ersten Vorsitzenden 

Wahl des Parteitagspräsidiums 

Grußworte 

des Präsidenten des Bundesparteitages 
des Ministerpräsidenten des Landes Nordrheln-Westfalen 
des Vorsitzenden der CSU 
des Vertreters der ausländischen Gäste 

Bundesvorsitzender Dr. Adenauer 

Meine lieben Partelfreundel Ich eröffne den 13. Bundesparteitag der 
Christlich Demokratischen Union und heiße Sie alle herzlich willkommen. 
Es ist zunächst unsere Aufgabe, das Parteitagspräsidium zu wählen. 
Mit dieser Frage haben sich gestern der Parteivorstand und der Partei­
ausschuß beschäftigt. Sie schlagen Ihnen vor, als Präsident des Bundes­
parteitages Herrn Grundmann zu wählen; als Mitglieder des Prä­
sidiums: 

Frau Giese 
Frau Jochmus 
Herrn Jahnen 
Herrn Klesinger 
Herrn Dr. Lemmke 
Herrn Dr. Klepsch 
Herrn Niermann 
Herrn Singl. 

Ich nehme an, daß alle Genannten In diesem Saal anwesend sind, und 
darf nun Herrn Präsident Grundmann bitten, die Leitung des Bundes­
parteitages zu übernehmen. 
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Präsident Grundmann: Herr Bundesvorsitzender! Herr Bundeskanzler! 
H/Ielne Damen und Herren! IVIeine lieben Parteifreunde! Ich darf herz­
lichst für das Präsidium danken, daß Sie uns beauftragt haben, diese 
Verhandlungen zu leiten. Ich darf In die Begrüßung eintreten und be­
grüße zunächst sehr herzlich den Vorsitzenden der Bundespartei, Herrn 
Altbundeskanzler Dr. Adenauer. 

(Starker Beifall) 
Ich begrüße Herrn Bundeskanzler Professor Dr. Ludwig Erhard, 

(Starker Beifall) 
den Geschäftsführenden Vorsitzenden der Partei, Herrn Dufhues; 

(Beifall) 
der Stellvertretende Geschäftsführende Vorsitzende Herr von Hassel Ist 
leider erkrankt. Er kann an der heutigen Beratung nicht teilnehmen. Ich 
begrüße die weiteren Mitglieder des Präsidiums, Herrn Bundesminister 
Theo Blank, Herrn Präsidenten Dr. Eugen Gerstenmaier und Herrn 
Bundesminister Dr. Heinrich Krone; 

den Vorsitzenden der Bundestagsfraktion der CDU/CSU, Dr. Rainer 
Barzel; 

(Beifall) 

die Ministerpräsidenten der CDU, Herrn Kiesinger, Herrn Dr. Lemcke, 
Herrn Dr. Meyers, Herrn Dr. Röder — Herr Dr. Altmaler läßt sich ent­
schuldigen, weil seine Frau schwer erkrankt ist —; 

(Beifall) 
die Mitglieder der Bundesregierung, Herrn Dr. Heck, Herrn Lemmer, 
Herrn Lücke, Herrn Minister Schmücker, Herrn Schwarz, Frau Dr. Elisa­
beth Schwarzhaupt, Herrn Dr. Hans-Christoph Seebohm und Herrn 
Dr. Weber; 

(Beifall) 

die Bundesminister Herrn Hermann Höcherl, Herrn Dr. Dolllnger und 
Herrn Stücklen von der CSU. 

(Beifall) 

Ich darf herzlichst begrüßen die Landtagspräsidenten der CDU und 
zahlreiche Landesminister, die unter uns sind. 

(Beifall) 
Ich begrüße die Unionsfreunde aus der Fraktion des Bundestages, aus 
den Fraktionen der Landtage und aus den Parlamenten der kommuna­
len Ebene. 

(Beifall) 

Ein besonders herzlicher Gruß gilt den Freunden der Christlich Sozialen 
Union, an Ihrer Spitze dem Vorsitzenden, unserem Freund Dr. Franz 
Josef Strauß. 

(Langanhaltender Beifall) 
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Wir haben zahlreiche ausländische Ehrengäste unter uns, die entweder 
schon eingetroffen sind oder noch zu uns kommen werden. Ich darf 
sie herzlichst begrüßen: für die Internationale Union Christlicher Demo­
kraten den Generalsekretär, Herrn Seitlinger; 

(Beifall) 
für die Christlich Demokratische Fraktion des Europäischen Parlaments 
Herrn Präsident Poher und Herrn Generalsekretär Dr. Lenz; 

(Beifall) 
für die Organisation Christlicher Demokraten Lateinamerikas Herrn 
Präsident Dr. Caldera; 

(Beifall) 

für die Christlich Demokratische Union Zentraleuropas Herrn General­
sekretär Sieniewicz. 

(Beifall) 

Wir begrüßen unsere belgischen Freunde: für die Christlich Soziale 
Partei Herrn Generalsekretär Tindemans; 

(Beifall) 
für die Konservative Volkspartei Dänemarks Herrn Außenminister a. D. 
Kraft. 

(Beifall) 

Wir begrüßen unsere französischen Freunde: für die MRP Herrn Präsi­
dent Lecanuet, Herrn Bürgermeister Vendroux und Herrn Generalsekre­
tär Baumel; 

(Beifall) 

für die Konservative Partei Englands begrüßen wir Baroneß Emmet 

(Beifall) 
und t^r. Wall; 

(Beifall) 

für die Democrazia Cristiana Italiens den Generalsekretär Rumor 
(Beifall) 

und die Herren Abgeordneten SartI und Bisaglia; 
(Beifall) 

für die Anti-Revolutionäre Partei Hollands Herrn Präsident Dr. Berghuis; 
(Beifall) 

für die Christlich Historische Union Hollands Herrn Pfarrer Gerssen und 
Herrn Professor Dr. Niftrik; 

(Beifall) 

für die Katholische Volkspartei Hollands Herrn Dr. Horbach und Herrn 
Generalsekretär Dr. Kleisterlee; 

(Beifall) 
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für die Höyre Partei Norwegens Herrn Domprobst Dr. Loning; 
(Beifall) 

für die österrelcfiische Volkspartei IHerrn Staatssekretär Dr. Carl Bobleter 
und Herrn Generalsekretär Nationalrat Dr. Witlialm; 

(Beifall) 
für die Högerpartei Scliwedens Herrn Präsident Leif Cassei und Herrn 
Nilsson; 

(Beifall) 

für die Konservativ-Christlichsoziale Volkspartei der Schweiz Herrn 
Präsidenten Nationalrat Dr. Ettore Tenchio 

(Beifall) 
und Herrn Generalsekretär Dr. Rosenberg, dem wir sehr herzlich zu 
seinem heutigen Geburtstag gratulieren dürfen. 

(Lebhafter Beifall) 
Ich darf, meine Damen und Herren, sehr herzlich begrüßen den Präsi­
denten der EWG-Kommission, Herrn Professor Dr. Hallstein; 

(Beifall) 
das Mitglied der Hohen Behörde der Montan-Union, unseren Partei­
freund, Herrn Dr. Heliwig; 

(Beifall) 

Herrn Staatssekretär a. D. Dr. Strauß vom Gerichtshof der europäischen 
Gemeinschaften. 

(Beifall) 

Ich darf die Vertreter der Kirchen begrüßen, für die Evangelische Kirche 
Herrn Bischof Kunst; 

(Beifall) 

für die Katholische Kirche Herrn Prälat Wissing vom Katholischen Büro 
Bonn. 

(Beifall) 

Wir begrüßen sehr herzlich vom Zentralrat der Juden in Deutschland, 
Herrn Dr. van Dam. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Oberbürgermeister der Stadt Düsseldorf, unserer 
gastgebenden Stadt, Herrn Oberbürgermeister Becker. 

(Beifall) 
Wir begrüßen den Vizepräsidenten des Zentralkomitees der Deutschen 
Katholiken, Herrn Dr. Roesen; 

(Beifall) 
den amtierenden Vorsitzenden der Katholischen Arbeiterbewegung, 
Herrn Winkelheide, MdB; 

(Beifall) 
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vom Verband Evangelischer Gesellen- und Meistervereine im Bundes­
gebiet, Herrn Karl Heine; 

(Beifall) 

vom Bund Evangelischer Lehrer, Herrn Helmut Heine. 
(Beifall) 

Dazu begrüßen wir die Vertreter zahlreicher Verbände des kulturellen, 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Lebens. Unter ihnen darf ich 
namentlich begrüßen den Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschafts­
verbandes, Herrn Ludwig Rosenberg; 

(Beifall) 
den Vorsitzenden des Deutschen Beamtenbundes, Herrn Alfred Krause; 

(Beifall) 
den Vorsitzenden der Deutschen Angestelltengewerkschaft, Herrn Rolf 
Späten; 

(Beifall) 

den Vorsitzenden des Christlichen Gewerkschaflsbundes, Herrn Seiler; 
(Beifall) 

den Vorsitzenden des Deutschen Bundeswehrverbandes, Herrn Hermann 
Stahlberg; 

(Beifall) 
von der Union der Leitenden Angestellten, Herrn Dr. Schulz-Knappe. 

(Beifall) 
Ich darf ebenso herzlich begrüßen den Präsidenten der Bundesvereini­
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Herrn Professor Dr. Siegfried 
Balke; 

(Beifall) 

das Mitglied des Präsidiums der Hauptgemeinschaft des Deutschen 
Einzelhandels, Herrn Friedrich Conzen; 

(Beifall) 
den Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrie- und Handelstages, 
Herrn Dr. Albrecht Düren; 

(Beifall) 

den Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes, Herrn Johannes 
Hummel; 

(Beifall) 

den Präsidenten des Deutschen Raiffeisen-Verbandes, Herrn Staats­
sekretär a. D. Dr. Theodor Sonnemann; 

(Beifall) 
den Präsidenten' des Familienbundes der Deutschen Katholiken, Herrn 
Dr. Hans Hutter. 

(Beifall) 
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Ich begrüße sehr herzlich den Präsidenten des Verbandes der Kriegs­
beschädigten, Kriegshinterbliebenen und Sozialrentner Deutschlands, 
Herrn Dr. Friedrich-Wilhelm Weitersbach. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden des Reichsbundes der Kriegs- und Zivil­
beschädigten Deutschlands, Herrn Rudolf Kleine. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten des Bundesverbandes der freien Berufe, 
Herrn Dr. Karl Winter; 

(Beifall) 

den Direktor des Deutschen Voll^shochschulverbiandes, Herrn Helmut 
Wolf; 

(Beifall) 

den Hauptgeschäftsführer des Deutschen Gemeindetages, Herrn Dr. 
Rüdiger Göb; 

(Beifall) 

den Stellvertretenden Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städtetages, 
Herrn Dr. Bruno Weinberger. 

(Beifall) 

Ich darf besonders herzlichst hier auf diesem Parteitag die zahlreichen 
Vertreter der diplomatischen Vertretungen in Bonn und Düsseldorf 
vi/illl<ommen heißen. 

(Beifall) 

Ich begrüße mit besonderer Herzlichkeit und Freude über die zahlreiche 
Teilnahme die Vertreter von Presse, Rundfunk und Fernsehen, insbe­
sondere die Herren Intendanten. 

(Beifall) 

Ich darf noch nachträglich sehr herzlich den Vizepräsidenten des 
Europaparlaments, Herrn Professor Furier, begrüßen. 

(Beifall) 

Meine lieben Parteifreunde! Seit dem 12. Bundesparteitag sind eine 
Reihe unserer Freunde von uns gegangen, und ich darf Sie bitten, sich 
von Ihren Plätzen zu erheben. 

(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen) 

Aus den Reihen des Bundesvorstandes unserer Partei sind von uns 
gegangen: Frau Dr. Luise Rehling, der Vorsitzende der Bundestags­
fraktion der CDU/CSU, Bundesminister a. D. Dr. Heinrich von Bren­
tano und Johannes Evens. Wir gedenken ihrer stellvertretend für alle 
diejenigen unserer Freunde in den Landes- und Kreisverbänden unserer 
Partei, die seit unserem letzten Parteitag verstorben sind. Ich bin davon 
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überzeugt, daß sie auf dem schweren Feld der politischen Arbeit das 
Ziel ihres Lebens erreichen konnten. Ich darf Ihnen danl<en, daß Sie 
sich von den Plätzen erhoben haben. 
Meine lieben Parteifreunde! Sehr verehrte Gäste! Die Stadt dieses 
Parteitages ist zugleich die Hauptstadt des bevöll<erungsreichsten Bun­
deslandes. Sie liegt an den Ufern des Rheines. Sie wird der Schreibtisch 
des Ruhrgebiets und die Tochter Europas genannt. Hier, wo man den 
Pulsschlag der Wirtschaft nicht überhören l<ann, findet die politische 
Orientierung einer großen Partei das besondere Interesse der Bevölke­
rung. Vom Erfolg dieser Orientierung — das wissen die Menschen an 
Rhein und Ruhr — hängt auch ihr persönliches Schicksal, ihr eigenes 
Wohlergehen ab. Frieden und soziale Ordnung, Freiheit und Verant­
wortung für den Mitmenschen und die Gemeinschaft der Familie wie 
die des Volkes mit den Mitteln einer nach christlich demokratischen 
Grundsätzen gestalteten Politik zu sichern, ist unsere gemeinsame Auf­
gabe, deren Erfüllung dieser 13. Parteitag dient. Möge er unserer Arbeit 
neue Impulse verleihen und stärken in dem Bewußtsein, welche Verant­
wortung uns allen besonders in diesem Jahr der Bundestagswahlen 
auferlegt ist. Als Vorsitzender der gastgebenden Landespartei der 
Rheinischen CDU darf ich Ihnen die Grüße ihrer Mitglieder sagen. Wir 
sind hier im Rheinland bereit und gerüstet, auch die vor uns liegende 
Bewährungsprobe im 20. Jahr unseres Bestehens durchzuführen. Ein 
erfreuliches Zeichen bedeutet für uns alle in dieser Partei sicherlich 
das Anwachsen der Mitgliederzahlen Insbesondere aus der jungen 
Generation. Wir werten es als einen zunehmenden Beweis der Bereit­
schaft unserer Bevölkerung, aus der Rolle politischer Zaungäste hinein­
zuwachsen in die Gestaltung der Zukunft und mitverantwortlich Auf­
gaben zu übernehmen. In der rauhen Wirklichkeit unseres wirtschaft­
lichen und sozialen Lebens schärft sich der Bück für die Realitäten und 
Notwendigkeiten einer weit über den Tag hinausgehenden Politik 
gerade in diesem Land an Rhein und Ruhr. 

Um deren Grundlinien und Formen geht es uns in diesen Tagen hier 
In Düsseldorf, der Hauptstadt Nordrhein-Westfalens. 
Darum lassen Sie mich als Vorsitzender der Rheinischen CDU Ihnen 
hier an diesem 13. Bundesparteitag wünschen, daß wir lebendige, ziel­
strebige und klare Aussprachen haben werden und daß unsere Dele­
gierten von nah und fern, denen unser besonderer Wilkommensgruß 
gilt, damit zum Ausdruck bringen, daß die Innere Verbundenheit unserer 
Freunde in der Partei, wo sie auch stehen mögen, mit den gewählten 
Verantwortlichen der Bundespartei untrennbar ist, daß wir zusammen­
stehen, um die Zukunft zu gewinnen. 
Meine Damen und Herren! Ich darf in die Tagesordnung des Parteitages 
eintreten. 
Ich darf zunächst den Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-
Westfalen, Herrn Ministerpräsidenten Dr. Franz Meyers, bitten, das 
Wort zur Begrüßung zu nehmen. 
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Ministerpräsident Dr. Franz Meyers: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Liebe Freunde in der UnionI Sie aüe, die Sie zum diesjährigen 
Bundesparteitag der Cliristlicli Demol<ratischen Union In die Hauptstadt 
des Landes Nordrhein-Westfalen gel<ommen sind, heiße ich im Namen 
der Landesregierung und im eigenen Namen recht herzlich aufrichtig 
willkommen. 
Daß, wie vor vier Jahren, auch In diesem Jahr der Bundestagswahl 
der Bundesparteilag der CDU wieder im Lande Nordrhein-Westfalen 
stattfindet, erfüllt mich mit aufrichtiger Genugtuung. Ich sehe darin auch 
eine Entscheidung für dieses Land an Rhein und Ruhr, an Weser und 
Lippe. Dieses Land hat eine Bevöll<erung von über 16 Millionen Ein­
wohnern, ein Drittel der Bevölkerung der Bundesrepublik und fast soviel 
wie die Zone. Dieses Land ist dank seiner Bevölkerungsstärke für unsere 
Partei in dem vor uns stehenden Wahlkampf von besonderer, ja mög­
licherweise entscheidender Bedeutung. 

Vor vier Jahren war die Wahl Kölns ein Zeichen für die Entschlossen­
heit unserer Union, sich — wie bisher — weiter den großen zukunfts­
weisenden wirtschaftlich-sozialen und kultureilen Entwicklungstenden­
zen in unserem öffentlichen Leben zu stellen. 

Die Wahl Düsseldorfs bestätigt diese Entschlossenheit aufs neue; denn 
was man auch immer für oder gegen dieses Land Nordrhein-Westfalen 
sagen mag: Unbestreitbar ist jedenfalls, daß es wohl kaum eine deut­
sche Landschaft gibt, in der die zukunftsweisenden Entwicklungstenden­
zen so deutlich zutage treten, in der die Probleme der wirtschaftlichen 
Neuordnung und Ausrichtung auf die Zukunft so gegenwärtig und 
spürbar, so drängend und nach Antwort verlangend zutage treten. 
Arbeit heißt dieses Land, hat der Arbeiterdichter Heinrich Lorsch ge­
schrieben. Die führenden Männer und Frauen der Christlich Demokra­
tischen Union haben sich gestern an den Gräbern Karl Arnolds und 
Josef Gockelns versammelt, um mit diesem symbolischen Akt aller der 
Männer und Frauen der Union zu gedenken, die an ihrer Gründung 
entscheidend beteiligt waren und die Ziele der Union mit formuliert und 
geprägt haben. 
Die Namen Karl Arnold und Josef Gockeln stehen stellvertretend für 
viele unserer politischen Freunde im rheinisch-westfälischen Raum, die 
in der Geschichte der Christlich Demokratischen Union Männer und 
Frauen der ersten Stunde waren und damit Zeugnis ablegten für die 
politische Kraft, die der Christlich Demokratischen Union seit der ersten 
Stunde ihres Bestehens aus diesem Lande zugeflossen ist. 
Wir Christlichen Demokraten In Nordrhein-Westfalen sind stolz auf 
diesen gewichtigen Anteil, den Männer und Frauen unseres Landes zum 
Wachsen und Gedeihen unserer Union beigetragen haben und bei­
tragen. 

Diesen Beitrag halten wir für um so nötiger, als er stets darauf gerich­
tet war und ist, dem Wirken der Christlich Demokratischen Union 
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neuen Auftrieb zu geben, ihre Arbeit durch Fragen und Sorgen der 
l\̂ enschen der größten Industrielandschaft Europas zu befruchten und 
dazu beizutragen, daß unsere Union im besten Sinne des Wortes eine 
moderne, der Erkenntnis der Gegenwart und der Sorge für die Zukunft 
verpflichtete politische Kraft In der Bundesrepublik Deutschland bleibt. 
Es geht um Deutschland. — Unter dieser Losung wird dieser Parteitag 
stehen und arbeiten. Was könnte die Berechtigung dieser Losung 
besser dartun als ein Blick auf die politische Landschaft der Bundesre­
publik? Die letzten Monate haben uns mit einer bisher wohl nicht 
gekannten Eindringlichkeit gezeigt, daß wir in der deutschen Außen­
politik einer Periode neuer Entwicklungen entgegengehen, daß sich Im 
weltweiten ' Maßstab Veränderungen und Verschiebungen vollziehen, 
lieh gesinnten Deutschen und ihr Alleinvertretungsrecht auf das stärkste 
berühren. 
Die europäische Einigung bedarf neuer und mutiger Antriebe, und in­
nerhalb der deutschen Grenzen gibt es im wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Bereich genug Aufgaben, die uns zu neuer Aktivität 
und zu zielbewußtem Handeln auffordern. 
Angesichts dieser vielfältigen und ernsten neuen Aufgaben und Pro­
bleme stehen wir vor der Verpflichtung, die Arbeit unserer Partei mit 
neuem Leben und mit neuer Kraft zu erfüllen, ihre innere Geschlossen­
heit zu stärken, ihre Initiative zu beleben und damit zugleich unseren 
Mitbürgern zu zeigen, daß die CDU, die seit mehr als 15 Jahren das 
politische Schicksal unseres Volkes lenkt, auch für die Zukunft die rich­
tigen Mittel und Wege zur Bewältigung der deutschen Probleme aufzu­
zeigen und in die Tat umzusetzen vermag. 
Das Ist nach einer so langen Zeit schwerster politischer Last und Ver­
antwortung gewiß eine große Aufgabe für eine Partei, die vor der 
Notwendigkeit steht, ihre besten politischen Kräfte einem harten und 
rücksichtslosen Abnutzungsprozeß auszusetzen. Wir hier an Rhein und 
Ruhr wissen aber, daß guter Stahl durch solche Härteprüfungen nur nocfi 
welche die Position der Bundesrepublik als der Sprecherin aller freiheit­
besser wird. 

(Beifall) 
Und wer sich in redlicher Gesinnung die Mühe macht, den Weg der 
CDU in einer mehr als 15jährigen Regierungsverantwortung zu über­
prüfen, der wird zugeben müssen, daß diese Partei bislang auch die 
schwersten Aufgabe bewältigt hat. 
Wir hier in Nordrhein-Westfalen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, liebe Freunde in der Union, wissen, worum es In Zukunft geht. 
Wir haben in den zurückliegenden Jahren in einer umfassenden Analyse 
die Struktur unseres Landes untersucht. Wir wissen, wo die Aktiva 
unseres wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens liegen. Wir 
wissen aber auch, wo die Passiva sind. Wir sind entschlossen, diese 
Passiva mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln zu beseitigen. 
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Wir beginnen mit einem Strul<turverbesserungsprogramm auf breite­
ster Grundlage, mit umfassender Zielrichtung und dem Einsatz sehr 
großer IVlittel, um dafür Sorge zu tragen, daß Nordrhein-Weslfalen, 
das wirtschaftiiche Herzstüci< der Bundesrepubiil<, auch in einer sich 
durch technischen Fortschritt ständig wandelnden Welt den ihm gebüh­
renden Platz behält. 

In der Erkenntnis, daß der Aufbau des öffentlichen Bildungswesens 
eine wesentliche Voraussetzung für die Entfaltung unseres wirtschaft­
lichen Lebens in der Zul^unft ist, sind wir mit allem Nachdruck daran­
gegangen, unsere Bildungseinrichtungen zu vermehren, ihr Gefüge und 
die Arbeitsziele den Notwendigkeiten der Zukunft anzupassen und 
zugleich vor der deutschen Öffentlichkeit zu zeigen, daß und wie man 
so etwas machen kann. 

Nordrhein-Westfalen ist, in diesem großen, allgemeinen Sinne verstan­
den, schon seit Jahr und Tag eine riesige Großbaustelle. Diese wird 
es nach unserem Willen noch eine geraume Zeit bleiben, weil wir 
erst dann erreicht haben, was uns heute noch als Ziel vorschwebt. 

Die Menschen dieses Landes werden daher den Beratungen dieses 
Parteitages mit besonderem Interesse und besonderer Aufgeschlossen­
heit folgen. Sie erwarten von diesem Parteitag der Christlich Demokra­
tischen Union im Jahre der Bundestagswahl neue Aufschlüsse darüber, 
wie unsere Partei in ihrer Sorge um Deutschland ihre Ziele in den 
kommenden vier Jahren praktisch in die Tat umsetzen will. Vor allem 
aber erwarten sie, daß die CDU sich durch diesen Parteitag als das 
erweist, was sie in ihren Augen schon seit Jahren war und deshalb 
auch in Zukunft sein soll: eine große, geschlossene, der Zukunft zuge­
wandte kraftvolle Volkspartei, die weiß, worauf es ankommt, und die 
deshalb zu entscheiden und zu handeln versteht. 

(Beifall) 
Wir dürfen und wir werden die Erwartungen unserer Mitbürger nicht 
enttäuschen, weil wir der Oberzeugung sind, daß das Schicksal Deutsch­
lands in den besten Händen liegt, wenn es In den Händen der CDU 
liegt. 

(Beifall) 

In diesem Sinne gelten Ihnen allen, meine Freunde in der Union, die 
aufrichtigsten Wünsche für den Erfolg dieses Parteitags. In dieser Ge­
sinnung begrüße ich Sie mit dem schönen alten Gruß dieses Landes, 
mit einem herzlichen Glückauf. 

(Lebhafter Beifall) 

Präsident Grundmann: Herr Ministerpräsident, ich darf Ihnen sehr herz­
lich für Ihr Grußwort danken, und ich darf anknüpfen daran den Dank 
für eine siebenjährige Arbeit an der Spitze der Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen, eine Arbeit, die Sie zu einem Zeitpunkt über­
nommen haben, als Karl Arnold nicht mehr unter uns weilte, und von 
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der man mit Fug und Recht sagen kann, daß sie in derselben christ­
lichen, demokratischen und sozialen Gesinnung fortgeführt wurde, wie 
sie von Karl Arnold begonnen worden war. 

(Beifall) 
Ich möchte gerade diesen Zeitpunkt dazu benutzen, um in unserer 
Mitte sehr herzlich Frau Liesel Arnold zu begrüßen. 

(Lebhafter Beifall) 
Darf Ich nunmehr Sie, Herr Oberbürgermeister, bitten, namens der 
Stadt Düsseldorf zu uns zu sprechen. 
Oberbürgermeister Becker: Herr Präsident! Herr Bundesparteivorsitzen-
der! Herr Bundestagspräsident! Herr Bundeskanzler! Meine Damen und 
Herren! Ich begrüße Sie im Namen der Stadt Düsseldorf auf diesem 
außerordentlichen Parteitag der Christlich Demokratischen Union. 
Die Stadt Düsseldorf gibt ihrer Freude darüber Ausdruck, daß diese. 
Im Jahre der Bundestagswahl besonders bedeutsame Veranstaltung 
hier, In der nordrhein-westfälischen Landeshauptstadt durchgeführt wird. 
Ich verbinde damit die Hoffnung, daß Sie, meine Herren vom Präsidium 
und vom Organisalionskomitee hier in Düsseldorf alle Voraussetzungen 
vorfinden werden, die für das gute Gelingen — insbesondere in organi­
satorischer Hinsicht — einer so großen und wichtigen Veranstaltung 
erforderlich sind. 

Parteitage, meine Damen und Herren, haben im politischen Leben eine 
wichtige Funktion. Sie sind gewissermaßen wie Leuchttürme, die den 
Weg einer Partei markieren, und sie haben ihre besondere Bedeutung 
in unserer Demokratie, in der die Parteien die staatstragenden Elemente 
darstellen. Ein Parteitag ist deshalb nicht nur für diejenige Partei be­
deutsam, die ihn durchführt, sondern für die große Öffentlichkeit und 
natürlich ebenso selbstverständlich für die Angehörigen anderer Par­
teien. Zu dieser Kategorie gehöre auch Ich hier heute, und ich darf mich 
hier in diesem Saale wohl mit Recht als Vertreter einer echten Minder­
heit vorstellen. Ich gehöre nämlich der SPD an, jener Partei, die bei 
den Kommunalwahlen im September des vergangenen Jahres in dieser 
Stadt nach Mandaten die absolute Mehrheit errungen hat und seitdem 
wieder den Oberbürgermeister stellt. Trotzdem — ich möchte besser 
sagen: — gerade deshalb — bin Ich heute zu Ihnen gekommen, um 
Sie herzlichst willkommen zu heißen. 

Ich brauche Ihnen nicht zu sagen, meine Damen und Herren, daß die 
Stadt Düsseldorf mit der Geschichte der CDU besonders eng verknüpft 
ist Große Männer wie Arnold und Gockeln, deren Namen in Ihrer 
Partei und in der Öffentlichkeit unvergessen sind, haben in Düsseldorf 
als Oberbürgermeister gewirkt. Dr. Robert Lehr, Mitbegründer der CDU 
in Düsseldorf und Bundesinnenminister, war Oberbürgermeister dieser 
Stadt bis 1933, bis zu jenem Jahr also, in dem ihn die damaligen Macht­
haber aus dem Amt entfernten und ihm den Prozeß machten, aus 
dem er im übrigen völlig rehabilitiert hervorging. 
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Meine Damen und Herren, es grenzt aber an bodenlose Unverschämt­
heit, wenn der damals für diese Dinge verantwortliche Gauleiter Flo­
rian in den letzten Wochen rechtliche Schritte gegenüber der Stadt 
Düsseldorf angedroht hat wegen einer Darstellung dieser Vorkomm­
nisse aus den Jahren 1933 und 34 in einer kleinen Stadtgeschichte, die 
vom Kulturamt unserer Stadt herausgegeben worden ist und die Herrn 
Florian nicht gefällt. 

Bei der Verbindung dieser Stadt zu der Geschichte der CDU kann Ich 
mich aber auch auf noch lebende und sogar teilweise heute hier an­
wesende Vertreter Ihrer Partei berufen. 
Zu einer Zeit, als unser heutiger Bundespräsident in Düsseldorf Ernäh­
rungsminister war und sich darum bemühte, das Getreide für die Brot­
ration des nächsten Tages zu beschaffen, hieß der CDU-Fraktionsvor­
sitzende In unserem Landtag Dr. Adenauer. Sehen Sie, Herr Altbundes­
kanzler, damals hatten Sie natürlich andere Sorgen als heute, wo Sie 
als Vorsitzender der CDU diesem Parteitag präsidieren. Ich bin zur 
Feier des heutigen Tages noch etwas tiefer in die Vergangenheit hinab­
gestiegen, denn ich wollte einen Beitrag zu dem reizvollen Thema lei­
sten: „Dr. Adenauer und Düsseldorf". Unser Stadtarchivdirektor hat mir 
dieser Tage einen vergilbten Zeitungsabschnitt aus den 20er Jahren 
übersandt, in dem geschildert wird, wie Sie sich damals als Oberbürger­
meister von Köln um den Frieden zwischen Düsseldorf und Köln ver­
dient gemacht haben. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Damals hatte es wieder einmal - Ich weiß nicht, aus welchen Gründen — 
einen kleinen Streit zwischen Köln und Düsseldorf gegeben. Kleine 
Streitereien dieser Art erhalten ja bekanntlich die Freundschaft. Des­
halb fand dann auch prompt ein festliches Versöhnungsessen im Düssel­
dorfer „Malkasten" statt, an dem die Spitzen der Städte Köln und 
Düsseldorf teilnahmen. Darüber berichtete damals eine Düsseldorfer 
Zeitung folgendermaßen — ich zitiere —: 

Der Kölner Oberbürgermeister Dr. Konrad Adenauer, der jetzt das 
Wort hatte, ist in Düsseldorf nicht unbekannt. Man kennt seine 
Tatkraft und auch seine Klugheit. Als Vorsitzender des Provinzlal-
ausschusses der Rheinprovinz hat er auch einmal im ,,Malkasten" 
manches beherzigenswerte Wort über Städtepoiitik gesprochen. 
Man war gespannt, was Dr. Adenauer wohl diesmal Im „Maikasten" 
angesichts einer ganz neuen Lage sagen werde. Er suchte in seiner 
Erwiderung auf die Begrüßung zunächst den freudig überraschen­
den Eindruck ob dieses Empfanges der Kölner in Düsseldorf zu 
schildern. Er meinte, man habe in den letzten Jahren manche alte 
Oberlieferung und Überzeugung wanken sehen, aber diese Auf­
nahme der Kölner durch die Düsseldorfer hier im „Malkasten" 
sei die größte Umwälzung, die er je erlebt habe. 

(Heiterkeit und Beifall) 
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Ich hoffe, sehr verehrter Herr Altbundeskanzler, daß Sie sich diesen 
umwälzenden Eindruck von der Gastfreundschaft der Düsseldorfer 
bis heute bewahrt haben. 

(Beifall) 

Seien Sie uns deshalb auch heute sehr herzlich willkommen! 
Düsseldorf, meine Damen und Herren, grüßt den Außerordentlichen 
Parteitag der CDU. Möge Ihr Parteitag durchdrungen sein vom Geist 
der Freiheit und der Toleranz. Mögen Ihre Beratungen einen guten 
und erfolgreichen Verlauf nehmenI 
Ich danke Ihnen. 

. (Beifall) 

Präsident Grundmann: Herr Oberbürgermeister, wir dürfen Ihnen sehr, 
sehr herzlich danken. Wir empfinden aus Ihren Grußworten das, was 
wir bei der Vorbereitung des Bundesparteitags und auch in der Bevöl­
kerung in diesen Tagen empfunden haben: Düsseldorf ist eine Stadt 
der Gastfreundschaft. 
Ich darf nunmehr dem Kreisvorsitzenden der CDU Düsseldorf, Herrn 
Ullrich, das Wort geben. 
Ullrich: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Irgendwie fühlt sich wohl jede Kreispartei geehrt, 
wenn ihr Hoheitsgebiet den Vorzug erhält, Standort und Schauplatz 
eines Bundesparteitags zu sein. Das gilt auch für die CDU Düsseldorf. 
Wir hoffen, daß Sie, meine Damen und Herren, sich in unserer 
Stadt wohlfühlen und daß der äußere Rahmen, den wir Ihnen zu bieten 
in der Lage sind, Ihren Erwartungen entspricht. 
Wir meinen jedenfalls, daß die Landeshauptstadt Düsseldorf als Aus-
stellungs- und Kongreßstadt über einige gute Voraussetzungen dieser 
Art verfügt. Ein Bundesparteitag der Union, deren Kräfte In den ent­
scheidenden Jahren den Wiederaufbau und die Gestaltung dieser 
Stadt maßgeblich mitbestimmt haben, ist unseres Erachtens für diesen 
Rahmen ein Motiv, der sich darin ganz besonders gut ausnimmt, so 
daß wir, Herr Bundesvorsitzender Dr. Adenauer, es eigentlich gar nicht 
gut verstehen können, daß Sie dieses Mal — auch nach unserer Ober­
zeugung sehr zu Recht — mit einer hervorragenden Witterung für das, 
was der Union nützt, erst nach 15 Jahren auf die gute Idee gekommen 
sind, das höchste Organ unserer Partei auch einmal nach Düsseldorf 
einzuberufen. 

Ich möchte nach den Worten unseres Herrn Oberbürgermeisters nicht 
mehr viele Worte über die Beziehungen Düsseldorfs und unseres Vor­
sitzenden und Düsseldorfs überhaupt verlieren zur CDU. Wie jede 
deutsche Großstadt hat sie ihre Vorzüge und ihre Nachteile, wobei wir 
allerdings glauben, daß die Vorzüge ein wenig überwiegen. Wir wür­
den uns sehr freuen, meine Damen und Herren, wenn Sie im Laufe Ihrer 
Beratungen einige Mußestunden fänden, um sich das eine oder andere 
in unserer Stadt hier anzusehen. 
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Gestatten Sie mir nun, daß ich Sie alle, meine Damen und Herren, 
im Namen der Kreisparlei Düsseldorfs reclit iierzlicli begrüße und der 
Parteiführung danl<e für die Wahl Düsseldorfs als Tagungsort. Ich darf 
der Hoffnung Ausdruck geben, daß dieser letzte Bundesparteitag vor 
den Bundestagswahlen ein neuer IVlari<stein in der Geschichte unserer 
Union werden und dieser Markstein mit dem Namen dieser Stadt, wie 
Karl Arnold und Josef Gockeln, verbunden bleiben möge, ähnlich wie 
die im Jahre 1949 bekanntgewordenen Düsseldorfer Leitsätze, die 
grundsätzlichen Empfehlungen unserer Partei. Die Kreispartei Düssel­
dorf hat erhebliche Anstrengungen unternommen, um die Gegenwarts­
konzeption der Union, die unserer gewandelten Zeit, unserer gewan­
delten Welt gerecht werden muß, mitzubestimmen. Zu diesem Zweck 
hat sie einen Außerordentlichen Parteitag einberufen, und sie hat das 
CDU-Forum Düsseldorf .gegründet, eine Stätte der Begegnung mit den 
Trägern unseres geistigen und kulturellen Lebens. Beide Unternehmun­
gen haben weit über die Grenzen Düsseldorfs hinaus große Beachtung 
gefunden. Die gastgebende Kreispartei hofft nun, daß der Bundespartei­
tag dieses Bemühen fortsetzen und daß die Union analog den Kräften 
des religiösen Bereiches bei ihren Beratungen hier in Düsseldorf in 
großer Aufgeschlossenheit ihrer christlichen Zielsetzung im politischen 
Leben der Bundesrepublik Rechnung tragen wird, daß sie sich für die 
nächsten Jahre in der Regierungsverantwortung, so hoffe ich, erneut 
bestätigt, wieder in stärkerem IVIaße von den Einflüssen der Interessen­
gruppen frei machen und eine konsequent christliche Gesellschafts­
politik betreiben wird; eine Gesellschaftspolitik, die wahrhaft sozial, 
aber nicht im geringsten sozialistisch ist. 

Die CDU muß sich unseres Erachtens hier auf dem Bundesparteitag 
auch zur Wehr setzen gegen die aufkommende gefährliche Wohlstands-
mentalltät, weil der Wohlstandsstaat — so drückte es ein namhafter 
deutscher Publizist kürzlich treffend aus — Initiative und Fleiß seiner 
Staatsbürger zugleich tötet und voraussetzt. 

Die CDU muß im Gegensatz hierzu in ihrer Politik weiterhin - so er­
warten wir es - konsequent von der Eigenverantwortung jedes einzel­
nen Staatsbürgers ausgehen. 
Wir hoffen und wünschen ferner, daß dieser Bundesparteitag mit Ent­
schiedenheit die Auffassung derjenigen zurückweist, die in der Bindung 
unserer Politik an das christliche Sittengesetz ein Hindernis für eine 
erfolgreiche Politik sehen wollen. 
Wir erwarten, daß der Bundesparteitag klar herausstellt, daß nicht die 
Orientierung an unserem christlichen Glaubensgut, sondern die Ver-
wässerung des Christlichen durch diejenigen Kräfte, die die CDU für 
ihre materiellen und kommerziellen Interessen mißbrauchen wollen, 
ihrer politischen Wirksamkeit und ihrer Anziehungskraft geschadet hat. 

Die CDU Düsseldorf möchte hier vor den Delegierten des gesamten 
Bundesgebietes das Bekenntnis ablegen, daß sie an die Kraft und an 
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die politische Konzeption der Christlich Demol<ratischen Union und 
deshalb auch an ihren erneuten Wahlsieg glaubt. 

Mit diesem Bekenntnis, meine Damen und Herren, verbinden wir aber 
auch den aufrichtigen Wunsch, daß dieser Parteitag in der deutschen 
Öffentlichkeit Aufsehen erregen und das Interesse des deutschen Volkes 
auf sich lenken möge. 

Wir erwarten von ihm ferner, daß er vor allem eine klare Antwort ge­
ben wird auf den Karlsruher Parteitag der SPD und daß er der dort 
aus allzu durchsichtigen Gründen erzeugten Katastrophenstimmung 
entgegentritt. 

Mit diesen Wünschen, meine Damen und Herren, und dem Wunsche 
für einen guten, erfolgreichen Verlauf dieses Bundesparteitages darf ich 
mich nunmehr als Kreisparteivorsitzender der CDU Düsseldort von 
Ihnen verabschieden und meinen Platz unter den Delegierten einneh­
men. - Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall) 

Präsident Grundmann: Herr Ullrich, Ich darf auch Ihnen sehr herzlich 
danken. Wir verbinden damit den Dank für die Vorbereitungsarbeit, 
die die Kreispartei Düsseldorf diesem Parteitag geleistet hat. 
Wenn wir das Ergebnis der gestrigen Großkundgebung in der über­
füllten Rheinhalle und die Zusammensetzung des Personenkreises als 
Omen werten, so glaube ich, daß die CDU-Kreispartei Düsseldorf aus 
dem Ergebnis der Kommunalwahl, das der Herr Oberbürgermeister 
bereits nannte, Konsequenzen gezogen hat. 

(Beifall) 
Meine ParteifreundeI Meine Damen und Herren! Ich darf jetzt sehr 
herzlich bitten, daß der Vorsitzende der CSU, unser Freund Franz 
Josef Strauß, zu uns spricht. 

(Lebhafter Beifall) 

Franz Josef StrauD, Vorsitzender der CSU: Herr Präsident! Meine Her­
ren Bundeskanzler! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Parteifreunde! Zunächst darf ich ein Wort sozusagen des Trostes für 
die CSU oder für mich selbst aussprechen. Wenn es nämlich so viele 
Jahre gedauert hat, bis ein Bundesparteitag der CDU nach Düsseldorf 
gelegt worden ist, dann wird es wohl In einigen Jahren auch möglich 
sein, daß ein Bundesparteitag der CDU nach München vertegt wird. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wir könnten uns dann von der CSU aus verpflichten, als Gegenleistung 
dafür unseren Landesparteitag ausnahmsweise einmal In Hamburg zu 
halten. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich habe mit großer Aufmerksamkeit die Worte des Herrn Ministerprä­
sidenten über die Größe des Landes, der Stärke der Bevölkerung ver-
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folgt. Man wäre beinahe geneigt, ein Dichterwort zu zitieren. Ich glaube 
aber, daß die Verbindung zwischen München und Düsseldorf — so 
gut sie ist — noch wesentlich verbessert werden könnte, wenn die Fahrt­
zeiten auf der Autobahn in diesem Lande wieder berechenbar werden. 

(Heiterkeit und Beifall) 
Lassen Sie mich nach diesen humorvoll gemeinten Worten ein Wort 
des Grußes an den Parteitag der CDU richten, ein Wort des Grußes 
in einem politisch bedeutsamen Jahre, dem Jahre 1965, in dem wir einer 
schweren Auseinandersetzung und einer bedeutungsvollen Entscheidung 
entgegengehen, vielleicht einer Entscheidung, wie sie seit dem Jahre 
1949 in all den Auseinandersetzungen der Jahre 1953, 1957 und 1961 
nicht mehr so heftig umstritten war. 

Lassen Sie mich ferner ein Wort des Dankes im Namen der Christlich 
Sozialen Union an all die Persönlichkeiten der Christlich Demokratischen 
Union für die gute Zusammenarbeit sagen, die sich In all den Jahren 
nicht nur im Interesse von Parteien, sondern im Interesse unseres Landes 
so sehr bewährt hat. Lassen Sie mich deshalb auch ein Wort der Treue 
zu dieser unserer gemeinsamen Koalition, der Treue zu unseren ge­
meinsamen Grundsätzen, der Treue zu unseren gemeinsamen Zielen 
und der Treue zu den gemeinsamen Elementen unserer Politik hier in 
aller Deutlichkeit zum Ausdruck bringen. 

(Beifall) 
Eine Enttäuschung müßte ich nur denen bereiten, die von mir hier ein 
hartes Wort erwarten, die glauben, daß Franz-Josef Strauß gekommen 
sei, um ö l Ins Feuer zu gießen. Ich werde kein hartes Wort, sondern 
höchstens ein klares Wort sagen. Wenn die Angriffe gegen mich von 
selten der FDP die notwendige psychologische Brücke für die Rettung 
der Koalition sind, dann hätte die CDU abermals Ihre regierungs- und 
staatserhaltende Funktion bewiesen. 

(Heiterkeit) 

Ich schlage auch nicht mit gleichartigen Angriffen etwa gegen die Aus­
drücke oder Prädikate, gegen die Angriffe unserer Koalitionspartner 
zurück. Ich möchte nur folgendes in allem Ernst und aller Deutlichkeit 
und In aller Ruhe zum Ausdruck bringen. 
Wir, CDU und CSU — haben den freien Teil Deutschlands nach dem 
größten Zusammenbruch aller Zelten — in erster Linie durch unsere 
Politik — wiederaufgebaut, gestaltet und zu dem gemacht, was er heute 
ist, nicht nur für die Menschen, die hier wohnen — und ich möchte bei­
nahe sagen: die hier wohnen dürfen —, auch für diejenigen, die gerne 
unter gleichen Verhältnissen leben würden, wenn sie könnten, 

(Beifall) 
und die deshalb kein Verständnis dafür haben, wie schlecht sich oft die 
Bundesrepublik Deutschland In manchen Mitteln ihrer Selbstpräsentatlon 
zeigt. Wir haben diesen freien Teil Deutschlands zu einem Staat mit 
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den größten rechtsstaatlichen Sicherungen aufgebaut, die es überhaupt 
unter den Demol<ratien der Weit gibt. Wir haben ihn zu einem Soziai-
system ausgebaut, dessen Sicherungen und dessen Umfang nicht den 
Vergleich mit den Verhältnissen in irgendeinem anderen Land zu 
scheuen brauchen. Wir haben in diesem Lande auch — ich sage: immer 
noch und trotz allem — eine stabile wirtschaftliche Grundlage, die sogar 
anhalten wird, wenn sie nicht mutwillig zerschlagen werden sollte. 
Wir haben die Bundesrepublik Deutschland in die Gemeinschaft der 
Völl<er eingefügt, wir haben ihr unter der Politil< Konrad Adenauers 
den Platz In der Welt und den Platz als ein Ecl<pfeiler einer atlantischen 
Gemeinschaft gegeben. 

Wir haben dieser atlantisch orientierten, europäisch fundierten Außen­
politik zwei Schwerpunkte gegeben, ich bitte Sie, mir zu erlauben, nur 
die zwei Stichworte zu sagen; ich meine die zwei Schwerpunkte: die 
mühselige, aber geduldige und unerläßlich erforderliche Aussöhnung 
mit dem israelischen Volk, wie Konrad Adenauer sie begonnen hatte, 
und dann welter über eine Aussöhnung hinaus die immer engere poli­
tische Zusammenarbeit mit unserem französischen Nachbarn, mit dem 
uns Geographie, Geschichte und gemeinsame politische Konstellation zu 
einer Schicksaisgemeinschaft verbinden. ' 

Wir haben unter diesen Zeichen begonnen, die Vergangenheit zu be­
wältigen. Wir haben nicht nur die moralische oder materielle Wieder­
gutmachung, sondern auch die geschichtliche Wiedergutmachung be­
gonnen, die eine Aufgabe für den Rest dieses Jahrhunderts und für 
die kommenden Generationen darstellen wird. 

Wir haben in der vergangenen Woche auch den Versuch gemacht, 
durch Verabschiedung eines Gesetzes Im Deutschen Bundestag diese 
Vergangenheit zu bewältigen, ich darf In aller Deutlichkeit nach den 
vielen Worten, die darüber gesprochen worden sind, sagen: Es ist mir 
nicht leicht gefallen, diesem Gesetz meine Zustimmung zu geben, und 
den meisten Parteifreunden der Christlich Sozialen Union Ist es aus 
rechtsstaatlichen und rechtspolitischen Gründen genauso gegangen. 
Wir haben aber, um eine breite tragfähige Mehrheit Im Bundestag zu 
erzielen, dem Grundgedanken zugestimmt, den Konrad Adenauer mit 
seinem großen Instinkt für pragmatische Lösungen und mit seiner nie 
erlahmenden Fähigkeit für taktische Auswege uns gewlesen hatte. 
Aber — und das ist der Sinn der Erklärung gewesen, die zu so heftigen 
Reaktionen geführt hat — wir verwahren uns dagegen, daß diese vom 
Deutschen Bundestag mit großer Mehrheit getroffene Entscheidung etwa 
rechts- oder verfassungswidrig sein soll. Wir verwahren uns dagegen, 
daß mit diesem Thema in einer kommenden innenpolitischen Ausein­
andersetzung eine Agitation getrieben werden könnte, und wir haben 
das deshalb vorweg zum Ausdruck gebracht. Es hat jeder sein Gewissen. 
Aber es gibt kein Kollektivgewissen einer Partei. 

(Beifall) 
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das dieser Partei verbieten würde, einen Justizminister zu steilen, der 
dieses Gesetz untersclireiben l^önnte. Diese Töne passen nicht in unseren 
gemeinsamen politisctien Willen und in unsere gemeinsame politische 
Zielsetzung hinein. 

(Beifall) 

Mehr will ich zu dem nicht sagen, weil ich nicht über das hinausgehen 
will, was ich anfangs enttäuschend angekündigt hatte, nämlich gewisse 
Erwartungen bestimmt nicht zu erfüllen. 
Lassen Sie mich ein zweites und ein letztes in diesem Zusammenhang 
sagen. Herr Ministerpräsident Meyers hat von den schwierigen außen­
politischen Entwicklungen gesprochen, er hat von der zunehmenden 
Schwierigkeit gesprochen, mit der wir Deutsche in einer Welt voller 
Veränderungen in dem freien Teil unseres Landes unser Alleinvertre­
tungsrecht behaupten können. Niemand von uns soll sagen, daß alles, 
was einmal an politischen Überlegungen nach den damaligen Verhält­
nissen und Zuständen richtig war, für unbegrenzte und unabsehbare 
Zeiten ebenfalls richtig sein muß. Sicherlich werden Grundsätze und 
Ziele unserer Politik gleichbleiben müssen, sonst geben wir uns selbst 
auf. Aber manche Elemente und Methoden dieser Politik werden den 
Zeitentwicklungen und Notwendigkeiten angepaßt werden müssen. 
Wenn aber das zu geschehen hat, dann soll es geschehen in gemein­
samer Beratung derer, die für Deutschlands Zukunft verantwortlich 
sind. Man kann es nicht geschehen lassen auf dem Wege eines partei­
politischen Alleingangs. 

Ich meine, daß damit die l^rage, ob wir die Art unserer Beziehungen 
zu unseren kommunistischen Nachbarländern im Osten unter Preis­
gabe dessen, was bisher unser Grundsatz war, zu ändern haben. Das 
ist eine Angelegenheit, die tief in die Richtliniengewalt des Bundes­
kanzlers und tief in unsere gemeinsame politische Substanz eingreift. 

(Beifall) 

Die Frage, ob wir wenigstens auf technischem Wege — aber der tech­
nische Weg ist Immer ein faktischer Weg und der faktische Weg ist 
häufig der Türöffner für den juristischen Weg — gemeinsame technische 
Institutionen mit dem Regime des Herrn Ulbricht einzurichten haben, ist 
ebenfalls eine Angelegenheit, die an die Grundlagen unserer Politik 
rührt. 

(Beifall) 

Wenn wir selbst das nicht mehr sehen würden, wären wir drauf und 
dran, unsere eigene Politik aufzugeben, unsere eigene Daseinsberechti­
gung zu leugnen. 
Diese Dinge ausgesprochen zu haben, war die Absicht des kleineren 
Teils der Union, die vielleicht von dem Rechte ihrer Redefreiheit wenig­
stens in einem ganz geringen Umfang — gering gegenüber dem Recht, 
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das sich der Koalitionspartner zuspricht — Gebrauch gemacht hat, auch 
heute hier Gebrauch macht und auch in Zul<unft Gebrauch machen wird. 

(Beifali) 
Wir sind überhaupt der Meinung, das Gesetz der Demol<ratie erfordert 
es, daß die politische Bewegungsfreiheit einer politischen Partei in einer 
wenigstens vergleichbaren arithmetischen Größenordnung zur Zahl 
ihrer Stimmen im Parlament steht. 

(Beifall) 
Ansonsten treten Wirkungen ein, die ich hier im einzelnen nicht andeuten 
will. 
Ich darf dem Geschäftsführenden Vorsitzenden der CDU, Herrn Staats­
minister a. D. Dufhues, für die Erlaubnis, hier etwa zehn Minuten vor 
Ihnen zu sprechen, ganz besonders danken. Ich darf Ihrem Parteitag 
einen vollen Erfolg wünschen. Ich darf eines wünschen und was den 
Anteil der CSU an der gemeinsamen Arbeit bedeutet, zum Ausdruck 
bringen, daß aus diesem Parteitag hinausströmen: Kraft, Mut und Hoff­
nung. Kraft zur Bewältigung der kommenden Probleme, der Mut, daß 
wir auch den Stürmen der Zukunft gewachsen sein werden, und die 
Hoffnung, daß die Zukunft Deutschlands wieder unter dem großen Zei­
chen der Union auch In einer neuen Periode der europäischen, atlanti­
schen und Weltpolitik gestaltet werden wird. In diesem Sinne die herz­
lichsten Wünsche, die besten Grüße, Dank und Freundschaft Ihnen 
allen. 

(Lebhafter Beifall) 

Präsident Grundmann: Kollege Strauß, darf ich Ihnen sehr herzlich für 
Ihr Grußwort danken, und darf ich hier feststellen, daß Ihre Rede, 
aber auch die Reaktion der Delegierten dieses Parteitages darauf deut­
lich erkennen lassen, daß die Christlich Soziale Union und die Christlich 
Demokratische Union untrennbar miteinander verbunden sind. 

(Starker Beifall) 
Daß das für uns alle als selbstverständliche Notwendigkeit um des 
besseren Weges willen einer ständigen inneren Diskussion bedarf, 
ist unbestritten, und wir können nur erklären, das Lebenselement der 
demokratischen Diskussion gilt nicht nur mit dem politischen Gegner, 
sondern ist auch eine Notwendigkeit innerer und festester Zusammen­
arbeit. 

Meine Damen und Herren! Meine Parteifreunde! Es spricht nun zu uns 
als Vertreter unserer zahlreichen ausländischen Freunde der General­
sekretär der italienischen Democrazia Cristlana, Herr Rumor. 

(Lebhafter Beifall) 
Ich darf darauf hinweisen, daß Herr Rumor italienisch zu uns spricht; 
seine Rede wird anschließend übersetzt. 
Bitte sehr! 

(Redner wird mit starkem Beifall begrüßt) 

61 



On Mariano Rumor, Generalsekretär der Democrazia Cristlana, Ita­
lien (deutsche Obersetzung durch Dolmetscherin): Herr Präsident! Herr 
Bundeskanzler! Meine Damen und Herren! Ich entbiete Ihnen einen 
herzlichen Gruß und die besten Wünsche der italienischen Democrazia 
Cristiana und zugleich auch die besten Wünsche und Grüße der christ­
lich demokratischen Schwesterparteien. 

In dem Zeitpunkt, in dem sie an einen harten Kampf herangehen, der 
von entscheidender Bedeutung für die Zukunft Ihres Landes ist, bin 
ich hierher gekommen, um Ihnen zu sagen, daß für Deutschland und 
für Europa die italienische Democrazia Cristiana Ihnen den besten 
Erfolg wünscht. 

Im übrigen gibt es in der heutigen Welt kein Ereignis, das seine Be­
deutung in dem engen Rahmen der nationalen Grenzen erschöpft. Das 
gilt um so mehr, als unsere Länder einem gleichen Kontinent angehören, 
dessen geschichtliche Entwicklung so qualvoll, so schmerzvoll und so 
widerspruchsvoll war, die aber endlich dazu geführt hat zu verstehen, 
daß die gemeinsame Rettung und die Möglichkeit der Entwicklung nur 
in der Anerkennung ihrer Schicksalsgemeinschaft liegt. Aus diesem 
Grunde haben sich unsere Völker gemeinsam eingesetzt zur Erfüllung 
der Aufgabe des Aufbaues Europas. Aus diesem Grunde sind sie Teil­
haber und Befürworter der Atlantischen Gemeinschaft. 
Erlauben Sie mir, in diesem Zusammenhang meinen herzlichen Dank für 
die Gastfreundschaft auszusprechen, die seit Jahren und Jahren meine 
Landsleute hier in Deutschland gefunden haben, für ihre Arbeits- und 
Lebensmöglichkeiten. 

Ich möchte hinzufügen — da dies mir als die geeignetste Stelle er­
scheint, es zu tun —, daß unsere beiden Länder seit über 15 Jahren auf 
dem gleichen demokratischen und christlichen Pfeiler ruhen, einem 
Pfeiler, der durch die Ereignisse dieser mühevollen Jahre keine Risse 
erhalten hat, sondern der im Gegenteil in dem Bewußtsein der Völker 
noch verstärkt dasteht, wobei auch die Bande der Freundschaft und 
Sympathie zwischen unseren Parteien und Völkern verstärkt wurden. 
Dies ist für mich ein erster Grund der Freude und des Stolzes. In unse­
rem gemeinsamen Schützengraben wird der große Kampf um die Frei­
heit und die Demokratie gekämpft und siegreich vollendet werden. 

Wir waren und wir sind immer noch aufgeschlossen für jede aufrichtige 
Sammlung der Kräfte, die geeignet sind, die unaufhaltbare Logik dieser 
großen Ideale anzuerkennen, und empfinden daher die gemeinsame 
Verantwortung mit den christlich-demokratischen Parteien aller anderen 
Länder, die Vorkämpfer und die Erbauer einer gerechten und friedlichen 
christlichen Gesellschaft zu sein. Mit uns ist jeder Fortschritt möglich, 
ohne uns könnte alles in Europa gefährdet werden. 

Von all diesen großen geistigen und politischen Kräften in Europa 
haben wir die größte Lebenskraft, die größte Fähigkeit, eine Sprache 
zu sprechen, die dem ganzen Westen verständlich Ist. 
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Wir sind eine junge Kraft, die auch außerhalb Europas gerade in diesen 
Tagen bewiesen hat, welche starl<e Expansionsfähigl<eit sie besitzt, wo 
wir seiber erstaunt waren. Ich erinnere an den großen Sieg in Chile, 
der uns mit Stolz erfüllt, während er uns neue Hoffnungen gibt für 
eine weitere Blüte unserer Ideale in allen Teilen Lateinanfieril<as. Wir 
sind auch dort eine Kraft des Fortschritts in der Ordnung, eine Kraft, 
die bewiesen hat, daß sie in der Lage ist, die Völl<er von der drama­
tischen Alternative „Kommunismus oder oligarisches Privileg" zu be­
freien, die ihnen alle Hoffnung auf Freiheit und Fortschritt nehmen 
würde. 
Aber dies stellt uns vor neue Aufgaben, vor neue, größere Verant­
wortung. Es gibt uns aber auch ein größeres Zutrauen in unsere 
Erneuerungsl<raft und in die Fähiglteit, durch die christlich-demokrati­
schen Parteien in der ganzen Welt Fortschritte zu erzielen. 
Aber gerade aus diesem Grund müssen wir unseren Freunden auch 
ein Beispiel unserer tätigen Solidarität bieten. Unsere „Nouvelles öqui-
pes internationales" waren ein bedeutsamer Beweis einer derartigen 
Solidariät. Die italienische Democrazia Cristiana möchte auch hier 
ihren Willen bekräftigen, den besten Beitrag zu der Verfolgung der 
gemeinsamen Ziele und der Errichtung einer großen christlich-demokra­
tischen Internationale zu leisten, was eines der Hauptziele unserer 
Aktion sein wird. 

In diesem Zusammenhang scheint es mir sehr wichtig, auf die Zusam­
menkünfte zwischen den führenden Persönlichkeiten der europäischen 
christlich-demokratischen Parteien hinzuweisen. Sie bieten eine ausge­
zeichnete Gelegenheit, um unter uns unsere Erfahrungen und Stand­
punkte über die gemeinsamen Probleme auszutauschen, sind aber auch 
ein Ansporn für die Aktionen unserer Regierungen, deren Kompetenz-
und Autonomiesphäre wir zwar anerkennen, von deren Tätigkeit wir 
aber die geistige und politische Hefe sein möchten. Denn es gibt Ja 
andere Kräfte in Europa, und das Ausmaß unserer eigenen Kräfte 
zwingt uns zu einer tätigen und verantwortungsvollen Präsenz. 
Zur Verwirklichung des politischen supranationalen, communautären 
Europa, das auch aufgeschlossen ist für die Erwartung der dritten 
Welt, eines geistigen Partners unserer amerikanischen Verbündeten, 
leisten wir unseren Beitrag in einer atlantischen Gemeinschaft, die 
in der Lage ist, das große und von uns nie aufgegebene Ideal des 
Kennedy-Plans zu verwirklichen. Mit einem derartigen Europa Ist die 
Zukunft unserer Parteien eng verbunden. Wir müssen dessen Verwirk­
lichung vorantreiben, unserer Berufung nach. 

Dies gilt auch aus Gründen des kommunistischen Drucks, den wir an 
unseren Grenzen spüren und der das Tempo unserer Anstrengungen 
bedingt, unserer Anstrengungen, die in Zukunft noch beschleunigt 
werden müssen. 
Dieser vielfältigen Bedrohung stellen wir die Vielfalt unserer Ideale 
gegenüber. 
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Die christlich-demokratischen Parteien haben die Fahne ihres Kampfes 
gegen den Kommunismus nie eingezogen. Wir sind selbstverständlich 
für die weitere graduelle Entwicklung der politischen Integration unter 
der Voraussetzung, daß der Prozeß sich weiter entwickelt; denn ein 
Stillstand könnte gefährliche Folgerungen haben. 
Die Fusion der Exekutiven der europäischen Gemeinschaft erscheint 
mir eine vollendete Tatsache zu sein. Die Fusion selbst sollte aber auch 
zu einer Erweiterung der Kontrollbefugnisse führen und zu einer direk­
ten Wahl des europäischen Parlaments. Die italienische Außenpolitik 
ist auf diese Ziele ausgerichtet. In diesem Sinne wurden Vorschläge im 
vergangenen November für die Wiederaufnahme der Arbeiten zur 
Erreichung der politischen Einheit Europas gemacht. Wir legen großen 
Wert auf die Außenministerkonferenz der sechs Länder, die demnächst 
in unserem Lande stattfinden soll, und freuen uns, daß die Bundesregie­
rung bereits ihre Zustimmung erteilt hat. Wir hoffen, daß diese Konfe­
renz sobald wie möglich durchgeführt werden kann und daß ihre Ziele, 
wenn auch begrenzt, so doch konstruktiv sein mögen. Mit ruhigem Stolz 
können wir im kommenden Monat auf die besondere Sitzung des Ak­
tionskomitees für die Vereinigten Staaten von Europa, das von Jean 
Monnet ins Leben gerufen wurde, entgegensehen. Wir werden alle im 
Geiste bei dieser Sitzung anwesend sein, die am selben Tag stattfindet 
wie zwei Ereignisse, die die Sitzung besonders bedeutungsvoll machen: 

1. der Jahrestag des Kriegsendes und 
2. jährt sich in diesen Tagen die berühmte Erklärung von Robert 

Schuman, die zu Recht als Beginn einer neuen Epoche für Europa 
betrachtet werden kann. 

Herr Präsident! Herr Bundeskanzler! Meine Herren Delegierten! Sie 
sind dabei, das deutsche Volk aufzurufen zu einem Streben nach neuen 
Zielen der Kultur und des Fortschrittes. Ihr Sieg wird ein weiterer Beitrag 
zur Eröffnung großer Perspektiven für die neue Generation Europas 
darstellen. Sie wird Ihnen und uns allen die Hoffnung geben, daß 
die Erfüllung des Planes, an den wir seit langen Jahren arbeiten, nicht 
fern ist. 
Dies ist der Wunsch, den ich Ihnen mit meinen Worten im Namen der 
Italienischen Demokrazia Cristiana bringen wollte. 

(Beifall) 
Präsident Grundmann: Meine Damen und Herren! Mit dem Dank an 
Herrn Rumor verbinden wir unseren herzlichsten Dank noch einmal für 
alle unsere ausländischen Freunde, die durch ihren Besuch des 13. 
Bundesparteitages Ihre Verbundenheit mit uns zum Ausdruck gebracht 
haben. Wir hoffen, daß sie sich alle in unserem Kreise freundschaftlich 
wohlfühlen. 

Meine Damen und Herren! Meine Parteifreunde! Wir kommen nunmehr 
zum ersten Referat des Bundesparteitages. Ich darf Sie, Herr Bundes­
vorsitzender, bitten, zu uns zu sprechen. 
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Montag, den 29. März 1965 

1. Plenarsitzung 

Bundesvorsitzender Dr. Adenauer: 

(mit lebhaftem Beifall begrüßt) 

Herr Präsident! Meine lieben Parteifreunde! ich glaube, man wird es 
verstehen, wenn Ich nach den Worten des Oberbürgermeisters dieser 
Stadt, der Stadt Düsseldorf, wie das unser Präsident schon getan hat, 
auch unseren herzlichen Dank für die große Gastfreundschaft, die sie 
uns erweist, ausspreche. Der Herr Oberbürgermeister hat humorvoüe 
Erinnerungen daran geknüpft. Ja, meine verehrten Damen und Herren, 
die Zeiten, in denen wir damals lebten, waren doch sehr ruhig und 
schön, und zwar trotz der Streitigkeiten, die uns heute gegenüber den 
großen Geschehen in unserer Zeit etwas klein erscheinen. 
Meine Freunde! Wir sind hier zum Bundesparteitag zusammengekom­
men. Es ist der letzte Bundesparteitag vor der Bundestagswahl, wird 
aber nicht die letzte Zusammenkunft von irgendwelchen Parteiorganen 
vor der Bundestagswahl sein. In unserer in jeder Beziehung schnellebi-
gen Zeit wissen wir gar nicht, was In den nächsten Monaten, sei es 
im Bundestag, sei es in der Weit, passiert, das uns nötigt, wieder 
zusammenzutreten. 

Das möchte ich vorausschicken, damit von unseren Gegnern nachher 
nicht gesagt wird, unser ganzer Parteitag habe nicht viel Inhalt gehabt. 
Ich glaube das nicht, meine Damen und Herren. Ich habe Parteitage 
anderer Parteien nach den Zeitungsberichten verfolgt und festgestelit, 
daß diese sehr iangweilig gewesen sind. Ich habe nur die Geduld der 
Mitglieder bewundert, die das fast eine Woche lang ausgehaiten haben. 
Ich weiß auch von einem Parteitag einer anderen Partei, auf dem alles 
im Galopp gemacht wurde. Wenn man galoppiert, weiß man nicht 
immer, wohin einen das Pferd trägt. Ich bin kein Reiter, meine Damen 
und Herren, 

(Heiterkeit) 

aber ich habe mir das sagen lassen. 

(Beifall) 

Wir vermeiden solche Dinge. Warum vermeiden wir sie? Wir tun das, 
weil wir, meine Freunde von der CDU und CSU — lieber Herr Strauß, 
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nach Ihrer Rede, für die Ich Ihnen von ganzem Herzen danke, darf ich 
so sprechen —, 

(Lebhafter Beifall) 

eine ungeheure Verantwortung auch für die Zukunft Deutschlands und 
des Friedens in Europa und In der Welt haben, eine größere Verant­
wortung als jede andere deutsche Partei. 

(Starker Beifall) 
Warum tragen wir eine größere Verantwortung, meine Freunde? Wir 
tragen sie, weil alles, was seit dem Jahre 1949 in Deutschland geschehen 
ist, unsere Arbeit und unser Erfolg sind. Wir tragen sie, weil die 
Außenpolitik, die wir in Deutschland in diesen langen Jahren mit Erfolg 
eingeschlagen haben, unsere Außenpolitik und unser Erfolg sind. Wir 
tragen sie, weil plötzliche Störungen auf einem Wege, den ein Land 
eingeschlagen hat, immer Störungen bleiben, Störungen, welche die 
Sicherheit gefährden. 
Darum, meine Damen und Herren, glaube Ich, daß wir dem deutschen 
Volke von diesem unserem Parteitag vermitteln müssen, daß wir uns 
verantwortlich fühlen und uns unseres Tuns, unseres Handelns, unserer 
Geschlossenheit und unserer Einigkeit bewußt sind, damit wir auch 
bei dieser Bundestagswahl 1965 wieder die stärkste Partei sind. 

(Lebhafter Beifall) 
Meine Freundet Der Vorsitzende der Kreispartei Düsseldorf hat in 
seiner Begrüßungsansprache einige leichte Töne einer gewissen Sorge 
über die Zukunft unserer Partei angeschlagen. 
ich verstehe das und sage ganz offen, daß ich diese Sorge auch habe. 
Wir müssen aufpassen, damit unsere Partei das bleibt, als was sie ins 
Leben getreten ist: eine christliche Volkspartei. 

(Beifall) 
Warum Volkspartei, meine Damen und Herren? Well wir keine Klassen­
partei sein wollen, weil wir eine Partei für alle Glieder unseres Volkes, 
für alle Schichten, für beide Konfessionen sein wollen und sind. 
Wir müssen doch erkannt haben — namentlich diejenigen, die schon mit 
Bewußtsein erlebt haben —, was diese gottlose Zeit des Nationalsozialis­
mus in der Welt zustande gebracht hat, wie sie alles zerschlagen hat, 
nachdem sie erst in Deutschland alles zertrümmert hatte. In so schwie­
rigen Zeiten können nur die Grundsätze, die beiden Konfessionen 
gemeinsam sind, den Menschen helfen, auf der richtigen Bahn zu 
bleiben. 

(Beifall) 

Meine verehrten Damen und Herrenl Wir sind die Partei des konser­
vativen Fortschritts. Die Fassung dieses Gedankens kam mir, als ich 
gestern abend nach der großen Versammlung nach Hause fuhr und als 
ich heute morgen wieder hierherfuhr. Als ich gestern nach Hause fuhr — 



Sie wissen, es ist ein zlemllchi weiter Weg von Düsseldorf bis Rhön­
dorf —, da begegnete mir auf der ganzen iangen Strecke der Autobahn 
ein Personenauto nach dem anderen, gefüllt mit Menschen, die von 
einem Ausflug in den ersten schönen Frühlingstag zurücl<kamen. Als 
ich heute morgen hierhin fuhr, da begegnete mir eine unendliche Fülle 
von Lastwagen, die die wirtschaftlichen Güter möglichst schnell beför­
dern, und es begegnete mir eine große Zahl von Personenautos, gefüllt 
mit Menschen, die zur Arbeit fuhren. Und die ganze Autobahn, meine 
verehrten Damen und Herren, war Ja auch ein Werk unserer Partei. 
Sehen Sie, der gestrige Tag mit diesem Ausflug in den Frühling und 
heute der Tag mit der Arbeit - und das alles auf einer neu geschaffe­
nen Bahn, auf der Autobahn, und unter Benutzung modernster Ver­
kehrsmittel — machte mir doch klar, daß wir eine Partei des Fort­
schritts sind, aber eine Partei des konservativen Fortschritts. 
Wir müssen uns auch darüber klar sein, daß die Zeiten, wie sie Jetzt 
sind, trotz aller Fortschritte der Technik, trotz aller Erfolge, nicht etwa 
die schönsten Zeiten sind, die sich ein Mensch denken kann. Wir 
müssen auch immer daran denken, daß in der Vergangenheit Werte — 
geistige Werte — erzeugt worden sind, die auch für uns fortleben. Und 
damit denke ich auch an das christliche Fundament unserer Partei des 
Fortschritts. 

Meine Damen und HerrenI Ich glaube, daß wir der Wahl im September 
dieses Jahres mit großer Ruhe aber auch mit dem eisernen Entschlüsse 
entgegensehen müssen, auch das Letzte herzugeben, was wir an Kraft 
haben, um auch diesmal wieder den Sieg davonzutragen. 

(Beifall) 
49, 63, 57, 61, das waren Meilensteine in der Entwicklung Deutsch­
lands zu dem, was es geworden ist. Und unserem Lande wollen wir 
wieder einen neuen dieser Meilensteine am 19. September dieses Jahres 
errichten. 

Es wird schwer werden, darüber sind wir uns klar. Aber Ich habe noch 
keine Wahl mitgemacht, bei der es leicht herging. 

(Heiterkeit) 
Jede Wahl ist Kampf. Wenn ich ein leichtes Wort über die Kommu­
nalwahlen in einigen Ländern vor wenigen Monaten sagen darf, dann 
ist es, daß ich fürchte, man hat auf unserer Seite zu wenig gekämpft. 

(Beifall) 
Natürlich war es für uns eine Schlappe. Man muß sich das doch klar­
machen. Aber Sie haben gestern abend diese großartige Versammlung 
gesehen und Sie haben von dem Vorsitzenden der Kreispartei Düssel­
dorf gehört, diese Versammlung sei ein Beweis dafür, daß man die 
nötigen Konsequenzen aus den Kommunalwahlen gezogen habe. In 
dem Sinne wollen wir auch diese Kommunalwahien betrachten. Wir 
wollen die Konsequenzen daraus ziehen. Wir wollen vor allem verhüten, 
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daß das deutsche Volk sich nicht mehr so recht all der Gefahren bewußt 
bleibt, die insbesondere Deutschland In den nächsten Jahren drohen 
werden. 

Nach der Rede von Herrn Strauß meine ich: vielleicht nehmen wir ihn 
doch einmal beim Wort und halten einen Parteitag der CDU in (Mün­
chen ab. 

(Beifall) 

ich glaube, daß das für uns alle vielleicht gut wäre. Er braucht dann 
nicht als Gegenstück nach Hamburg zu gehen, 

(Heiterkeit) 
er braucht nicht diese weite Reise zu machen, um seinerseits auch bei 
uns einen Parteitag der CSU abzuhalten, er kann es näher haben! 
Lassen Sie mich gerade als der 1. Vorsitzende der Partei ihnen sagen, 
daß — und ich kann das immer nur wiederholen — jede Wahl einen 
Kampf bedeutet, einen Kampf bis zum letzten, bei dem wir alles 
daran setzen müssen, um wiederum zu siegen. Die Stetigkeit und die 
Konsequenz in der ganzen politischen und wirtschaftlichen Arbeit, 
die beibehalten werden konnte, weil wir seit dem Jahre 1949 führend 
in der Regierung waren, ist mit ein wesentlicher Grund der Erfolge, 
die wir für unser Land erreicht haben. 

Ein Land, das nicht den begründeten Eindruck dieser Sicherheit wie 
Deutsdiland bietet, gilt weder in der Wirtschaft so viel noch auch in 
der gesamten Außenpolitik. Diese Stetigkeit ist etwas, was Vertrauen 
erzeugt. 
I\1elne Damen und Herren! Wir brauchen Vertrauen in der Welt, 
gerade wir Deutsche brauchen Vertrauen In der Welt. Mancher von 
uns, der vielleicht nicht so mit der Denkwelse In anderen Ländern 
vertraut ist, wird doch bei den Wirren der letzten Wochen zu seinem 
Erstaunen vielleicht und zu seiner Überraschung verspürt haben, daß 
wir Im Grunde genommen doch nicht so ungeheuer von den anderen 
Völkern geliebt werden. Das Hegt in der Natur der Sache. Wir sind 
für die anderen Völker zu reich geworden, meine Damen und Herren, 
das lassen Sie mich auch ganz offen sagen: Wenn wir noch so arm 
und so schwach wären, wie wir es gewesen sind, dann würde wahr­
scheinlich in der übrigen Weit mit Mitleid gemischtes Wohlwollen vor­
handen sein. Das Mitleid, meine Freunde, ist weggefallen, das Wohl­
wollen ist — wie ich hoffe — geblieben. Wir müssen es uns überall wieder 
zu erringen versuchen. Meine Damen und Herrenl Das gilt auch für 
jeden einzelnen Deutschen, der In ein fremdes Land geht. Lassen Sie 
mich das auch einmal sehr nachdrücklich sagen. 

(Starker Beifall) 
Wir Deutsche reisen gerne, wir reisen gerne in andere Länder; aber, 
meine Damen und Herren, das ist gut, wir müssen es aber in der 
richtigen Weise tun. Ich will mich welter darüber gar nicht auslassen. 
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Wir stehen am Beginn der Reisesaison. Icti hoffe, daß Jeder Deutsche, 
der ins Ausiand reist, dort Wohiwolien für unser Land erweckt, für 
unser Land, meine Freunde, das das Wohlwoilen der ganzen Welt 
noch für iange Zeit braucht. 

(Beifall) 

Wir sollten, meine Damen und Herren, namentlich auch versuchen, der 
Welt klarzumachen, daß die Wiedervereinigung Deutschlands nicht 
nur eine deutsche Angelegenheit ist, sondern eine Angelegenheit für 
Europa und für die ganze Welt. 

(Starl<er Beifall) 

Solange, meine Damen und Herren, die Wiedervereinigung nicht be­
schlossen und durchgeführt Ist, Ist das Gleichgewicht in Europa und In 
der Welt nicht hergestellt, 

(Beifall) 

das Gleichgewicht der Macht und Gesinnung nach — und das ist 
kein guter Zustand. 
Meine Damen und Herren! Wir werden in wenigen Tagen den 150. 
Geburtstag Bismarcks begehen. Ich weiß nicht, ob Sie wissen, wie 
sehr BIsmarck die Russen gefürchtet hat, und daß er fürchtete, daß 
eines Tages die Russen an der Elbe stünden. Diese Furcht, meine 
Freunde, die Bismarck, der weit in die Zukunft bückte, damals schon 
hatte, ist Wirklichkeit geworden. 

Darum glaube ich, die Wiedervereinigung Deutschlands ist eine mensch­
liche Frage, ist eine deutsche Frage, aber sie ist eine Frage der großen 
internationalen Politik der ganzen Welt. 

(Beifall) 

Und nun, meine verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich schließen. 
Sie haben hier heute sehr gute Worte über uns gehört. Dafür sind wir 
sehr dankbar. Sie werden jetzt noch den Bericht vom Herrn Kollegen 
Dufhues entgegenzunehmen haben. Ich möchte Ihnen sagen: Wir wollen 
den Wahlkampf führen wie alle bisherigen Wahlkämpfe, und ich bin 
überzeugt, daß wir auch diesmal wieder den Sieg davontragen. 

(Starker Beifall) 

Präsident Grundmann: Herr Bundesvorsitzender, wir dürfen Ihnen 
sehr herzlich für Ihre Rede danken. Wir dürfen Ihnen gleichzeitig für 
die unermüdliche Arbeit danken, die Sie für die Christlich Demokratische 
Union Deutschlands leisten. 

(Beifall) 

Ich darf nunmehr Herrn Dufhues bitten, zu uns zu sprechen. 
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Montag, den 29. März 1965 

1 . Plenarsitzung 

Josef Hermann Dufhues, 
MdL, Geschäftsfahrender Vorsitzender (mit Beifall begrüßt): 

Herr Präsident! Herr Bundesvorsitzenderl Herr Bundeskanzler! IVIeine 
sehr verehrten Damen und Herren! Meine lieben Parteifreunde! 
Dieser Parteitag — es ist kein außerordentlicher Parteitag, wie gesagt 
wurde, sondern ein ordentlicher, und, ich meine, ein sehr ordentlicher 
Parteitag, wenn Ich den bisherigen Verlauf ins Auge fasse — ist die 
Mobilmachung der CDU für den Wahlkampf 1965. Sie fordert von uns 
nicht nur die Anspannung aller Kräfte. Sie fordert zuallererst nüchterne, 
kritische und klare Beurteilung der eigenen Situation, aber auch der 
Lage unseres Volkes. Das, meine lieben Parteifreunde, ist für uns und 
das deutsche Volk wichtiger als ideologische Phrasen, als Wahlverspre­
chungen alten Stils. 
Der Kurs unserer Partei, die Ziele unserer Politik liegen seit langen 
Jahren fest — nicht als ideologisches Programm, sondern als Richt­
schnur unseres praktischen Handelns, als Ausdruck unserer sittlichen 
Überzeugung. 
Unsere Erfolge sind unbestreitbar, auch in den letzten Jahren. Wenn 
Sie selbst, meine Parteifreunde, angesichts von kritischen Situationen, 
von Fehlern und auch Schwächen auch manchmal gefragt haben: 
Haben wir noch genug Kraft und Elan, um die politische Verantwortung 
für uns fordern zu können? Nun, dann antworte ich Ihnen: 
Welcher anderen Partei wäre es gelungen, einen so zentralen Füh­
rungswechsel mitten in einer Legislaturperiode ohne Krisen durchzu­
führen? Und welter: 
Wann war es um den Wohlstand alier Schichten unseres Volkes — 
vor allem auch der Arbeitnehmerschaft - so gut bestellt wie in den 
letzten Jahren und heute? Hat nicht Deutschland auch im Wände! der 
politischen Gesamtlage seine Stellung behauptet, und hat es nicht das 
Vertrauensverhältnis zu den Völkern und Staaten der freien Welt ge­
festigt? 
Nein, meine Damen und Herren, wenn es auf Leistung und Erfolg, 
Erfahrung, Solidität und Vertrauenswürdigkeit ankommt — wenn Phra­
sen und Versprechungen, Demagogie und Nörgeleien nicht zählen —, 
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dann kann die CDU mit Festlgl<eit und Seibstvertrauen dem Wahltag 
entgegensehen. Allerdings unter einer Voraussetzung: Daß wir alle, 
jeder einzelne, wo er auch stehen möge, seine Pflicht — Ich meine, mehr 
als seine Pflicht — tut. 
Haltung und Handeln der Bundesregierung, unserer Partei und der 
Fraktion w4ren in diesen Jahren durch eine sehr grundsätzliche Ent­
scheidung bestimmt: Bei allem, was wir taten, haben wir das innere 
Gleichgewicht und die Stabilität unserer Demokratie — sei es in der 
Wirtschaft, in der Sozial- und Gesellschaftspolitik, In der Landwirt­
schaft oder im Gemeinsamen Markt — haben wir all das nicht nur 
zu wahren, sondern auch zu festigen verstanden. 

Innere Stabilisierung und Wohlstand und soziale Sicherheit - die 
Sozialdemokraten sollen uns einen Staat in der Welt nennen, der nach 
einer solchen Katastrophe, einer solchen Zerstörung und moralischen 
Isolierung, in einer so schwierigen Lage, wie es die des deutschen 
Volkes heute noch ist, solche Leistungen und Erfolge, ein solches Maß 
an innerer Stabilität aufzuweisen hat. 
Natürlich war das nicht allein der Erfolg unserer Partei — es war die 
Leistung unseres ganzen Volkes — und wir sind stolz darauf; wir sind 
dankbar dafür. 
Aber schließlich sind ja in der CDU/CSU alle Kräfte und Schichten 
unseres Volkes versammelt oder repräsentiert. Regierung, CDU/CSU 
und das deutsche Volk als Ganzes haben diese Leistungen vollbracht. 
Nicht nur wirtschaftspolitisch im engeren Sinne war es das Werl< von 
Professor Ludwig Erhard, in dessen Händen die Verantwortung für 
den Wiederaufbau unseres zerstörten Landes lag. Ich wiederhole, was 
Ich gestern gesagt habe: Adenauer und ErhardI Der Erfolg des einen 
ist ohne die Leistung des anderen nicht denkbar. Beide aber zogen Ihre 
Kraft aus der gleichen Quelle, aus der Christlich Demokratischen 
Union. 

(Lebhafter Beifall) 

Und der Beitrag der SPD? In der Vergangenheit war sie die Partei des 
obstruktiven Nein, und während der letzten Jahre bestand Ihre Leistung 
im Abschwören der Vergangenheit, In der Anpassung an unsere Politik, 
in einem mittlerweile schrankenlosen Opportunismus. 
Gerade weil die SPD in diesem Wahlkampf keine Alternative der 
deutschen Politik anbietet, mit der auseinanderzusetzen sich lohnt, ge­
rade deshalb ist es um so wichtiger, daß wir unsere Grundsätze dem 
deutschen Volk deutlich machen, daß wir die Situation unseres Landes 
von uns aus und in den eigenen Reihen klären. 
Nicht etwa in dem Sinne, daß wir diesem Parteitag und der Öffent­
lichkeit ein neues Grundsatzprogramm vorlegen — vergleichbar mit 
dem Godesberger Programm der SPD. Das, meine ich, wäre vollkom­
men falsch. Die SPD hat mit diesem Programm - ob ehrlich und ernsthaft 
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gemeint oder nicht — der C5ffentlichl<elt gegenüber Itirer marxistische 
Vergangenheit abschwören wollen. Nach der Tradition ideoiogischer 
Parteien l<onnte sie das nur mit einem neuen Grundsatzprogramm; ein 
poiitisches Konzept, eine pral<tische Alternative gegenüber unserer Po­
litik — das hat sie nicht mehr. Wir dagegen haben gar i<einen Grund, 
irgend etwas zu dementieren, was wir in der Vergangenheit formu­
liert, was wir in den vergangenen Jahren getan haben. Von uns ver­
langt das deutsche Voli< vielmehr, daß wir unsere Grundsätze und 
Ziele klarer und härter, konsequenter und geschlossener verfolgen. 

Es würde den Rahmen meines Themas sprengen, wenn Ich in diesem 
Zusammenhang auf die Probleme und Schwierigkeiten der Nahost-Krise 
eingehen würde. Sie fordert von uns ebenso Klarheit und Geschlossen­
heit wie Mut und Entscheidungskraft. Aber — und das ist eine ganz 
entscheidende Frage: 
Zeigt sich in diesen und anderen Schwierigkeiten etwa eine außenpo­
litische Schwächung der Bundesrepublik? 

Meine Parteifreunde, das Gegenteil Ist der Fall. Wenn wir die Mög­
lichkeiten und Schwierigkeiten unserer Situation ins Auge fassen, 
müssen wir davon ausgehen, daß Deutschland seit dem erstein Welt­
krieg noch nie so stark war wie heute. Neben anderen Faktoren Ist 
es diese wachsende Stärke, die uns vor neue Situationen stellt. 

Wir würden die politische Situation falsch beurteilen, wenn wir die 
Tatsache außer acht lassen würden, daß wir uns nicht mehr In der 
Rolle befinden, die die Bundesrepublik Deutschland vor 10 Jahren 
gespielt hat, als sie wieder als souveräner Staat anerkannt wurde. 
Weil wir auf die Teilung Deutschlands sahen, auf den verlorenen Krieg, 
auf die materiellen und moralischen Belastungen aus der national­
sozialistischen Konkursmasse und auch auf das Mißtrauen, mit dem wir 
immer noch, auch In der westlichen Welt, zu rechnen haben, haben wir 
uns allzu sehr daran gewöhnt, die außenpolitische Bedeutung unseres 
Landes zu untertreiben. 

Trotz aller dieser Einschränkungen und Belastungen haben wir sowohl 
durch unsere Lage in Mitteleuropa wie durch unsere wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit an Bedeutung gewonnen, und wir haben uns dieser 
Bedeutung entsprechend verhalten. 

Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen: Wir haben in gar 
keiner Weise den Wunsch oder die Macht, die Rolle einer Großmacht 
zu spielen; noch weniger wollen oder können wir Machtpolitik alten 
Stils betreiben. 
Und vor allem: Solange die CDU regiert, wird es keine Rückkehr zu 
einer nationalistischen Politik geben. Aber wir müssen uns auch klar­
machen, daß wir die Interessen unseres Landes anspruchsvoller als 
bisher aussprechen und zur Diskussion stellen müssen. 

(Beifall) 
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Das gilt um so mehr, als sich nicht nur unsere Bedeutung, sondern auch 
das Bild der Weltpolltik seit einigen Jahren verändert hat. Auch die 
Interessen unserer westlichen Verbündeten treten heute differenzierter 
zutage, als das etwa vor zehn Jahren der Fall gewesen ist und wir, 
wir müssen entsprechend differenzierter handeln. 
Deshalb ist es gut, daß innerhalb unserer Partei mit Ernst und Leiden­
schaft über die Notwendigi<elten unserer Außenpolitil< diskutiert worden 
ist und weiterhin diskutiert wird. Es war unvermeidlich, daß solche 
innerparteilichen Diskussionen ihr Echo in der Öffentlichkeit gefunden 
haben. 
Was allerdings zu vermeiden gewesen wäre, war die völlig verfehlte 
Ansicht, daß es irgend jemandem — ausgenommen den Sozialdemo­
kraten — nütze, wenn man sich in einer innerparteilichen Diskussion an 
die Öffentlichkeit wendet. 

(Beifall) 

Auch die Führungskräfte einer Partei müssen sich, mag es auch schwer­
fallen, in der Tugend der Disziplin üben, wenn sie von den Mitgiie-
dern und Wählern Disziplin und Vertrauen erwarten. 

(Beifall) 

ich hoffe aber, Ihnen zuversichtlich versprechen zu können, daß in ab­
sehbarer Zeit kein Politiker unserer Partei mehr der Versuchung unter­
liegen wird, Sonntagszeitungen unnötige Interviews zu geben. 

(Beifall) 

Rückschauend möchte ich allerdings betonen, daß es besser ist, eine 
Partei diskutiert diese wichtigen Fragen, überdenkt ihre Politik und 
überprüft Wege und Methoden, als daß sie überhaupt nichts zu sagen 
hat und Jede Diskussion unterdrückt, um In der Öffentlichkeit den Irrtum 
zu erwecken, sie habe eine geschlossene und überprüfte Meinung in 
den schwierigen Fragen unserer auswärtigen Politik. 
Als Bundeskanzler Ludwig Erhard seine Entscheidung über die deutsche 
Haltung in der Nahost-Krise traf, haben viele gesagt, daß es vorher zu 
lange und zu viele Überlegungen, Beratungen und Abstimmungen ge­
geben habe. Nun — das mag sein. Aber die Entscheidung, die er 
getroffen hat, war besonnen, nüchtern und abgewogen, und sie hat 
ein gutes Echo in der Welt gefunden, und das Ist entscheidend. 
Und der Beitrag der SPD? Abgesehen von nörgelnder Kritik, Phrasen 
und Gemeinplätzen von erhabener Langewelle haben wir nichts gehört. 
Der Vorschlag der sozialdemokratischen Außenpolitiker, sich mit Nasser 
ebenso zu arrangieren wie mit dem Staate Israel, war ebenso banal 
wie irreal. Er demonstriert das Bestreben der SPD, schwierigen Ent­
scheidungen auszuweichen, wie überhaupt der SPD bei alier Partei­
disziplin auch in den Fragen der Außenpolitik seit 1949 nichts Ver­
nünftiges und Produktives eingefallen ist. 
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In den letzten Jahren Ist oft gesagt worden, die deutsche Politik stehe 
vor einem grundlegenden Wandel. Viele haben bei der Reglerungs­
übernahme durch Ludwig Erhard von einem neuen Abschnitt der 
deutschen Politik gesprochen, der jetzt notwendig werde. Das alles 
ist ebenso richtig wie falsch. Denn die politischen Verhältnisse unserer 
Welt befinden sich in einem ständigen Wandel. 
Die Entwicklungsphasen sowohl unserer Gesellschaft wie der Außen­
politik folgen rasch aufeinander, jedenfalls sehr viel rascher als in 
früheren Jahrzehnten. Wir müssen uns diesen Entwicklungen ebenso 
sehr anpassen, wie es notwendige sein kann, Ihnen Widerstand zu 
leisten. 

Das gilt nicht nur für die deutsche Politik und für die Bundesrepublik 
als Ganzes, das gilt vor allem auch für unsere Partei. Der Maßstab, 
den wir an die weitere Entwicklung der CDU anlegen müssen, ist zu­
nächst das Bild einer modernen Partei. Jeder Parteitag sollte sich des­
halb kritisch mit den Fragen beschäftigen: Welches sind denn die Züge 
einer modernen Partei unseres Stils? Entsprechen wir diesem Bild? 
Welche Aufgaben ergeben sich daraus? 

In dieser Diskussion wird wieder die Frage aufgeworfen, ob die CDU 
eine Mitglieder- oder eine Wählerpartei sein soll. Selbstverständlich 
müssen wir bemüht sein, so viele Mitglieder wie möglich zu gewinnen, 
unsere Parteiorganisation zu verbessern und der Union noch mehr 
Gewicht und Kraft zu geben. Aber wir gäben uns einer verhängnis­
vollen Selbsttäuschung hin, wenn wir darüber hinwegsähen, daß die 
Union ihre Rolle als Mehrheitspartei nur deshalb spielen konnte, weil 
sie immer auch bewußt Wählerpartei gewesen Ist, well sie weiten Krei­
sen unseres Volkes, die nicht bereit waren, In einer Partei aktiv mit­
zuarbeiten oder auch nur Mitglied zu werden, Orientierungsmögilch-
keiten gegeben hat und das Bewußtsein, daß die Sache der CDU auf 
lange Sicht auch ihre eigene Sache ist. 

Das konnten wir nur, well wir bewußt auch diese Wählerschichten 
repräsentieren wollten, ohne sie als Mitglieder gewinnen zu können. 
Hier wird deutlich, daß unser Charakter als Wähler- und Mitglieder­
partei keinen Gegensatz bedeutet, sondern daß beide aufeinander 
bezogen, sein müssen. Unsere Aufgabe, möglichst breite Schichten von 
Wählern politisch zu gewinnen und zu stabilisieren, verlangt eine 
aktive, verantwortlich denkende Mitgliedschaft und macht ständige 
Mitgliederwerbung zu einem ersten Gebot unserer Parteiarbelt. 
Zum Bild einer modernen Partei gehören also sowohl große, Im Wesen 
der Partei selbst begründete Offenheit gegenüber allen In Betracht 
kommenden Wählerschichten, wie auf der anderen Seite ein eben 
solches Bewußtsein der Geschlossenheit, der politischen Solidarität, 
der Gesinnungsgemeinschaft. Wir müssen die darin liegende Span­
nung bejahen, weil sie politisch fruchtbar ist und well sie die CDU 
erst zum großen Ganzen einer Mehrheits- und Volkspartel integriert. 
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Führungsgruppe in der Demokratie zu sein, das ist die erste und 
wiclitigste Aufgabe einer modernen Partei. Darauf ist das Parlament 
angewiesen, ebenso aber die Demol<ratie im ganzen, in der wir zu 
unserem Teli die politische Führung zu repräsentieren haben, und zwar 
in der Selbstverwaltung der Gemeinden ebenso wie in den Ländern 
und Im Bund. 
Wenn wir diese entscheidende Aufgabe überzeugend erfüllen wollen, 
können wir uns nicht damit begnügen, meine lieben Freunde, politische 
Ämter nach Art von Honoratiorengruppen ängstlich unter uns zu ver­
teilen. 

(Beifall) 

Wir können auch keine „politischen Erbhöfe" anerkennen — weder 
bei der Aufstellung von Kandidatenlisten noch bei der Bildung eines 
Kabinetts. 

(Beifall) 

Ich möchte Im Gegenteil Herrn Professor Ludwig Erhard ermuntern, bei 
der Neubildung des Kabinetts im September eine — ich möchte 
sagen — umfassende Wachablösung durchzuführen. 

(Beifall) 
Wir sollten es uns abgewöhnen, einen Wechsel Im Ministeramt als ein 
spektakuläres Ereignis oder gar als eine Krise anzusehen. 

(Beifall) 
Um auf mein Thema zurückzukommen, meine Damen und Herren: 
Die Union muß das politische Begabungsreservoir unseres Volkes 
optimal ausschöpfen. Ich weiß um die vielfältigen Schwierigkeiten, die 
sich dieser Notwendigkeit entgegensteilen, und zwar sowohl auf selten 
der Partei, wie auf selten derer, um deren Mitarbeit wir bitten, vor allem 
auf Seiten derer, die es sich zur Aufgabe gestellt haben, neben einem 
Beruf auch im öffentlichen Leben ihren Beitrag zu leisten. Aber es 
wäre ein grundsätzlicher Fehler; wollten wir — wie es die SPD seit 
alters her gewohnt ist — politische Führungsauslese mit Funktionärs­
schulung gleichsetzen. Auch hier haben wir uns ganz deutlich von der 
SPD zu unterscheiden. 

Neben der Führungsaufgabe steht in einer Gesellschaft organisierter 
Verbände an zweiter Stelle die Aufgabe der Integration. Es geht nicht 
nur darum, diese meist organisierten Interessen gegeneinander abzu­
wägen. Wir müssen daraus eine in sich geschlossene, eine gesamt­
heitliche Politik entwickeln. 
Bilden sich in Partei und Fraktion auf Grund dieser Aufgabe eigene 
Gruppen, so dürfen sie sich in keiner Welse organisatorisch und In 
anderer Form abschließen. Die politische Einheit der Partei steht über 
den Interessen der einzelnen Gruppen, mögen diese Interessen noch 
so legitim, noch so berechtigt sein. 

(Beifall) 
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Zur Integration tritt als dritte Aufgabe die politische Arbeit In den 
Gemeinden, den Ländern und dem Bund zu einer Einheit zusammen­
zufügen. Diese Einheit haben wir noch nicht erreicht, wenn es auch 
unter Bundeskanzler Erhard in der Zusammenarbeit mit den Ländern 
zu danl<enswerten Fortschritten gekommen ist. Diese Einheit ist keine 
bloße Frage einer zentralistischeren Organisation der Partei, sondern 
eine höchst politische Angelegenheit, die sich In den letzten Jahren 
immer dringender zur Lösung angeboten hat. 
Bundeskanzler und Bundesinnenminister sollten mit den Ministerpräsi­
denten der deutschen Länder dieser politisch wichtigen Aufgabe in 
Zukunft erhöhte Aufmerksamkeit widmen. 

(Beifall) 
In weiten Bereichen des öffentlichen Lebens - auch der Schul- und 
Kulturpolitik - erwartet unser Volk mehr Einheit als gegenwärtig 
gegeben ist. 

(Beifall) 
Ich glaube, wir müssen uns mehr als bisher darüber Im klaren sein, 
daß wir Im Unterschied zu den Parteien des vorigen Jahrhunderts, aber 
auch der Weimarer Demokratie, unmittelbar verantwortlich für den 
Staat, unmittelbar beteiligt an der Gestaltung und Weiterentwicklung 
der gesellschaftlichen Ordnung sind. 
Eine solche Aufgabe verlangt ein hohes politisches Ethos. Das Ist der 
Grund — jedenfalls einer der wesentlichen Gründe —, weshalb wir an 
dem christlichen Namen unserer Partei mit Oberzeugung festhalten. 
Das Gegenteil sehen Sie am Bild der Sozialdemokratie. Warum Ist sie 
opportunistisch? Warum wirken Ihre Führer so Oberzeugungslos? 
Warum hat sie nicht mehr den Mut, die Rolle einer parlamentarischen 
Opposition zu spielen? 
Die einfache Antwort lautet: Weil die SPD keineswegs ihre marxi­
stische Erbschaft, sondern ihre Überzeugung, ihr politisches Ethos preis­
gegeben hat, weil sie eine sozialistische Partei ohne Sozialismus sein 
möchte. Das aber ist unmöglich. Das ist — um ein Bild zu gebrauchen — 
ein Ochs ohne Hörner. 
Meine Damen und Herren, ich habe versucht - jedenfalls in einigen 
Zügen —, das Bild einer modernen Partei unseres Stils zu zeichnen. 
Damit stellt sich die Frage, wie wir dem Maßstab gerecht werden, den 
wir an die weitere Entwicklung der CDU anlegen müssen. 
Wenn ich betone, daß wir uns zuallererst an das erinnern müssen, was 
wir bisher geleistet haben, so meine ich damit alles andere als einen 
seligen oder wehmütigen Rückblick In eine besonnte Vergangenheit. 
Ich meine vielmehr die absolute Notwendigkeit, daß wir nur auf der 
Basis des bisher Gewonnenen welterarbeiten können. Und das ist 
keineswegs selbstverständlich. Es spielt dabei keine Rolle, ob wir auf 
Dankbarkeit für unsere Leistungen rechnen können oder nicht. Wir 
sollten da sehr skeptisch sein. 
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Aber unser Volk braucht diese Erinnerung an seine jüngste Vergangen­
heit, ein l<lares Bewußtsein dieser letzten Phase seiner Geschichte. 
Es muß wissen, wie schwer der Wiederaufbau gewesen Ist, wie wichtig 
es war, die soziale und religiöse Zerrissenheit noch der zwanziger 
Jahre im Bereich der Politik zu überwinden. 
Die Erfahrungen, die wir mit der Entwicklung einer modernen Sozial­
ordnung gemacht haben, die Kunst, eine hochleistungsfähige Wirt­
schaft zu entwickeln, das alles darf weder In der Partei noch In unse­
rem Volk In Vergessenheit geraten, wenn wir In Zukunft bestehen 
wollen. 
Das Ist die Basis, von der wir ausgehen müssen. Aber dieses Funda­
ment muß in ganz anderer Weise gefestigt werden als bisher. Und 
von dieser Grundlage aus müssen wir daran gehen, uns die großen 
Ziele zu setzen, die wir als Volk und als Partei anstreben. Denn wir 
können, wir dürfen nicht stehen bleiben. 
Wir können uns nicht damit begnügen, sogenannte „Gemeinschafts­
aufgaben" zu erledigen. Wir müssen weit in die Zukunft blicken, und 
diese Zukunft Ist schwierig genug, sie verlangt unsere ganze Kraft. 
1. Im 20. Jahr der Spaltung muß es unser vornehmstes Ziel sein, die 
geschichtliche Existenz unseres Volkes in Europa neu zu festigen, neu 
zu formulieren. Dabei geht es natürlich In erster Linie um unsere 
nationale Wiedervereinigung. 
Aber es wäre ein Fehler, wollten wir uns darauf beschränken, nach 
Osten die Wiedervereinigung Deutschlands und nach Westen die 
Vereinigung Europas zu proklamieren, ohne beides in einen engen 
Zusammenhang miteinander zu bringen. 
Im Vordergrund unserer Anstrengungen steht weiterhin die Aufgabe, 
die fortschreitende wirtschaftliche Einigung Europas durch eine politi­
sche Union zu untermauern und das Atlantische Bündnis der Entwick­
lung der Weltpolitik anzupassen, es mit neuem politischen Leben zu 
erfüllen und militärisch dauerhaft zu festigen. 
Ein Blick auf die europäische Landkarte macht deutlich, daß das Ziel 
der politischen Einigung und auch der Auftrag einer wirksamen Vertei­
digung Europas nur durch eine enge und vertrauensvolle Zusammen­
arbeit mit Frankreich zu erreichen ist. Trotz aller Schwierigkelten, von 
denen wir gerade in diesen Tagen und Stunden hören, haben wir die 
Hoffnung, daß die Erwartungen, die sich an den letzten Besuch des 
Bundeskanzlers Erhard in Rambouillet knüpfen, nicht enttäuscht werden. 

Zu Europa gehören aber auch die osteuropäischen Völker. Unser 
Blick geht also auch hier über die Wiedervereinigung hinaus; denn 
wir können keine Politik ohne eine große geschichtliche Perspektive 
betreiben. 
Wir alle wissen, wie schwierig die Probleme sind, die wir In Mlttel-
und Osteuropa zu lösen haben, und wir wissen auch, daß sie nur 
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langfristig, zu lösen sind. Gerade deshalb müssen wir ein konkretes 
Bild des wiedervereinigten Deutschland in einem neuen Europa ent­
wickeln, ein Bild, das auch für unsere Nachbarn im Osten Anziehungs­
kraft besitzt. 
Ich sagte bereits: Die Bundesrepublik ist in diesen letzten Jahren nicht 
schwächer, sie ist stärker geworden. Eine ganze Reihe von aktuellen 
Schwierigkeiten unserer Außenpolitik ergeben sich aus dieser Erstar­
kung unseres Landes, das trotz Teilung, trotz des Ruins des zweiten 
Weltkrieges, trotz der russischen Vormachtstellung in Osteuropa nicht 
nur rechtlich, sondern auch tatsächlich das Erbe des Deutschen Reiches 
angetreten hat. 
Ich appelliere hier vor allem an die Vertriebenen aus Ostdeutschland. 
Sie haben aus dem Nichts heraus beginnend, ganz wesentlich zum 
Wiederaufbau der Bundesrepublik beigetragen. 
Ich glaube, es ist keine Übertreibung zu sagen, daß ohne die moralische 
Haltung und ohne die Kraft von IHunderttausenden von Vertriebenen 
der wirtschaftliche und politische Aufbau Deutschlands nicht gelungen 
wäre. 

(Beifall) 
Die Bevölkerung des deutschen Ostens hat jahrhundertelang Tür an 
Tür mit den slawischen Völkern gelebt. Sie kennt ihre Geschichte, Ihre 
Kultur, ihre Schwächen und Ihre Stärken. Sie hat deshalb eine wichtige 
Mission zu erfüllen, wenn wir das zukünftige Zusammenleben mit diesen 
Völkern erörtern. 
Uns geht es — um es zum wiederholten Mal zu sagen — nicht um 
Revanche, es geht uns um die Wiederherstellung Europas. Es geht uns 
um den Beweis, daß die Wiedervereinigung Deutschlands in diesem 
Sinne auch der Friede Europas sein wird. 

(Beifall) 
Wir haben seit vielen Jahren immer wieder darauf hingewiesen, 
daß ein wiedervereinigtes Deutschland keineswegs eine natlonalstaat-
liche Politik treiben wird — vor allem dann nicht, wenn es als Teil eines 
politisch geeinten Europas ist. Wir verstehen unter Frieden auch 
keineswegs nur den Verzicht auf Krieg und Gewalt. Friede in unserer 
Zeit heißt ein höchst intensiver Austausch von Kultur- und Wirtschafts­
gütern — so, wie wir es inn Westen Europas zu erreichen versuchen. 
Nur ein solcher Friede kann den Völkern Osteuropas den großen 
wirtschaftlichen Aufschwung sichern und das Streben nach persönlicher 
Freiheit und Wohlstand befriedigen, dem sich heute nicht einmal mehr 
die kommunistischen Regierungen entziehen können. Wiedervereini­
gung Deutschlands und Befriedung Europas, das sind als zwei Sei­
ten derselben Sache, zwei Grundzüge einer gesamteuropäischen Politik. 

Seien wir uns klar darüber, daß heute, zwanzig Jahre nach dem Ende 
des zweiten Weltkrieges, von uns ein ganz entscheidender Beitrag zu 
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dieser Politik verlangt wird, ein Beitrag, dessen konl<rete Gestaltung 
naturgemäß sorgfältigster Prüfung und Abwägung bedarf. 
2. Die zweite große Perspektive, die wir, die CDU mit der CSU, polltiscti 
entwickeln müssen, richtet sich auf die Leistungsziele unserer Demokratie 
und unserer Gesellschaft. Wir leben heute in der Bundesrepublik zu 
wenig Im Bewußtsein unserer Modernität — ja, unser Bewußtsein hinkt 
sogar hinter dieser Modernität her. 
Auch die CDU befindet sich in einer gewissen Gefahr, die außerordent­
lich modernen Züge ihrer eigenen Politik nicht zu sehen. 
Wir sprechen von den sozialen Problemen oft noch mit den Vokabeln 
des vorigen Jahrhunderts oder auch der zwanziger Jahre. Dabei über­
sehen wir, daß die Sozialordnung, die wir nach dem zweiten Weltkrieg 
auf dem Chaos aufgebaut haben, bereits einen modellhaften Charakter 
angenommen und gewonnen hat. 
Immer mehr sind an die Stelle von Konflikten geregelte und geordnete 
Verfahren getreten, Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik sind eng mit­
einander verflochten. Sämtliche sozialen Interessen sind nicht nur 
organisiert, sie sind auch grundsätzlich anerkannt. Ich meine, die Um­
verteilung des Sozialprodukts ist jedenfalls im Prinzip geordnet. 
Dieses Modell, das wir aus der Praxis heraus entwickelt haben, bedarf 
ganz gewiß noch größerer Oberschaubarkeit. Es muß gestrafft, es muß 
vereinfacht werden, um leistungsfähiger zu werden, und ganz sicher 
bedarf es auch des weiteren Ausbaues. Die Bedeutung dieses sozialen 
Modells liegt aber nicht nur in seiner Funktion als Ordnung, sondern 
auch darin, daß es die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft gesteigert 
und keineswegs geschwächt hat. 
20 Jahre nach der Beendigung des letzten Krieges gilt es, den Rahmen 
abzustecken für die Gesellschaft von morgen. Die moderne Industrie­
gesellschaft entwickelt sich in einem atemberaubenden Tempo. Die sich 
daraus ergebende Aufgabe ist keineswegs leichter als die der ver­
gangenen Jahre. 
Dabei haben wir vor allem daran zu denken, daß uns der wachsende 
Wohlstand nicht zur ünsolldität verführen darf. Oberstes Gebot unserer 
Wirtschaftspolitik bleibt die Stabilität der Währung. - -
Das Tempo der wirtschaftlichen Entwicklung darf uns nicht verführen, 
mehr auszugeben als wir erarbeiten. 

(Beifall) • 
Das gilt für den einzelnen wie für die öffentliche Hand. 

(Beifall) . . 
Unser Ziel bleibt - um es ganz einfach, schlicht und verständlich zu 
formulieren —: die DM neben dem Dollar als die härteste Währung der 
Welt zu erhalten. 
Eine der besonderen Schwierigkeiten besteht noch heute darin, das 
Bildungswesen in diesem neuen Funktionszusammenhang voll zur Ent-
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faltung zu bringen. Wir sind auch hier in raschem Vormarsch - Ich 
meine, unter Führung von sehr modernen und sehr fortschrittiichen 
Kuiturpolitll<ern der CDU/CSU. 

(Beifali) 

Die Schwieriglteiten, die sich aus den Schäden und Folgen des Krieges, 
aber z. T. auch aus der föderativen Strul<tur der Bundesrepublii< erge­
ben, werden hoffentlich bald überwunden sein. Es mag dem Bedürfnis 
nach Schlagzeilen entsprochen haben, von einer Biidungsl<atastrophe 
und ähnlichem zu reden, um das Interesse der Offentlichlcelt zu finden. 
In Wiriciichkelt kann auch ernsthaft von einer Katastrophe keine Rede 
sein. Trotz ihrer geringen Kompetenzen ist auch die Bundesregierung 
auf diesem Gebiet Schritt für Schritt vorwärtsgekommen. Aber auch 
hier, meine Damen und Herren, halten wir nichts von leeren Verspre­
chungen. Nicht nur Im Bereich von Bildung und Wissenschaft, sondern 
ebenso Im Verkehrswesen, in der industriellen IHygiene, im Städtebau, 
in der regionalen Strukturpolitik besteht die große Aufgabe darin, 
alle Maßnahmen von vornherein in einen Gesamtzusammenhang zu 
bringen. 

Trotzdem stellen sich hier keine unlösbaren Probleme mehr, im Gegen­
teil: Die Grundformen, in denen sich unsere Politik weiterentwickeln 
kann, sind geschaffen, und zwar in außerordentlich stabiler Weise. 
Aber es wäre kurzsichtig, sich vorzustellen, wir Deutschen könnten dieses 
Modell weiter ausbauen - nur für uns, nur zu unserem eigenen Nutzen. 
Die innere Ordnung und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, die wir 
erreicht haben, sind vielmehr Voraussetzung für unsere Internationalen 
Beziehungen im ganzen, aber auch für die Ziele, die unsere Außen­
politik im einzelnen erreichen muß. 

Außenpolitik und Innenpolitik stehen Im engen Wechselverhältniä. 
Gerade angesichts der schwierigen Lage der Bundesrepublik vor den 
Toren des bolschewistischen Imperiums erscheint es mir doppelt wichtig, 
unsere Außenpolitik auf diese moderne Demokratie zu stützen, die wir 
nach dem letzten Kriege mit vielen Freunden draußen in der Welt 
entwickelt haben. Denn die freiheitliche demokratische Weltordnung, 
nach der der freie Westen strebt, wird solche Züge unserer Demokratie 
haben müssen, wenn sie nicht dem Kommunismus zum Opfer fallen 
will. 
3. Beides, sowohl die geschichtliche und politische Existenz unseres 
Volkes wie die Leistungsziele unserer Demokratie und unserer Geseil­
schaft, läßt sich nicht nur unter Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten — das, 
was man In der praktischen Politik so gern Realpolitik nennt - oder 
gar durch eine gute Organisation erreichen. 
Diese moderne Demokratie und insbesondere unser deutsches Volk 
bedürfen eines großen politischen Ethos, um ihre Existenz mit Erfolg 
verwirklichen zu können. Ein solches Ethos läßt sich nicht zusammen­
setzen aus Gruppeninteressen und Verbandsloyaiität, auch nicht aus 
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Parteiideologien alten Stils, es muß, das meine ich, auf die politische 
Einheit eines Volkes gerichtet sein. Diese politische Einheit ist nicht 
möglich ohne ein überzeugendes Geschichtsbewußtsein. 
Ein solches Ethos läßt sich nicht auf den bloßen Wunsch nach Frieden 
gründen, und Freiheit muß ihm mehr sein als der Wunsch, persönlich 
von lästigen Verpflichtungen ungeschoren zu bleiben. Das politische 
Ethos des freiheitlichen Rechtsstaats verlangt, daß v\/ir uns intensiv 
nicht nur mit den Fragen unseres Voll<es, sondern auch mit denen des 
Friedens der Welt beschäftigen, uns dafür mitverantwortlich fühlen. 
Dazu gehört auch das Bewußtsein, daß die Freiheit, für die wir kämpfen, 
immer auch die Freiheit der anderen ist, und umgekehrt. 
Mit tiefem Ernst wiederhole Ich hier, was ich zu Beginn meiner Aus­
führungen gesagt habe: Wir wissen, warum wir bei der Gründung 
unserer Partei ein verbindliches Bekenntnis zum Christentum abgelegt 
haben. 

So obel-flächlich es wäre, wollten wir jeden sozialpolitischen Kompro­
miß, jede wirtschaftliche Investition, jeden Schritt unserer Außenpolitik 
aus dem Christentum rechtfertigen, so notwendig ist es, niemals zu ver­
gessen, daß wir gerade in unserer Gegenwart, in der die Kraft des 
nationalen Gedankens und mit Ihm die Idee des souveränen Staates 
erlahmt ist, daß wir in unseren Tagen noch mehr als früher die gei­
stigen Wurzeln suchen müssen, aus denen der Mensch lebt, die die 
Kultur tragen, und ohne die Politik und Gesellschaft dem Untergang 
geweiht wären. 
Dies alles, meine lieben Parteifreunde, kann nicht heißen, uns selbst und 
der Öffentlichkeit einen.Weg politischer und geistiger Harmonie anzu­
preisen. 
Eine der ganz üblen Illusionen, die die Sozialdemokraten pflegen, 
besteht in dem Versprechen, sie könnten alle Fragen der Politik in 
Gemeinschaftsaufgaben verwandeln — in harmonische Beziehungen, 
die sozusagen alle Probleme in Wohlgefallen auflösen. 
Nichts davon ist wahr. Politik heißt auch dann, wenn es uns gelungen 
ist, eine soziale Ordnung zu formen, daß man Spannungen standhält, 
sie zum Ausgleich bringt und daß man Entscheidungen wagt. Wir 
sollten uns über diese Spannungen in unserer Gesellschaft nicht einfach 
hinwegtäuschen lassen. 

Gerade in unserer Gesellschaft besteht eine große Spannung zwischen 
der Freiheit des einzelnen gegenüber dem Staat, wie sie in den Grund­
rechten formuliert worden Ist, und dem Anspruch auf staatliche Garantie 
von Freiheit und Sicherheit, wie sie in der modernen Sozialpolitik, 
aber auch In anderen Bereichen zum Ausdruck kommt. Es besteht eine 
starke Spannung zwischen der Stabilisierung, der Verfestigung unserer 
sozialen Ordnung und der Dynamik, die der Wirtschaftsprozeß, unter­
stützt von Wissenschaft und Technik, immer wieder hervorbringen muß. 
Schließlich hängt die Stabilität unserer Demokratie davon ab, daß wir 
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Immer wieder ein Gieiclngewicht zwischen der Notwendigl<eit von Ent-
sciieidungen und dem oft mühsamen, Zeit und Prestige raubenden Aus­
handeln von Kompromissen finden. 

Wer von uns spürte nicht die geistige Spannung, die darin besteht, 
daß wir auf der einen Seite die Tradition unserer Geschichte als Ver­
pflichtung, als Bewußtsein der Kontinuität bewahren und auf der an­
deren Seite eine Distanz von der bisherigen Geschichte nehmen müssen 
wie nie eine Generation zuvor. 
Diese Spannungen, mögen sie alt sein oder nur Kennzeichen für unsere 
heutige Situation, bestimmen den dramatischen Charakter der Politik, 
das Risiko, das wir immer von neuem auf uns nehmen müssen. Sie 
lassen sich nicht einfach harmonisieren und gerade, well sie keine 
bloßen „Sachfragen" sind, sind sie so entscheidend für unsere weitere 
Entwicklung. 
Um sie entscheiden zu können, um in diesen Spannungen politisch zu 
handeln, bedarf es der Macht, bedarf es eines eindeutigen Mandats 
für diese Macht. Insofern, meine Damen und Herren, kann der Wahl­
kampf, dem wir uns nähern, keine Veranstaltung für staatsbürgerliche 
Bildung sein, ebensowenig wie unsere Partei ein Verein für „Gemein­
schaftsaufgaben" sein darf. 
Die Beurteilung unserer Lage, und zwar nicht nur der CDU, sondern 
die der deutschen Politik, wäre unvollständig ohne das Bild, das die 
übrigen Parteien bieten. 
Ich erspare es mir, näher auf die FDP einzugehen — trotz des Parteitages 
der FDP In Frankfürt, trotz ihrer ungereiften und für uns weitgehend 
undiskutablen Thesen zur Deutschlandpolitik -

(Beifall) 
auch ihrer unüberlegten und, so meine ich, törichten Bemerkungen über 
den Vorsitzenden der Christlich Sozialen Union. 

(Lebhafter Beifall) 
So reizvoll es auch wäre, meine Damen und Herren — Ich erspare es 
mir, darauf näher einzugehen. Die FDP Ist eine kleine Partei, und das 
mit Recht. 

(Beifall und Heiterkeit) 
Die Kleinen haben immer das Bestreben, sich durch besonders schrille 
Töne und durch ein Feuerwerk spektakulärer Vorschläge bemerkbar zu 
machen. Das alles, so meine ich, sollten wir nicht allzu ernst nehmen. 
Jeder vernünftige Wähler wird daraus die Konsequenz ziehen, sich bei 
der kommenden Wahl für eine klare regierungsfähige Mehrheit zu 
entscheiden, damit die Voraussetzungen für eine konsequente, über­
zeugende Politik geschaffen werden können. 

(Beifall) 
Aber vielleicht muß man den Freien Demokraten doch einige mil­
dernde Umstände zubilligen; denn der Parteitag In Frankfurt a. M. 
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scheint unter besonders schwierigen Bedingungen durchgeführt worden 
zu sein. Ich schließe das jedenfalls aus einer Bemerkung, die der 
stellvertretende Vorsitzende der Freien Demol<ratischen Partei, Herr 
Weyer, nach einer Zeitungsmeldung vom Donnerstag der vergangenen 
Woche, also offensichtlich unter dem Eindruck des Parteitags seiner 
Partei, gemacht hat. Es heißt hier in einem Zitat der großen Tages­
zeitung ,,Tag": 
Der menschliche Verstand ist das größte unterentwickelte Gebiet der 
Welt. 

(Heiterkeit) 

Nun, meine Damen und Herren, wenn das die Summe der Erkenntnisse 
aus den vorangegangenen Beratungen sein soll — ich kann es nicht 
übersehen —, dann wäre vieles vielleicht verständlich, und Ich würde 
meinen, daß wir die Freien Demokraten der Obhut unseres Bundes­
vorsitzenden anvertrauen sollten, der stets die These vertreten hat, daß 
jeder ein Recht darauf habe, klüger zu werden. 

Damit kann vielleicht der Mangel beseitigt werden, den Herr Weyer 
hier beklagt hat. 
Nun, meine Damen und Herren, zur Sozialdemokratischen Parteil 
Es wäre gut, wenn sich im kommenden Wahlkampf CDU und SPD 
in fairer, aber harter Konkurrenz gegenüberständen. Das setzt zunächst 
einmal auf selten der SPD einen Kanzlerkandidaten voraus, der min­
destens von der SPD ernst genommen wird. Wir suchen ihn vergeblich. 
Als der Altkandidat der SPD die letzte Bundestagswahl verloren hatte, 
wurde er behutsam in das zweite Glied zurückgezogen, um ihn jeder 
Bewährungsprobe in den Debatten und Auseinandersetzungen des Bun­
destages zu entziehen. 
Aber auch diese Vorsicht, das hat die weitere Entwicklung bewiesen, 
könnte nicht verhindern, daß der Chef des sogenannten Schattenkabi­
netts auch jetzt nur noch ein Schatten seiner selbst ist. Ich erspare es 
mir, Ihnen die vielen Peinlichkeiten und Unzulänglichkeiten ins Gedächt­
nis zurückzurufen. Vielleicht erinnert sich der eine oder andere dieser 
Vorgänge, z. B. der Berufung eines für ihn offenbar dringend benötig­
ten Brain trusts. Ich erspare es mir, auf alle diese Dinge einzugehen, 
durch die sich der Altkandidat der SPD als ein Versager erwiesen hat, 
dessen erneute Nominierung auch führende Kreise der SPD für einen 
großen Fehler halten. Nun, wir selbst haben seine Nominierung zwar 
nicht begrüßt, aber wir waren auch nicht sehr traurig darüber. Wir 
werden allerdings das deutsche Volk sorgfältig darüber aufklären, daß 
jede Stimme für die SPD zugleich auch eine Stimme für Willi Brandt 
ist. Das muß der Wähler ja doch wohl wissen. 

(Beifall) 

Der Wahlkampf setzt aber weiter eine Opposition voraus, die uns 
ihr Konzept der deutschen Politik entgegenhält. Aber die Sozlaldemo-
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kraten haben kein Konzept. Sie wolien keine Opposition sein. Sie sind 
sogar stolz darauf, daß sie nicht einmal mehr nein sagen, sie haben 
keinen wirklichen Willen zur Macht, es sei denn den Wunsch, vom 
Staatssekretär bis zur letzten Putzfrau alle Posten durch Genossen 
und Genossinnen zu besetzen. 

(Beifall) 

Die SPD wagt nicht einmal, der Öffentlichkeit zu sagen, sie kämpfe in 
diesem Wahlkampf um die Mehrheit. 
Statt dessen läßt sie unter der Hand verlauten, sie wolle gern mit 
uns gemeinsam die neue Bundesregierung bilden, obwohl wir doch an­
geblich so verbraucht sind. Die schwarz-rote Koalition — um in über­
holten Kategorien zu sprechen — ist bei Licht besehen das eigentliche 
Ziel, das einzige Ziel der SPD, allerdings eingefaßt von einem Strauß 
rosaroter Wahlversprechungen. 

Ist das geschickte Taktik oder gut ausgedachte Strategie? Es ist keines 
von beiden. Es ist der Verzicht auf Politik. Und darin liegt vielleicht 
unsere hauptsächliche Verantwortung in diesem Wahlkampf. 
Wir müssen dem deutschen Volk klar machen, daß diese nächsten Jahre 
nicht damit verbracht werden können, daß wir auf der Basis des bisher 
von uns Erreichten sogenannte „Gemeinschaftsaufgaben" lösen, son­
dern daß wir nach wie vor für unsere Existenz, für unsere Zukunft 
kämpfen müssen. (Beifain 

Wenn wir anfangen wollen wie die SPD, unsere Politik wie Zahnpasta 
zu verkaufen, wenn — wie bei der SPD ,— Demoskopie und public 
relatlons unseren Weg bestimmen, wäre das nicht nur töricht, es führte 
uns auch mit Sicherheit in eine nicht absehbare politische Katastrophe. 

Deshalb müssen wir diesen Wahlkampf mit aller Härte führen. Je ent­
schiedener wir auftreten, je überzeugender wir dem deutschen Volk 
unsere Vorstellungen über die zukünftige Politik entwickeln, desto 
leichter wird dem deutschen Wähler die Entscheidung fallen. Und wir 
können gewiß sein — das beweisen die Erfahrungen der Vergangen­
heit —, wenn der deutsche Wähler weiß, daß er wirklich eine Ent­
scheidung von großer Tragweite zu fällen hat, wenn er erkennt, daß 
es in Wahrheit um Deutschland geht, dann wird diese Entscheidung 
des Wählers zugleich sein: Der Sieg des Bundeskanzlers Erhard über 
einen Kandidaten, den wir uns als Nachfolger von Staatsmännern wie 
Bismarck und Adenauer einfach nicht vorstellen können; 

(Beifall) 
dann wird dieser Wahltag sein der Sieg der Union, die für Deutschlands 
Existenz und Zukunft zu kämpfen bereit ist; dann wird dieser Wahltag 
sein der Sieg einer Politik, die Sicherheit, Stabilität und Fortschritt ga­
rantiert und unser Volk vor Inflation und sozialistischen Abenteuern 

' '«*«^ '^- (Lebhafter Beifall) 
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Präsident Grundmann: Meine Damen und Herren! Meine lieben Partei­
freunde! Ich möchte Herrn Dufhues sehr herzlich danken für dieses groß­
angelegte Referat, aber Ich möchte noch mehr diesen 13. Parteitag 
benutzen, um Ihm zu danken für seine Arbeit an unserer Partei, Im 
Bemühen um eine straffe Organisation, um neue Wege und Ziele. 

(Beifall) 

Ich koppele diesen Dank mit dem Dank an unseren Bundesgeschäfts­
führer, Herrn Dr. Kraske, und an alle Damen und Herren, die in der 
Bundesgeschäftsstelle' mit. an diesem Ziele ständig zu arbeiten bereit 
sind. 

Ich darf Sie bitten, noch einen Augenblick auf Ihren Plätzen zu bleiben. 
Ich habe jetzt abstimmen zu lassen über das Redaktionskomitee. Sie 
haben die Liste der Namen auf Ihren Plätzen vorliegen. Ich darf die 
stimmberechtigten Delegierten bitten, darüber abzustimmen. Wer mit 
dem Vorschlag zum Redaktionskomitee, wie er Ihnen schriftlich vorliegt, 
einverstanden ist, den darf ich um das Kartenzeichen bitten! — Meine 
Damen und Herren! Ich will noch einmal vorlesen, wie das Redaktions­
komitee zusammengesetzt ist: 

Vorsitzender: Herr Dufhues Herr Lücke Herr Niermann 
Mitglieder: Herr Dr. Müller-Hermann Herr von Eckardt 
Herr Minister Dr. Krone Frau Brauksiepe Herr Rasner 
Herr Majonica Herr Dr. Kohl Herr Dr. Kraske und 
Herr Dr. Hellwig Herr Dr. Röder Dr. Rathke 
Herr Katzer Herr Professor MIkat 

Wer diesem Komitee zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe! — Enthaltungen! — Ich stelle fest,' daß 
bei einigen Enthaltungen dieses Redaktionskomitee durch den 13. Par­
teitag bestätigt worden ist. 
Ich darf Ihnen noch bekanntgeben, daß die zweite Plenarsitzung des 
Parteitages heute mittag Punkt 15 Uhr beginnt Wir hören dann das 
Referat unseres Parteifreundes, des Herrn Bundestagspräsidenten Dr. 
Eugen Gerstenmaier: 
„Was ist mit uns Deutschen los?" Versuch einer Orientierung. 
Die erste Plenarsitzung ist geschlossen. 
Schluß der Sitzung: 12.59 Uhr. 
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Montag, den 29. März 1965 

2. Plenarsitzung 

Präsidentin Frau Dr. Jochmus: Ich eröffne die zweite Plenarsitzung des 
13. Bundesparteitages der CDU. Wie ihnen heute morgen mitgeteilt 
wurde, werden wir jetzt Herrn Bundestagspräsidenten Dr. Gerstenmaier 
hören mit seinem Referat: „Was ist mit uns Deutschen ios?" ich freue 
mich, ihnen damit einen Redner anl<ündigen zu l<önnen, der uns schon 
auf vielen Parteitagen Grundlegendes für unsere Arbeit und für unser 
Selbstverständnis gesagt hat. Welche Bedeutung die Partei diesem 
Referat beimißt, sehen Sie daraus, daß wir für den heutigen Nachmit­
tag die ganze Zelt für das Referat und die Aussprache zur Verfügung 
haben. Ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit für Herrn Bundestagspräsiden-
ten Dr. Gerstenmaier. 

(Beifall) 

Bundestagepräsldent D. Dr. Eugen Gerstenmaier: Herr Bundesvorsitzen-
derl Herr Bundeskanzlerl Liebe Freundei Meine Damen und Herren! 

„Was ist denn mit Euch Deutschen ios?" Das, meine Damen und 
Herren, war die erste Frage eines amerikanischen Freundes, als wir 
uns nach zehn Jahren kürzlich wiedersahen. Er gehört zu dem Kreis 
der Männer, denen wir die Verständigung mit den USA und die Auf­
nahme in die Bündnisgemeinschaft der freien Welt mitzuverdanken 
haben. Die Frage kam nicht eigentlich aus dem Mißtrauen. In ihr spie­
gelte sich vielmehr die wache Aufmerksamkeit, aber auch etwas von der 
Verwunderung und vielleicht Enttäuschung, auf die wir Deutsche von 
Zeit zu Zeit in der freien und in der neutralen Weit stoßen. Man 
kann die Frage natürlich ignorieren oder ihr auch von unserer Seite 
mit jener Mischung von Verwunderung und Enttäuschung begegnen, 
die etwa in der kurzen Gegenfrage liegt: Wieso? Man kann die Frage 
aber auch zum Anlaß nehmen, den eigenen Bück prüfend auf das 
derzeitige Deutschiandbild unserer Umwelt zu richten und es mit unseren 
eigenen Vorstellungen und mit unserem eigenen nationalen Seibst-
verständnis kritisch zu vergleichen. Was dabei herauskommt, Ist noch 
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nicht Politik, sicher noch keine neue deutsche Politik, wohl aber ist es 
eine unerläßliche Voraussetzung jeder deutschen Politik, mindestens je­
der deutschen Außenpolitik. 
Ohne nüchterne Weltorientierung und ohne gewissenhafte innere 
Orientierung kann heutzutage niemand eine vernünftige Politik betrei­
ben. Am wenigsten wir Deutsche. Wir haben an uns selbst erfahren, 
wohin es führt, wenn sich der Blick für die Realität trübt, wenn das Ge­
wissen der Nation betäubt und orientierungslos wird und wenn an die 
Stelle der kritischen Weltorientierung die Illusion und der Machttraum 
treten. 
Das Deutschlandbild der Weit ist auch heute, 20 Jahre nach dem Krieg, 
alles andere als einheitlich. Es war nie einheitlich, mit großer Wahr­
scheinlichkeit wird es auch nie einheitlich sein. Denn es hängt keines­
wegs nur von dem ab, was wir Deutsche tun oder lassen, sondern auch 
von dem geschichtlichen und politischen Standort des Beobachters. Da­
bei spielen Interessen und Gefühlstraditionen eine große, wenn nicht 
sogar entscheidende Rolle. Das labilste Deutschlandblld haben zur 
Zeit wahrscheinlich die Araber. Sie sehen In den Deutschen vorwiegend 
Freunde oder potentielle Verbündete. So war es wenigstens bis vor 
kurzem. Das beruhte weniger auf einer sentimentalen Beziehung zu 
Deutschland als auf dem simplen Schluß: Meines Feindes Feind ist 
mein Freund. Weil wir gegen England und gegen Frankreich große 
Kriege führten und weil sich — es kann nicht verschwiegen werden — 
an den deutschen Namen der größte Judenmord hängt, deshalb galt 
Deutschland bis vor kurzem als der natürliche Freund und Verbündete 
der arabischen Welt. Daß die Voraussetzungen dieses Deutschlandbil­
des jetzt einer Revision unterzogen werden, das sollte niemand be­
dauern. Von Deutschland aus sehe ich nur zweierlei, was unsere freund­
schaftlichen Beziehungen zur arabischen Welt und zum Nahen Osten 
Im ganzen ernstlich gefährden, ja zerstören könnte, nämlich der Um­
gang mit dem Ulbricht-Regime, als ob es einen regulären deutschen 
Staat verkörpere, und Angriffskriege. 

Den Bundeskanzler haben wir zu seiner Entscheidung beglückwünscht, 
das deutsch-Israelische Verhältnis zu normalisieren. Das waren wir un­
serer Selbstachtung wie unserer Geschichte seit langem schuldig. 

(Lebhafter Beifall) 

Es war einfach unzumutbar, meine Freunde, uns dauernd in die 
Zwangsalternative Kairo oder Tel Aviv spannen zu lassen. 
Der Vergleich Bonn-Pankow für die anderen zieht dabei gar nicht; 
denn im Unterschied zum Reiche Ulbrichts ist Israel ein völkerrechtlich 
anerkannter, rechtlich einwandfrei etablierter Staat. Und das andere 
ist eben eine russische Besatzungszone, auch wenn es noch so getarnt 
ist. 

(Beifall) 
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Der vielfache Zusammenhang des Staates Israel mit dem Judentum der 
ganzen Welt ist für unseren Aspekt deshalb von so großer Bedeutung 
und kann auch frei angesprochen werden, weil das Weltjudentum einen 
bedeutenden Einfluß auf das Deutschlandbild in der heutigen Welt 
hat. Es kommt gar nicht darauf an, ob wir das begrüßen oder bedauern. 
Das Ist eine Realität, die wir zur Kenntnis nehmen müssen. 
Die relativ geringste Wandlung ist, wie mir scheint, im Deutschland­
bild der kommunistischen Welt zu verzeichnen. Ich höre immer npch die 
tieferstaunte Frage einer deutschen Studentin, die mich nach Ihrem 
ersten Rußlandbesuch fragte, wie es denn überhaupt möglich sei, daß 
es ernsthafte und liebenswerte russische Menschen gebe, die Immer 
noch vor Deutschland Angst hätten. Sie habe es zunächst gar nicht 
glauben können, sondern derartige Reden für Zweckpropaganda ge­
halten. Aber sie habe doch die Erfahrung gemacht, daß es gar nicht 
wenige seien, die sich nach Deutschland und der Friedensliebe der 
Deutschen immer wieder mit einem Vorzeichen der Angst und Sorge 
erkundigt hätten. 

Meine Damen und Herren, diese Reaktion ist sicher auch eine Wir­
kung der monotonen antideutschen Zweckpropaganda der Sowjets. 
Sie ist vielleicht aus innenpolitischen Gründen der Sowjetunion erfor­
derlich, um dem nach höheren Lebensständard strebenden fleißigen 
Sowjetbürger klarzumachen, warum der größte Teil seines Fleißes 
einer sinnlosen Rüstung und den Bedürfnissen eines Im Grunde Immer 
noch offensiv gestimmten Weltkommunismus zugute kommt. Dazu 
kommt, daß sich der Eiserne Vorhang auch insofern katastrophal aus­
wirkte, als er unserer Verständigungs- und Versöhnungsbereitschaft 
nach dem Osten hin fast jede Chance genommen hat. Die gereizte 
Polemik zweier feindlicher Weltsysteme, die sich auf deutschem Boden 
unmittelbar gegenübertreten, hat ein übriges dazu getan. 
Dennoch wird man sagen dürfen, daß auch am Deutschlandbild des 
Ostens die Zelt nicht spurlos vorübergegangen ist. Es gibt nämlich An­
zeichen dafür, daß seine Kraft und Macht auch über die russische 
und die polnische Seele zu schwinden begonnen hat und daß das Klischee 
des revanchistisch militaristischen Deutschland nur noch mit sehr be-
ttächtllchem Aufwand der offiziellen kommunistischen Propaganda vor 
seinem Zusammenbruch bewahrt werden kann. 

Man muß sich jedoch darüber im klaren sein, daß gerade dieses 
Klischee ein Instrument der sowjetrussischen Deutschland-Politik ist. Es 
dient keineswegs nur allgemeinen kommunistischen Propagandabe­
dürfnissen, sondern noch weit mehr dem sowjetrussischen ImperlallST 
mus. Denn es ist nicht nur der kommunistische Terror, dem Moskau In 
seiner deutschen Besatzungszone Schutz und Hilfe leiht, sondern es Ist 
auch brutaler russischer Imperialismus, der sich der Ulbricht und Ge­
nossen bedient. Das Deutschlandbild des kommunistischen Ostens Ist 
ganz und gar auf diesen Zweck abgestellt. Es orientiert sich also nicht 
an der deutschen Wirklichkeit, sondern bewußt an der kommunistischen 
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Zielstellung. Und solange die Sache so Ist, Ist es der Korrektur auch 
mit den wohlgemeintesten Mitteln nahezu unzugänglich. 
Völlig anders liegen die Dinge im Westen. Auch das Deutschlandbild 
des Westens ist In sich nicht einheitlich. Aber es ist von Elementen be­
stimmt, die sich nahezu in jedem Land der freien Welt finden. 
Das Belastendste Ist - wie wir auch aus der Reaktion auf die Verjäh­
rungsdebatte soeben wieder gesehen haben — noch immer das, was 
Hitler aus Deutschland gemacht und was er der Welt im deutschen 
Namen angetan hat. Es verbinden sich damit aber noch sehr viel äl­
tere Vorbehalte gegen das deutsche Volk und die deutsche Ge­
schichte im ganzen. 
In seinem Bestseller „Aufstieg und Fall des Dritten Reiches" hat der 
Amerikaner William Shirer die auch von einigen anderen vertretene 
Behauptung aufgestellt, daß Hitler kein Sonderfall der deutschen Ge­
schichte, sondern der Gipfel war, ihr Gipfel, in dem das eigentliche 
Wesen der Deutschen In Erscheinung getreten sei. Shirer hat damit 
Vorstellungen und Ressentiments zusammengefaßt, die weit verbreitet 
und in der freien Welt auch heute noch nicht einfach überwunden 
sind. Shirer und seine Nachbeter haben nicht bemerkt, daß sie mit sol­
chen Theorien eine fatale Parallele zu dem Rassismus dieses Jahrhun­
derts geliefert haben; denn, daß das geschichtliche Verhalten eines Vol­
kes sich zwangsläufig aus seinem Wesen ergäbe und mithin Im 
Bösen wie im Guten unvermeidbar und nicht wandelbar sei, das eben 
war die ebenso närrische wie verbrecherische Grundanschauung des 
vom Nationalsozialismus praktizierten Antisemitismus. „Die Juden an 
sich sind schlecht", so hieß es dort; „die Deutschen an sich sind eine 
Gefahr", so heißt es bei Leuten wie Shirer. Es waren vor allem deut­
sche jüdische Emigranten, die Shirer In die Schranken gewiesen haben; 
aber die Vorbehalte und die inneren Distanzen gegenüber Deutsch­
land sind auch heute noch so groß, daß die deutsche Politik sie fort­
gesetzt einkalkulieren muß, auch — machen wir uns doch nichts vorl — 
wenn diese Distanzen ganz höflich verschwiegen werden. 
Zweifelhaft Ist mir, meine Freunde, ob die wachsende Einsicht In die — 
ohne uns — verpfuschte Friedenslösung für uns selber eine nennens­
werte Entlastung bedeutet. Edens Kritik an Roosevelts Sonderspiel mit 
Stalin ist dabei für uns interessant. Aber wird sie von Irgendwelcher 
Bedeutung für die Korrektur des Deutschlandbildes zu unseren Gun­
sten sein? — Eine Fragel 

Einen großen positiven Beitrag hingegen hat zu dieser Korrektur die 
breite Begegnung von Volk zu Volk geliefert, die Begegnung, wie sie 
in der Besatzungszeit begann und sich in der europäischen Integration 
und der atlantischen Partnerschaft vertiefte. Die Rehabilitierung des 
deutschen Volkes in der freien Welt hätte — dabei bleiben wir — auf 
keinem anderen Weg als auf dem der von Konrad Adenauer ge­
führten Außenpolitik wirkungsvoller durchgeführt werden können. 

(Lebhafter Beifall) 
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Sie hat uns auch in der sogenannten blockfreien Welt Achtung ver­
schafft. Mit der Entscheidung zur Sache der Freiheit In der Welt, mit 
unseren Wiedergutmachungsleistungen und mit dem wirtschaftlichen 
Wiederaufbau hat das deutsche Volk die Voraussetzungen für seine 
Rückkehr als gleichberechtigter Partner in die Gemeinschaft der Völker 
und in die Weltpolitik geschaffen. 
Aber die Anerkennung dieser moralischen, politischen und wirtschaft­
lichen Leistungen ist noch nicht gleichbedeutend mit jener inneren Be­
ziehung, die das (\/liteinander der Völker auf die Dauer allein freund­
schaftlich und fruchtbar macht. Völker sind eben noch etwas anderes 
als Staats- und Wirtschaftsapparaturen. Ihre Beziehungen werden erst 
fruchtbar, wenn sie sich In einem Kilma der gegenseitigen Wert­
schätzung, ja, der Inneren Zuneigung entfalten können. Es ist kein 
Zweifei, daß wir Deutschen auch heute, zwanzig Jahre nach dem Krieg, 
darauf nur teilweise und zurückhaltend rechnen können. 
Zwar geben sich viele unserer Nachbarvölker Mühe, uns zu begegnen 
wie anderen auch. Aber wir können uns nicht einbilden, daß wir das, 
was wir uns an unbefangener Freundschaftiichkeit wünschen müssen, 
mit unserer noch so bemühten Politik und Psychologie allein bewirken 
können. Unserem politischen Verstand und Takt muß dabei doch im­
mer viel abverlangt werden. Aber es hängt einfach nicht von Ihm aliein 
ab, ob sich dann auch so etwas vollzieht, was z. B. zwischen den 
Deutschen und den Franzosen in den vergangenen fünfzehn Jahren 
Ereignis wurde. Wo die Versöhnung Wirklichkeit wird, ist immer ein 
Wunder dabei. Ihre Früchte haben Anspruch auf sorgfältigste Pflege 
und Bewahrung. Das brauchen sie nicht, wie die Ängstlichen meinen, 
weil sie besonders zerbrechlich wären, sondern weil sie besonders 
kostbar sind. 

(Beifall) 

Die Pflege des deutsch-französischen Verhältnisses ist schon deshalb 
eine vorrangige Aufgabe unserer Politik, well in Ihm die Neuorien­
tierung unseres nationalen, unseres geschichtlichen und politischen 
Denkens ihren wahrscheinlich tiefsten und nach unserem Empfinden 
produktivsten Ausdruck gefunden hat. 
Verständigung und Versöhnung hat es in den vergangenen zwei Jahr­
zehnten Gott sei Dank nicht nur zwischen Deutschland und Frankreich 
gegeben. Die amerikanische Deutschland-Politik und die europäische 
Integration wären ohne sie nicht denkbar und nicht möglich gewesen. 
Aber wir Deutsche haben sie wohl doch am tiefsten eben in der Ent­
wicklung des deutsch-französischen Verhältnisses erlebt. Frankreich hat 
seit mehr als zweihundert Jahren den weitaus stärksten Einfluß auf 
das deutsche Nationalbewußtsein ausgeübt. Neben den subtilsten 
Verbindungen geistiger Art bestand zwischen Deutschland und Frank­
reich auch lange der ausgeprägteste, mit viel Haß gepflegte Ge­
gensatz. Es bedurfte mehr als des lllberdrusses an den Schlachten, die 
wir uns lieferten, um einen fundamentalen neuen Abschnitt in unserer 
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gemeinsamen Geschichte zu eröffnen. Dazu gehörten eine neue Idee 
und ein gemeinsames klares Ziel. 
Der Gedanke der europäischen Integration hat sie geliefert, In die­
sem Fall unter der Führung eines Mannes, der beide Völker eigentlich 
In sich vereinte: Robert Schuman. Unter seinem Horizont und dem 
Horizont der Integration hat sich die Begegnung der Deutschen mit 
den meisten unserer europäischen Nachbarn schon bald nach dem 
Kriege zu vollziehen begonnen, und diese Begegnung wiederum hat 
wesentlich zur FHevIsion des Deutschlandbildes in Europa und In der 
Welt beigetragen. 
Der Europarat hat, was heute nahezu vergessen ist, dafür Unersetz­
liches geleistet. Hier in diesem Saal sind Männer und Frauen, die mit 
angefangen haben im Jahre 1950, sich an den Tisch zu setzen, an den 
Tisch, an dem die Praxis der Versöhnung exerziert wurde. 

(Beifall) 
Im Europarat sind wir den Vertretern der meisten unserer Nachbar­
völker, gegen die wir lange gekämpft haben, zum erstenmal wieder 
gegenübergetreten. Aus weiten Distanzen haben wir uns langsam auf­
einander zubewegt, bis wir uns in der Montanunion, In der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, in der NATO und im deutsch-französischen 
Elys6e-Vertrag miteinander verbunden haben. 

Daß das kein spannungsloses Unternehmen sein kann, war jedem 
nüchtern Denkenden von Anfang an klar. Nationale Interessen und 
Denkweisen werden nämlich nicht automatisch harmonisiert, indem man 
sie unter den Horizont und in das Konzert übernationaler Zusam­
menschlüsse stellt. Die Konflikte, die sich auch dabei zwischen einzel­
nen nationalen Interessen und den Notwendigkeiten des Ganzen er­
geben, sind natürtich. Sie wird es auch in Zukunft geben. 

In der Art und Weise, wie sie bestanden werden, zeigt sich Jedoch, 
wieviel tatsächliche Kraft in der neuen Orientierung der Völker der 
freien Welt wirksam ist. Wir Deutsche waren zum Beispiel in der 
Frage des Getreidepreises vor eine solche Probe gefordert. Sie 
wurde bestanden. Verfehlt wäre es aber, wenn wir uns vor Alternativen 
stellen ließen, die dem Sinn und Geist der europäisch-atlantischen 
Partnerschaft zuwider sind. Eine solche Alternative Ist zum Beispiel das 
Wort: Paris oder Washington. 

(Beifall) 

Eine solche Formulierung ist deshalb grundfalsch, well der deutsch­
französische Vertrag mehr ist als eine deutsch-französische Interessen­
koalition innerhalb der europäischen Gemeinschaft oder der NATO. 
Er ist vielmehr der Ausdruck eines vertieften Verhältnisses und eines 
höchst produktiven Verhältnisses der beiden Völker. Dieser Ausdruck 
beraubt keinen der Möglichkeit, seine Entscheidungen innerhalb der 
großen Zusammenschlüsse nach sachlicher Notwendigkeit Im gegen­
seitigen Vertrauen und Im Respekt vor dem Geist der Gemeinschaft 
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zu treffen. Es ist durchaus berechtigt und der neuen Orientierung un­
serer Poiitil« auch gar nicht zuwider, wenn wir unser nationaies Inter­
esse dabei ebenso sorgsam bedeni<en wie unsere Partner das ihre. 

(Beifaii) 
Jetzt kommt also ein so etwas halbstarker Beifaii. Ich möchte wissen, 
ob ich mir auch diesen Beifaii noch verscherze mit dem nächsten 
Satz; denn der heißt: ich warne jedoch vor dem neuerdings wieder 
recht ungehemmt vertretenen Rezept, dal5 wir uns ausschließlich von 
unseren eigenen nationalen Interessen leiten lassen müßten. 

(Beifall) 
Der Beifall Ist besser, und er steht einer Christlich-Demokratischen 
Union Deutschlands wohl zu Gesicht. 

(Beifall) 
Denn, meine Damen und Herren, bei allem Respekt vor den na­
tionalen Interessen: daß sie allein es sein müßten, die unser Tun und 
Lassen bestimmten und dirigierten, gegen diese Formulierung ist einzu­
wenden, daß sie mindestens Insofern mißverständlich, ja sogar fatal 
sei, als sie nämlich allzu leicht vergessen läßt, daß es zwischen unse­
rem nationalen Interesse und dem anderer Völker der freien Welt weit 
mehr Interessenidentität als Interessenkonkurrenz gibt. 

(Beifall) 
Aber die ganze Parole paßt auch deshalb nicht mehr so richtig In die 
Landschaft, weil sie dem neuen Ziel, dem großen Maßstab und den 
wichtigsten Methoden der deutschen Politik in den letzten 15 Jahren 
nicht gerecht wird. Das Wesen dieser Politik besteht darin, daß sie 
sich mit den gemeinsamen Notwendigkeiten und der gemeinsamen 
Existenz der freien Welt identifiziert. Sie Ist ein Ziel oder, wie Kant 
sagen würde, ein Zweck und nicht nur ein Mittel unserer Politik. 
Deshalb ist auch der Verdacht unbegründet, der sich da und dort in der 
Welt ausgebreitet hat — das ist nämlich die Kehrseite der Medaille —, 
daß wir Deutsche nur uns selbst und das große Elend unserer Tei­
lung im Auge hätten, daß wir die anderen nur für politische Initiativen 
zu unseren Gunsten einzuspannen wünschten, uns selber aber In keu­
scher Distanz von allen Konfliktherden hielten, mit denen fertlgzu-
werden eben nicht nur die Sache der Amerikaner und allenfalls der 
Engländer sei, weil sie nämlich die ganze freie Welt angingen. 
Dieser Vorwurf ist unterwegs und wird gar nicht mehr Immer nur aliein 
hinter vorgehaltener Hand geflüstert. Ihm muß begegnet werden. Man 
muß sagen, daß es leider wahr Ist, daß es Äußerungen und vielleidit 
auch Aktionen von deutscher Seite gab, die so gedeutet, so mißdeutet 
werden oder einen solchen Eindruck hervorrufen konnten. Aber, meine 
Damen und Herren, es gibt auch anderes, ganz anderes, was ihn 
widerlegt. Dazu gehört nicht nur die ungewöhnlich hohe Integrierung 
der Bundeswehr in die NATO, sondern dazu gehört z. B. auch unsere 
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Ratifizierung des Atomteststopps. Wir waren keineswegs blind gegen 
die Bedenken, die sich aus der Zulassung Pankows zu dieser Ratifi­
zierung ergeben niußten. Wir haben diese Bedenken im Interesse der 
Sache und der Rücksicht auf den Präsidenten im Weißen Haus in 
Washington seinerzeit fallenlassen. 
In der nahezu vollständigen Synchronisierung unserer eigenen Deutsch­
land-Politik mii den wellpolitischen Zielen und Methoden unserer wich­
tigsten Bündnispartner drückt sich natürlich auch die Oberzeugung aus, 
daß es richtig und methodisch notwendig ist, die Lösung der Deutsch­
land-Frage nicht im nationalen Alleingang nach Osten, sondern in der 
weltpolitisch handlungsfähigen Gemeinschaft der freien Welt zu 
suchen. Aber das ist nur eine Bestätigung der Interessenidentität und 
kein Beweis dafür, daß wir die Sache der freien Welt unseren berech­
tigten nationalen Belangen einfach unterordnen würden. 
Damit, meine Damen und Herren, haben wir uns bereits der Kehr­
seite der Medaille zugewandt, nämlich dem Verhältnis Deutschlands 
zur Welt und dem Verhältnis zu sich selbst. 
Man kann nicht in Abrede stellen, daß die Hinwendung vieler Deut­
scher an den Gedanken der europäischen Einigung seinerzeit unter 
dem Eindruck erfolgte, daß der deutsche Nationalstaat in der be­
dingungslosen Kapitulation vom Mai 1945 für immer zerbrochen sei. 
Das vereinte Europa war deshalb für viele ein Ersatz für das zer­
störte Vaterland. Sie versuchten damit, aus der Not eine Tugend zu 
machen, was um so leichter war, als dem Gedanken gar nicht zu 
widersprechen war, daß das alte Europa ein neues Gesicht bekommen 
müsse, wenn es noch eine Zukunft haben wolle. Dem Beitritt des freien 
Teiles Deutschlands zu der atlantischen Sicherheitsgemeinschaft ist 
zwar von der Opposition heftig widersprochen worden — was man 
gar nicht mehr wissen will - ; seine Notwendigkeit erwies sich aber als 
unwiderlegbar. 
Das Verhältnis Deutschlands zur Welt orientierte sich deshalb In den 
fünfziger Jahren erstens an der Bereitschaft, einer europäischen Fö­
deration den Vorrang vor der Wiederherstellung des klassischen Na­
tionalstaates zu geben, jedenfalls sein wichtigstes Attribut, die nationale 
Souveränität, den Erfordernissen der europäischen Einigung zu opfern; 
zweitens daran, die Sicherung unserer Freiheit in der Bündnisge­
meinschaft der freien Welt zu suchen. Damit war nicht nur allen 
herkömmlichen deutschen Bündnissystemen, sondern auch nahezu al­
len traditionellen Vorstellungen von der Rolle Deutschlands In der 
Weltpolltlk der Abschied gegeben. Die Deutschen haben sich über­
raschend schnell und richtig orientiert. Indem sie sich der von uns, der 
CDU, programmatisch formulierten und praktizierten Politik anschlos­
sen. Das, meine Damen und Herren, gilt durchaus für ganz Deutsch­
land, denn es kann kein Zweifel sein, daß auch die Deutschen in der 
sowjetisch besetzten Zone in Ihrer großen Mehrheit sich Innerlich da­
für entsshieden. 
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Das ist einer der Gründe, weshalb die Sowjets und ihre Handlanger 
die freien Wahlen in Mitteldeutschland niemals ernsthaft in Erwä­
gung zogen, geschweige gar zugelassen haben. Es war auch deshalb 
nur konsequent und gerecht, wenn die Bundesregierung in Anspruch 
nahm, der allein autorisierte Sprecher aller Deutschen in der Welt 
zu sein. Darum muß die Halistein-Dol<trin auch weiterhin mit Ent­
schiedenheit gehandhabt werden. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, ich warne vor der Illusion, daß daran 
viel zu biegen, zu wandeln und zu machen sei. Sie muß angewandt 
werden. Das heißt, man muß sie genau präzisieren, und dann muß 
sie genau angewandt werden. Wendet man sie nicht an, dann hat man 
sie schon aufgegeben ohne jede weitere Theorie. Sie hat keinen an­
deren Zweck, als den Anspruch durchzusetzen, daß Deutschland in der 
Welt allein von der Bundesrepublik vertreten wird. Nur damit wird 
dem deutschen Volk und der Welt erspart, daß zwei grundverschieden 
gestimmte deutsche Staaten in der Weltpolltik erscheinen und damit 
die Spaltung Deutschlands perfekt machen. 
Es ist sicher, daß in der Entschiedenheit, mit der wir dagegen angehen, 
nicht wenige unserer Zeitgenossen unsympathische deutsche Wider­
borstigkeit gegen das Schicksal, kalte Kriegsstimmung oder gar na­
tionale Überheblichkeit sehen. Wir müssen damit rechnen, daß unser 
unentwegtes Bestehen auf der Wiederherstellung unserer nationalen 
Einheit, ja selbst die beharrliche Verfechtung des Selbstbestim­
mungsrechtes für alle Deutschen im Rahmen des Statuts der Vereinten 
Nationen von vielen als lästig und gegen die Entspannung in der 
Welt gerichtet empfunden wird. 
Das wird das aufgehellte Deutschlandbiid in einem Teil der Welt 
möglicherweise wieder verdunkeln, zumindest wird es da und dort 
uns Sympathien kosten. Das muß gesehen und muß hingenommen 
werden. Denn wir hätten sonst nur noch die Wahl, die uns vom 
Rechtsbewußtsein und von den Geboten der menschlichen Solidarität 
gezogenen Grenzen zu überschreiten, indem wir uns mit dem Status 
quo — d. h. mit der Teilung — formell und tatsächlich abfänden. Das 
aber kann nicht sein, und das darf nicht sein, gleichgültig, ob wir dafür 
gelobt oder gescholten werden. 

(Beifall) 
Die gerechte Lösung der Deutschland-Frage und die damit verbundene 
Stabilisierung Europas ist jedoch eine zu große Aufgabe, als daß sie 
Illusionismus und leere Demonstrationen vertrüge. 
Gerade weil sie für uns und unsere Nachbarn von höchstem Rang und 
für die um den Frieden besorgte Welt von unabweisbarer Bedeutung 
ist, muß sie mit langem Atem und größter Nüchternheit mitten in der 
Weltpolitik gehalten werden. 
Der Wandel der Welt wird uns möglicherweise auch einen Wandel der 
Methoden dafür auferlegen. Es ist an uns, dafür nicht nur offen zu 
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sein, sondern uns immer von neuem zeitgerechten Vorschlägen und 
Initiativen verpflichtet zu wissen. 
Eine unerläßliche Voraussetzung für das Gelingen einer solchen Politik 
ist, daß vi/ir Deutsche selbst die Balance halten zwischen wirtschaft­
licher Kraft und politischer Leistung. Denn Deutschlands politische Gel­
tung in der Welt kann hinfort nicht allein auf seine wirtschaftliche 
Energie, auf seine Selbstreinigung und seine Bündnistreue gegründet 
werden. Das alles, meine Freunde, ist notwendig, aber das notwen­
dige Gewicht In der großen Politik gewinnt es erst, wenn es kraftvoll 
In einer in sich selbst ausgeglichenen weltblickenden und methodisch 
sicheren politischen Aktivität zusammengefaßt wird. 
Bis jetzt hat die geistige und moralische Kraft der CDU die Energien 
Deutschlands politisch geformt und gelenkt und jene Balance zwischen 
wirtschaftlicher und politischer Leistung herbeigeführt, die Deutschlands 
Wiederaufstieg bewirkte. Der neue Abschnitt der weltpolitischen Ent-

. Wicklung mit seiner Differenzierung innerhalb der großen Blöcke, mit 
den komplizierter werdenden Integrationsaufgaben, mit der notwendi­
gen und ganz unausweichlichen Reform der NATO, mit der inneren 
Labilität weiter Teile der Weit und mit dem diffus gewordenen Welt­
kommunismus, das alles erfordert von uns, von der CDU als der führen­
den Kraft Deutschlands, präzise Orientierung, große Entschlossenheit 
und klare Führung. 

(Beifall) 

Aber, meine Damen und Herren, vielleicht halten das nun nicht alle 
für der Weisheit letzter Schluß vor einem Wahlkampf. Es muß aber 
gesagt werden. Der neue Abschnitt verlangt nämlich auch die Einsicht 
unseres Volkes, daß neue Anstrengungen notwendig sind. Sie sind zu­
erst gedanklicher und methodischer Art im Bereich der Politik. Aber sie 
sind auch materieller Art. Es hat nämlich keinen Zweck, vor den star­
renden Atomwänden sitzen zu bleiben und darauf zu warten, bis die 
Russen davor Angst bekommen. Diese haben sie schon längst. Aber sie 
verhindert nur kriegerische Experimente, sie löst jedoch nicht brennende 
politische Aufgaben. 
Es ist ein Irrtum, daraus den halb befriedigten, halb melancholischen 
Schluß zu ziehen, daß es um den Frieden der Welt zwar gar nicht 
so übel bestellt sei, daß aber alles andere immobil bleibe. NeinI Die 
große Auseinandersetzung, der Wettiauf zwischen Ost und West um 
die Welt findet weiter statt. Er vollzieht sich nur statt mit militärischen 
mit wirtschaftlichen, gesellschaftspolitischen und organisatorischen Mit­
teln, und er findet einstweilen hauptsächlich In der sogenannten und 
um die sogenannte blockfreie Welt statt. 
Es geht zunächst um Asien und Afrika. Aber das sind doch nur Teil­
ziele im Konzept des Weltkommunismus. Es ist keine unrichtige, auf die 
Dauer aber auch keine ganz zureichende, aber für sich allein genom­
men zu bequeme Behauptung, daß wir Deutsche getan hätten, was 
wir Deutschland und der Sache der freien Welt schuldig seien, wenn wir 
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unseren Verteidigungsbeitrag und etwas Entwlckiungsliiife entrichteten 
und im übrigen durcli unsere gesellschaftspolitisclien Investitionen im 
deutschen \/o\k dafür sorgten, daß der Kommunismus bei uns l<eine 
Chance habe. Das ist alias gut und wahr. Ich glaube, daß wir uns in 
den kommenden Jahren dazu entschließen müssen, mit einem noch grö­
ßeren politischen und materiellen Einsatz an dem wirtschaftlich-sozia­
len Wettkampf zwischen Ost und West teilzunehmen. 
Wenn es wahr Ist, daß die Lösung der deutschen Frage eine Frage 
des Verlaufs der Weltpolitik Ist — und der Herr Altbundeskanzler hat 
uns das heute morgen wieder höchst eindrucksvoll zum Bewußtsein 
gebracht —, dann ist das nicht nur unsere moralische Pflicht als Mit­
glied der freien Welt, sondern es Ist auch unsere unmittelbar nationale 
Aufgabe. 

Aber wird sich das deutsche Volk entschließen, die Anstrengungen, 
die eine politische Leistung dieser Art verlangt, auf sich zu nehmen? 
Und wird es sich bereitfinden — die Frage muß ja auch angesprochen 
werden —, zu jenem fortgesetzten inneren Engagement, das eben dazu­
gehört und das ihm seine Kritiker so gerne absprechen? Oder wer­
den wir mit steigendem Sozialprodukt erst jener „gepanzerte Konsum­
verein" werden, der zu einem hinreichenden weltpolitisch wirksamen 
Beitrag und einer durchgreifenden inneren Orientierung der Nation über­
haupt nicht mehr fähig ist. Muß jene „Abdankung des Geistes vor dem 
Vitalen" — um ein Wort Emil Brunners zu gebrauchen — dergestalt wirk­
lich das Schicksal der Deutschen in ihrem neuen Wohlstand sein? — Es 
gibt Belege dafür, meine Freunde, daß diese Gefahr keine Erfindung ist; 
und es ist Tatsache, daß sich viele Deutsche vor einem Vakuum sehen, 
wenn nach ihrer persönlichen Orientierung in unserer Zeit und in 
Staat und Gesellschaft gefragt wird. Daß es so ist, liegt nicht nur an 
der gedankenlosen Selbstbeschränkung auf den Vordergrund des Le­
bens, sondern auch an den zerbrochenen Traditionen, an der in Frage 
gestellten Kontinuität unserer Geschichte, an den Schwierigkeiten un­
serer Provisorien und an der verbrecherischen Ausbeutung der Vater­
landsliebe im Dritten Reich. In einem ausgezeichneten eindringlichen 
Bericht aus Frankreich schreibt Heinz Barth, der Pariser Vertreter der 
„Welt", daß die Bundesrepublik für die Franzosen z. B. „ein leichter zu 
begreifender Partner wäre, wenn sie eine klarer umrissene Beziehung 
zu ihrer nationalen Aufgabe hätte. Auf den Vulgärnationalismus des 
Dritten Reiches sei das entgegengesetzte Extrem einer ratlosen Passi­
vität des nationalen Bewußtseins gefolgt." Barth, der Sachkenner, läßt 
keinen Zweifel daran, daß das bedauernd. Ja vorwurfsvoll gemeint ist 
und daß das keineswegs nur von den Gaullisten so empfunden wird. 
Meine Damen und HerrenI Es ist keine Illusion, zu sagen, daß sich seit 
einiger Zeit jedoch in Deutschland neue Kräfte zu regen beginnen, 
Kräfte, die in das große Vakuum eindringen und die unprogramma­
tisch, aber wirklich wieder so etwas wie ein nationales Bewußtsein zu 
schaffen beginnen, ein Bewußtsein, das sich jedenfalls ansprechen 
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läßt. Es hat nichts zu tun mit den schäbigen Resten des Nationaisoziaiis-
mus; denn es stammt aus ganz anderen seelischen Bereichen, und es 
orientiert sich an völlig anderen Leitbildern und Überzeugungen. 
Angestachelt und geformt wird es vielleicht mehr von einem humani­
tären als spezifisch politisch-staatlichen Element, nämlich von der 
menschlichen Solidarität mit denen hinter dem Eisernen Vorhang. Da­
mit verbindet sich aber die wachsende Einsicht, daß die europäische 
Integration die nationale Integration weder ersetzen soll noch ersetzen 
kann. Es zeigt sich dabei auf deutschem Boden, daß keineswegs nur 
die Engländer und das Frankreich de Gaulles den Nationalstaat nicht 
aufgegeben haben. In unserem beständigen Verlangen nach der 
Wiedervereinigung Deutschlands hat er eben immer auch weitergelebt, 
auch wenn man davon ausgehen darf, daß sein heutiges und zukünf­
tiges Verständnis sich nicht mehr auf die alte Wertordnung der natio­
nalen Souveränität gründet. Aber je größer und undurchdringlicher — 
prüfen wir uns doch selber! — die übernationalen Zusammenschlüsse 
mit ihren notwendigen Apparaturen werden, desto mehr sucht der 
Mensch des Massenzeitalters Zuflucht in seelisch durchdringbaren Räu­
men, desto mehr verlangt er nach Gliederung und vertrauter Behau­
sung. 

Der Nationalstaat mit seinen Kulturtraditionen und Strukturprofilen 
wird sie ihm auch weiter bieten, obwohl sich — Ich wiederhole — seine 
Souveränitätsvorsteliungen und damit sein staatliches Selbstbewußt­
sein grundlegend gewandelt haben. 
Zu dieser inneren Bewegung gehört, daß das deutsche Bewußtsein 
wieder nach seiner Geschichte fragt. Die Frage gilt nicht der Heroi­
sierung oder Beschönigung, sondern dem Bedürfnis nach nationaler 
Kontinuität und Identität. Dabei ist nicht nur der Verstand, sondern 
vor allem das Gewissen engagiert. Deshalb wird in diesem Feld die 
Frage nach unserer Schuld und Unschuld und der der anderen noch 
lange nicht verstummen. Ihr auszuweichen, Ist nicht wohlgetan, sie zu 
forcieren, ist nicht notwendig. Unerträglich, und zwar moralisch wie po­
litisch, ist jedoch der Versuch der Aufrechnung von Untaten, der Ver­
such, dem sich einige hingegeben haben. 

Meine Damen und Herren, wir haben es nicht in der Hand, daß zwei­
felhafte Gestalten mit den Regungen eines neuen deutschen National­
bewußtseins ihre dunklen oder banalen Geschäfte zu machen versu­
chen. 

(Beifall) 

Aber bei uns, innerhalb der Christlich-Demokratischen Union Deutsch­
lands, sollte kein Schatten eines Zweifels darüber bestehen, daß solchen 
Leuten energisch begegnet werden muß. 

(Erneuter Beifall) 
Die Bildung eines neuen Nationalbewußtseins der Deutschen sollte 
jedoch nicht verdächtigt, sondern von uns, der Christllch-Demokrati-
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sehen Union Deutschlands, gewissenhaft gepflegt werden. Denn es 
vollzieht sich in Ihm — vielleicht oft wirr — doch so etwas wie eine 
neue Orientierung, die Ober Sex, über Geld und Freizeitgestaltung hin­
ausdrängt, die des leichten Spiels überdrüssig ist, die das Vakuum 
des „gepanzerten Konsumvereins" angähnt und anödet. 

(Beifall) 
Menschen, die sich dieser Orientierung öffnen, ahnen etwas davon, daß 
der Dienst der Freiheit ein strenger Dienst ist und das Vaterland auch 
In unserer Zeit eine faszinierende Sache Ist. 

(Beifall) 
Wenn wir etwas brauchen, wenn die deutsche Politik etwas braucht, 
dann sind es Menschen dieser Art. Denn bei allem Respekt vor der 
Macht der tausend Verbände, in denen unsere Wirtschaftsgesellschaft 
dem Staat gegenübertritt und - das Wort von Eschenburg Ist nicht aus 
der Luft gegriffen - ihn zu beherrschen trachtet — eine Nation und ihr 
Staat sind mehr als ein Wechselrahmen für den Interessenausgleich, 
und die CDU ist etwas qualitativ anderes als eine Interessenkoalition. 

(Beifall) 
iWas uns betrifft, wir dienen Deutschland nicht nur, well es die 
Grundlage unserer Existenz Ist, sondern weil es einen Anspruch auch 
auf unsere Liebe hat. 
Meine Damen und Herren, in seinen Memoiren berichtet General de 
Gaulle einmal von dem Eindruck, den er bei seiner ersten Fahrt durch 
die französische Besatzungszone von dem geschlagenen Deutschland 
gewonnen habe. Es ist eine menschlich noble Äußerung. Sie verbindet 
sich mit der Feststellung — Ich zitiere de Gaulle —: „Wiederaufbau und 
Lebensniveau — das mußten auf lange Jahre die Ziele des deutschen 
Volkes und seiner Politik bleiben." 
So war es In der Tat. 
Inzwischen sind ?0 Jahre ins Land gegangen. Wiederaufbau und Le­
bensniveau — mögen die Nörgler sagen, was sie wollen — sind im 
ganzen wesentlich erreicht. Geblieben, als Aufgabe aber geblieben 
Ist, was nur in der Bewegung der Weltpolitik erreicht werden kann: 
Deutschlands Einheit, Europas gerechte Ordnung und der gesicherte 
Weltfrleden. 

(Beifall) 
Meine lieben Freunde, darf Ich auf die Frage: „Was Ist denn mit Euch 
Deutschen los?" für Deutschlands Christlich-Demokratische Union — 
Franz-Josef Strauß, mit Deiner Erlaubnis auch für die Christlich-So­
ziale Union - antworten: Keine Angst! Wir fallen nicht zurück. Wir 
gehen vorwärts. Wir treten neben die Partner, Bundesgenossen und 
Freunde, die uns Gott in diesen Jahren wiedergegeben hat. In Ihrer 
Gemeinschaft nehmen wir unseren vollen Part auf uns im Ringen un­
serer Zeit um eine Welt, in der Gerechtigkeit wohnt. 

(Anhaltender starker Beifall) 
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Montag, 29. März 1965 

2. Plenarsitzung 

Aussprache 

Präsidentin Dr. Jochmus: 
Herr Bundestagspräsident Dr. Gerstenmaierl Ich darf Ihnen auch Im 
Namen aller, die hier im Saal anwesend sind, sehr herzlich danken für 
diesen weitschauenden Blick in die ganze Welt hinaus, den Sie uns 
eröffnet haben. Sie haben uns aufgezeigt das Bild, das die Welt von 
uns hat, und die Aufgabe, die uns in dieser Welt erwächst. Sie haben 
uns auch den Weg gezeigt, den wir im Inneren für Deutschland zu 
gehen haben. 
Ich danke Ihnen dafür, daß Sie uns mit diesen Ausführungen eine Basis 
gegeben haben, an der wir in den nächsten Tagen unsere Beratungen 
auszurichten haben. Ich glaube, wir werden wohl Immer daran denken 
müssen, auch in den Arbeitskreisen, denken an das, was wir heute 
gehört haben. Dafür möchte Ich ganz besonders danken. Die Resonanz, 
die Ihr Vortrag hier im Saale gefunden hat, zeigt Ihnen, daß die an­
deren wohl gleich mir denken und diese Basis wohl auch als richtig 
empfinden. 

(Erneuter Beifall) 

Wir treten jetzt in die Diskussion ein, und wir bitten um Wortmeldungen. 
Präsident Dr. Lemke: Bevor wir in die Diskussion eintreten, darf Ich 
noch zwei Gäste begrüßen, den Vorsitzenden der Christlich Sozialen 
Volkspartei Belgiens, Herrn van den Buinards. 

(Beifall) 
Weiter begrüße ich den Generalsekretär des Christlich Demokratischen 
Studienzentrums In Rom, Herrn Dr. Hahn. 
Zunächst hat nun Herr Stingl vom Landesverband Berlin/Oder-Neiße 
ums Wort gebeten. Bitte sehrl 
Stingl: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach einer so auf­
wühlenden Rede des Herrn Bundestagspräsidenten ist es sicher schwie­
rig, jetzt Ihr Ohr zu finden. Aber die Rede unseres Geschäftsführenden 
Vorsitzenden Dufhues, die Rede unseres Vorsitzenden und jetzt die 
Rede des Herrn Gerstenmaler haben mir doch gezeigt, daß es notwen-
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dig ist, auch einmal zu fragen: Woran iiegt es denn, daß wir selbst In 
der CDU gelegentlich Jetzt auch vor den Wahlen ein so mangelndes 
Selbstvertrauen haben? Mir will es scheinen, als vergäßen wir selbst 
Immer wieder, daß wir doch auf gesichertem Boden stehen, daß diese 
Christlich Demol<ratische Union nicht gleich zusammenknicken muß, 
wenn einmal etwas nicht wie am Schnürchen geht. 
Ich glaube, wir haben in unserer Partei immer wieder den Fehler 
gemacht, daß wir, wenn einmal nicht alles sofort und geradlinig In 
unserem Sinne ging, gleich meinten, wir hätten eine falsche Politik 
eingeschlagen. Gestern abend hat uns Bundeskanzler Adenauer aufge­
fordert, uns immer wieder daran zu klammern, daß wir in unserer Poli­
tik, in der Politik für Deutschland, Stetigkeit walten lassen. Diese Stetig­
keit muß sich gründen auf dem Selbstvertrauen, daß wir, die Christlich 
Demokratische Union und die Christlich Soziale Union, schon ungemein 
Großes für unser Volk geleistet haben, aber daß es damit nicht aus Ist, 
sondern daß auch die Zukunft unseres Volkes bei uns in guten Händen 
Ist. 
Wir haben eine Diskussion innerhalb unserer eigenen Reihen nicht zu 
scheuen. Wir können uns darauf berufen, daß unser geschäftsführender 
Vorsitzender Dufhues heute morgen ja schon gesagt hat: Wir haben 
vielleicht ein wenig zuviel nach außen diskutiert, aber Diskussion an 
sich ist nichts Schlechtes, ist das Wesen der Demokratie. 

Wenn Eugen Gerstenmaier eben gesagt hat, wir sollten uns davor 
hüten, unsere nationalen Ansprüche etwa zu übersteigern, so hat er 
damit gewiß nicht gemeint, daß wir immer nur so tun sollten, als gäbe 
es nur berechtigte Anliegen anderer Nationen. Vielmehr müssen wir 
uns endlich nur dareinfinden, daß wir das, was wir für unsere Nation 
brauchen, was für unsere Nation notwendig ist, klar sagen, und daß 
wir dabei in unserem Bündnissystem immer auch der richtige, ver­
trauensvolle Bündnisparter auch für die Anliegen der anderen Partner 
sind. 

Wir meinen — und wenn ich als Flüchtling oder Vertriebener spreche, 
muß ich das besonders sagen —, daß wir Deutschen in der Welt ein 
Recht darauf haben, unruhig zu sein, ihr zu sagen, daß gerade In 
unserem Vaterland eine unmenschliche iVlauer errichtet ist, daß unser 
Vaterland wider alles Recht geteilt ist. Aber wir müssen zugleich dazu 
sagen, daß wir das nicht nur deshalb sagen, um die Welt aufzustacheln, 
uns zu helfen, in unserem Volk die Teilung zu beseitigen, den Deutschen 
die Freiheit wiederzubringen. Vielmehr müssen wir zum Ausdruck 
bringen, daß wir wohl wissen, daß die Freiheit in der ganzen Welt in 
Nöten liegt, daß wir — und gerade wir, die wir Vertriebene sind — uns 
zu Fürsprechern machen nicht nur für die Freiheit der l\^enschen in der 
Zone, sondern eben auch für die Freiheit der Menschen in Polen, Ir 
der Tschechoslowakei, in Ungarn und wo immer es sonst sein mag. 

(Beifall) 
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Wir haben aus bitterem eigenem Erleben unseren Beitrag dafür zu 
leisten, daß Freiheil, Selbstbestimmung, Recht auf die Heimat unteilbare 
Werte sind. Es muß uns dabei um die Freiheit in der ganzen Welt 
gehen. 

Unsere Ostpoiitil« darf nicht dadurch unglaubwürdig werden, daß wir 
etwa sagen: Wir haben das Alleinvertretungsrecht für alle Deutschen, 
denn Ulbricht ist ein Usurpator von Macht!, aber nicht zugleich auch 
sagen, daß die anderen Tyrannen kommunistischer Prägung eben auch 
Usurpatoren der Macht sind und daß sich die anderen Völl<er ebenso 
wie unsere Menschen in Mittelsdeutschland nach der Freiheit sehnen. 
Unsere Ostpolitil< muß sich den wandelnden Verhältnissen anpassen. 
Aber das, was uns die FDP auf dem letzten Parteitag geboten hat, Ist 
nicht die Lösung, sondern das ist am Ende die Aufgabe des Allein­
vertretungsrechts auch bei uns, für die Deutschen. Denn wer Ulbricht 
als Herrn über die Deutschen nicht anerkannt wissen will, der darf 
auch nicht so tun, als sei der legitime Herr über die Tschechen Herr 
Novotny, oder wen Sie sonst nennen wollen. 

(Beifall) 
Unsere Ostpolitik darf nicht der Stärkung der Tyrannen dienen, aber 
sie muß ausgewogen genug getrieben werden, und jede Möglichkeit 
muß ausgenutzt werden, daß wir zu den Völkern im ostmitteleuro­
päischen Raum, die zu uns gehören und ohne die Europa nicht denkbar 
Ist, die immer wieder ihren kulturellen Beitrag zu diesem Europa 
geleistet haben, Zugang finden und den Menschen dort helfen können, 
— übrigens auch jeder einzelne durch sein Hineinwirken, durch seine 
persönlichen Beziehungen und auch durch seine Reisen. 
Allerdings dürfen wir dabei nicht deshalb, weil es zu lange dauert, 
weil wir große Geduld brauchen, die falschen Mittel anwenden. Der 
Verzicht auf die Lösung jeder dieser Fragen durch Waffengewalt darf 
nicht bedeuten den Verzicht auch auf Politik und auf politische Mittel, 
um diese Zustände zu ändern. 

(Beifall) 
Wir müssen bei einer Politik, die kleine Schritte tun will — auch hier 
kann ich mich auf das beziehen, was gestern gesagt wurde —, sehr 
darauf aufpassen, ob diese kleinen Schritte wirklich Schritte nach vorne 
zu den Menschen hin, für ihre Freiheit, sind. Es muß überlegt werden, 
ob denn der kleine Schritt, daß jemand unter erschwerten Umständen 
— zum Beispiel das Unterschreiben von Formularen, mit denen er dann 
von Wilmersdorf nach der Stadtmitte in Berlin reisen kann — dann 
zwar von Neukölln nach Köpenick, aber nicht von Neukölln nach Köln 
reisen kann. 
Diese Überlegungen müssen ernsthaft erwogen werden. Wir dürfen 
uns vor allen Dingen nicht in die Situation hineinreden lassen, wie es 
manche tun, und wie es Herr Brandt niit seinen sechs oder sieben 
Punkten, die er unlängst herausgegeben hat, getan hat, als seien wir 
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es, die die Mauer errichtet hätten, als läge es an uns, als ob die Men­
schen nicht von Dresden nach München oder von Neul<ölln nach Köpe­
nick reisen könnten. Es gibt keine Bestimmungen unseres Staates, die 
den deutschen Menschen in Mitteldeutschland das Zusammenkommen 
mit uns, sei es hinüber oder herüber, verv/ehren. Alle diese einschrän­
kenden Maßnahmen, alle Mauern, Jeder Stacheldraht usw. sind nicht 
von uns errichtet, sondern von den anderen. Wenn uns dann gesagt 
wird, wir sollten dafür sorgen, daß die Mauer transparent wäre und der 
Stacheldraht überwindbar, dann muß man abwägen, welche politischen 
Konzessionen die anderen damit erreichen wollen. Auf keinen Fall 
dürfen politische Konzessionen geboten werden, die die Freiheit Insge­
samt gefährden und die die Wiedervereinigung Deutschlands nicht In 
Freiheit, sondern in Unfreiheit dann vielleicht zur Folge haben. Wer 
das verletzte Recht wiederherstellen will, wer das verletzte Recht auf 
die Heimat, auf Selbstbestimmung und auf Freiheit wiederherstellen 
will, der muß eine stetige, eine feste Politik betreiben. So haben wir es 
immer wieder gesagt. Diese stetige, diese feste Politik treiben wir gegen 
den Widerstand der SPD, teilweise auch der FDP, dadurch, daß wir 
Bündnispartner der westlichen Welt geworden sind und daß wir uns 
zu Opfern verpflichtet haben. Wer mag das leugnen? 
Aber auch die anderen sind verpflichtet, uns In unseren Belangen zu 
helfen. 

Wir müssen dabei an die europäische Integration, aber auch daran 
denken, daß wir unseren Staat Im Inneren so bauen, daß er für die 
Menschen, die die Freiheit nicht haben, der Anziehungspunkt bleibt. 
Unsere Innere gesellschaftliche und unsere soziale Ordnung muß für 
die Menschen in Mitteleuropa ein Anziehungspunkt sein, es muß die 
Sehnsucht sein, daß man heraus will aus der Unterdrückung, die der 
Kommunismus über dieses Europa geworfen hat. Wir, die christlichen 
Demokraten, können das Selbstvertrauen haben, daß wir den Weg 
dahin gegangen sind. Wir können unserem Volk, wenn wir es alle 
redlich tun, in Diskussion und In Gesprächen klarmachen, daß es am 
19. September die Entscheidung hat, uns wieder die Führung zu geben, 
damit wir auf diesem Wege Immer wieder weiterkommen können. 

(Beifall) 
Präsident Dr. Lemke: Ich danke dem Kollegen Stingl für diese Aus­
führungen. Wir wollen gleich weitergehen, und wir hören nun Herrn 
Köberle aus Schleswig-Holstein. 
Köberle: Herr Präsident! Meine Freundel Parteitage der CDU/CSU 
sollen Formen der Diskussion sein. Das Referat unseres Präsidenten Dr. 
Gerstenmaier ermuntert mich, einige Sätze als Diskussionsbeitrag hier zu 
sagen. Ich bin außerordentlich dankbar, daß das Thema „National­
bewußtsein und seine neue mögliche Ausformung" einen so breiten 
Raum heute nachmittag eingenommen hat in diesem Referat. Man hat 
sich doch in den letzten Monaten draußen verstärkt gefragt, wie steht 
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es denn mit dieser unserer ureigensten Frage? Man hat sich das ge­
fragt im Zusammenhang etwa mit der Debatte um die Verjährungsfrist 
und ihren Begieiterscheinungen. Man hat sich das gefragt im Zusam­
menhang mit der Orientierung und dem neuen Durchdenl<en unserer 
Nahost-Poiitil<. 
Wir haben dabei zwei Puni<te herauszusteiien. Der eine ist positiv: 
daß bei unseren Bürgern im Lande verstärl<t das Bewußtsein entwicl<eit 
wurde, daß wir doch ais eine Gemeinschaft, als ein, wenn auch 
geteiltes, Staatsvoil< in dieser Welt stehen. Das zweite scheint mir 
eine sehr l<ritische Begleiterscheinung zu sein: daß man sich draußen 
verstärl<t gefragt hat: Wird denn aber in einer solchen Situation unser 
nationales Interesse — wie es dann genannt worden ist — auch hin­
reichend gewahrt? 

Das, meine Freunde, ist eine harte und präzise Frage an uns, an die 
CDU/CSU, gewesen. 
Sicherlich ist es richtig, daß auch draußen zweifelhafte Gestalten -
wenn ich das zitieren darf — ihre dunklen und banalen Geschäfte gern 
besorgen wollen. Eine Richtung, in die diese Formulierung sicherlich 
gehen muß, hat Franz Josef Strauß heute vormittag für uns alle un­
mißverständlich dargelegt. Der Denkansatz Gerstenmaiers also. Unsere 
Beobachtungen draußen im Lande, im politischen Alltag, müssen uns 
dazu bringen, daß wir über dieses Thema „neues nationales Bewußt­
sein" bei uns in der Union verstärkt nachdenken. 

Wir in Schleswig-Holstein haben einen doppelten, permanenten Anlaß, 
uns mit dieser Frage zu beschäftigen. Einmal sind wir ein Grenzland 
im überkommenen Sinne an der Grenze zu Dänemark. Zum anderen 
leiden wir in besonderem Maße an der offenen Wunde einer Zonen­
grenze. Es ist nicht zufällig gewesen, daß unsere Ministerpräsidenten 
von Hassel und Dr. Lemke gerade in diesen beiden Fragen, Insbe­
sondere auch, was das Verhältnis zu unserem Nachbarlande Däne­
mark anbelangt, seit Jahren besonders aktiv gewesen sind. 

Nun stoßen wir - mein Freund Dr. Weimar aus der nördlichsten Stadt 
unserer Bundesrepublik, aus Flensburg, Abgeordneter bei uns im Land­
tag, sprach mich vorhin nochmals darauf an — dabei auf eine inter­
essante Erscheinungsform. Wir stoßen nämlich auf die Erscheinung, 
daß man mit der wachsenden Integration, mit der Verbesserung nach­
barschaftlicher Verhältnisse gerade auch zu Dänemark eine ganz 
neue Form nationalen Bewußtseins und nationalen Selbstverständnisses 
im Grenzbereich findet. Sie stellt sich etwa in der Welse dar, daß man 
sehr freundschaftlich, aber sehr intensiv in einen kultureilen Wettbewerb 
eintritt, der wirklich begrüßenswerte und erfreuliche Ergebnisse zeitigt. 
Das andere, was zwar anklang, was aber vielleicht der eigentliche 
Kernpunkt unserer Diskussionen noch in langer Zukunft bleiben wird: 
Nachdem wir das Herausstellen des Nationalstaates als höchsten 
Wert etwa in der Politik Gott sei Dank überwunden haben, verbinden 
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wir aber mit diesem Wort „Nationalstaat", mit der Vorstellung eines 
nationalen Bewußtseins, doch Jetzt die Begriffe des Rechtsstaates: 
Einigkeit und Recht und Freiheit. 
Damit sind wir mitten in der Diskussion um die Wiedervereinigung und 
alles, was damit zusammenhängt. Damit stehen wir aber auch vor der 
uns gestellten Aufgabe, unter solchen Aspekten in dem Bereich, in dem 
wir das tun können, in dem wir jetzt und heute und seit 1949 zuständig 
sind, nämlich in der Bundesrepublik, die nationale Ordnung innen 
Immer wieder in Angriff zu nehmen und zu gestalten. 
Das sind Spannungsbögen, meine Freunde. Ich glaube nicht, daß man 
sie auch nach einem noch so ausgezeichneten Referat in einer kurzen 
Diskussion im Plenum eines Parteitags ausdiskutieren kann. Ich glaube 
jedoch, diese Spannungsbögen sollten uns als CDU/CSU dazu bringen, 
daß wir sie einmal erkennen, vielleicht deutlicher und klarer, als wli 
es in der praktischen Alltagspolitik immer tun. Zum anderen sollten 
wir unter diesem Gesichtspunkt, welche Möglichkeiten es denn gebe, 
ein neues Bewußtsein dieser Art zu entwickeln, unser gesamtes politi­
sches Verhalten Tag um Tag überprüfen und durchleuchten. 
Das, meine Freunde, scheint mit ein entscheidender Auftrag an uns 
alle zu sein. Er muß dann damit verbunden sein, daß wir vertieft und 
verstärkt nachdenken. Ich meine, daß dann der Bogen an dieser Stelle, 
aber auch an anderen, in unserer Politik geschlagen wird von der 
Praxis, von dem Regieren, von dem Verantwortungstragen zum Nach­
denken, d. h. hin zum Geist. Es ist doch sicher, daß die Politik, die 
Konrad Adenauer In all diesen Jahren handfest und klar und unbeirrbar 
gelegt hat, uns. Insbesondere der jüngeren Generation, die Freiheit 
eines solchen Nachdenkens überhaupt erst ermöglicht. 
Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall) 
Präsident Dr. Lemke: Ich danke Herrn Köberle und bitte Herrn Dr. Kohl. 
Dr. Kohl: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Es ist vielleicht ein sehr später Zeltpunkt — es handelt sich ja um den 
13. Parteitag der Christlich Demokratischen Union seit Begründung 
dieser Partei in der Bundesrepublik —, wenn wir uns heute In dem 
Referat unseres, Freundes Eugen Gerstenmaier und jetzt In dieser 
Aussprache einem Thema zuwenden, das gerade in diesen Wochen 
sozusagen höchste Aktualität gewonnen hat. In diesen Wochen sind 
es ja gerade 20 Jahre her, daß die Kapitulation und all das erfolgte, 
was dieses Wort beinhaltet; damals war die Stunde Null unseres 
Volkes. 
Ich bin sehr froh, daß unser Freund Köberle vom äußersten Norden 
unseres Vaterlandes dieses Thema noch einmal aufgegriffen hat. Viel­
leicht erlauben Sie mir, daß ich in dieser Debatte als einer, der aus 
dem Südwesten Deutschlands, aus der Pfalz, kommt, auch einige Ge­
danken zu diesem Thema beisteuere. 
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Mir scheint, es ist eine wiciitige Sache, und es gehört zum Selbst­
verständnis christlicher Demol<raten in Deutschland, daß wir heute 
vielleicht sehr viel freier, unmittelbarer und auch ohne größere Hem­
mungen, ganz einfach nebeneinander, die Worte Vaterland und Eu­
ropa aussprechen, und daß wir — wie ich es in meiner eigenen Heimat 
erlebe — es als selbstverständlich empfinden, daß die Zeit der dauern­
den Auseinandersetzungen mit dem unmittelbaren Nachbarn - Franl<-
reich —, die Zeit der Kriege, der Evakuierungen, der Not und des 
Elends, die Besatzungszeiten — besonders in meiner engeren Heimat — 
vorüber sind. Wir betrachten heute die Dinge mit großer 
Unbefangenheit. Wir betrachten diesen Zustand als ein köstliches 
Geschenk der Geschichte. Wir als CDU haben kräftig daran mitgewirkt, 
daß heute dieses Geschenk als ganz selbstverständlich genossen wer­
den kann. Von diesen Dingen ist vielleicht in den letzten Jahren zu 
wenig gesprochen worden. Aber es ist heute hier wieder mehrfach 
angeklungen, daß das vor allem ein Verdienst der christlichen Demo­
kraten und insbesondere von Konrad Adenauer war. 
Auf diesem Parteitag, der ein Parteitag zur Vorbereitung der Wahl­
entscheidung vom 19. September sein soll, sollte man dieses wichtige 
Axiom deutscher Politik in der Nachkriegszeit noch deutlicher heraus­
stellen. Aber das entbindet uns umgekehrt nicht davon, auch so zu 
sprechen, wie Eugen Gerstenmaier es hier getan hat. Indem er sagte: 

Aber die Bildung eines neuen deutschen nationalen Bewußtseins 
sollte nicht verdächtig, sondern von uns, der Christlich Demokra­
tischen Union,'gewissenhaft gepflegt werden. 

Ich sage das vor allem hier als einer aus der jüngeren Generation In 
der Partei, weil ich das Gefühl habe, daß in unserem Volk, und vor 
allem in der jungen Generation, heute die Ansprache auf den Begriff 
— und auf das, was da mitschwingt — ,,Vaterland" viel größer ist, als 
das noch vor Jahren erwartet und gesehen wurde. Das ist kein Wagnis, 
das ist heute eine Realität deutscher Politik. 
Wir sind uns sicherlich darüber Im klaren, daß wir aus der Nachkrlegs-
oder Endkriegsgeneration des 2. Weltkrieges diesen Begriff etwas 
anders sehen. Wir sehen ihn nicht unmittelbar so, wie er sich in der 
Münchener Universität wieder dokumentiert In dem Spruch: Es ist süß 
und ehrenvoll, für das Vaterland zu sterben. Aber wir sehen ihn auch 
angesichts dieses Spruches in der Münchener Universität und unter 
dem Gedanken, daß vor diesem schmiedeeisernen Gitter der Universität 
einstens, vor mehr als 20 Jahren, die Flugblätter mit dem Aufruf 
der Geschwister Scholl und der Weißen Rose heruntergingen, und daß 
just an dieser Stelle die Männer um Professor Kurt Huber verhaftet 
wurden, die dann später schmählich umgebracht wurden. Aus diesem 
Bezug heraus verstehen wir den Begriff. Wir sehen ihn sicherlich nicht 
— auch das sollte man ganz offen aussprechen — in einer Perspektive 
der Studentenregimenter von Langemark. Aber wir sehen Ihn heute 
als eine Realität deutscher Politik. 
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